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Amtliche Berichte
über die

Verhandlungen !>es Badischen Landtags.
M 31. Karlsruhe » den 3. JuN 1919 .

* 31. öffentliche Sitzung
am Donnerstag den 26. Juni 1818 , nachmittags 4 Uhr.

Tagesordnung :

Anzeige neuer Eingänge. Sodann ev. Kurze Anfragen.
Hieraus
1 . Zweite Beratung über den Gesetzentwurf , die Bürgschafts¬

übernahme für ein Darlehen der Stadtgemeinde Kehl durch
den Staat betr. (Drucks. Nr. 86) ,

Berichterstatter Abg . Mar um .
2. Fortsetzung der Besprechung der Interpellation der Abgg .

"Dt . Kraus und Gen ., die Sozialisierung in Baden betr .

(Drucks. Nr. 26).
3. Begründung und Beantwortung der Interpellationen

a. der Abgg . Dr . Koenigsberger und Gen ., die Reform
der UniversitätsVerfassung betr. (Drucks. Nr. 18) ,

b. der Abgg . Henrich und Gen., die Wohnungsfrage betr .
(Drucksache Nr . 10s).

4. Berichte der Konunission für Justiz und Verwaltung und
Beratung über

a. die der Gutheißung des Landtags vorbehaltene Verord¬
nung des Ministeriums des Innern vom 5 . August 1918 ,
die Erhebung von Taxen für die staatliche Genehmigung
zur Ausgabe von Teilschuldverschreibungen und Vorzugs¬
aktien sowie zur Errichtung von Mtiengesellschaften usw .
betr . (Drucks. Nr. 88) ,

Berichterstatter Abg . Schneider - Heidelberg ;
b. die Bitte des Bad. Landeswohnungsvereins und des

Wad . Landesverbands deutscher Bodenreformer, die Or¬
ganisation für das Wohnungswesen betr .,

Berichterstatter Abg. Geck.
8 . Berichte der Petitionskommission und Beratung über die

Petitionen
s . des Michael Kuhn in Friedrichsfeld um vorzeitige Ent¬

lassung seines Sohnes aus der Schule,
Berichterstatter Abg . Ihrig ,

b. des Adam Weber in Oberdielbach im gleichen Betreff,
Berichterstatter Abg Ihrig .

Am Regierungstisch : Staatspräsident Geiß, Ar¬
beitsminister R ü ck e r 1, Minister des Auswärtigen D i e t .
rich , Justizminister Trnnk » Minister für Kultus und Un¬
terricht Hummel , Minister des Innern R e m m e l e, Fi¬
nanzminister Dt . Wirth und Geh. Oberffnanzrat Z im¬
mer m a n n.

Präsident Kopf eröffnet um 4(4 Uhr die Sitzung und gibt
folgende Eingänge bekannt :

1. Eingabe der Siebenerkommisfion der Volkswehrleute in
Mannheim wegen Gewährung von Lohnzuschlägen .

Die Eingabe wird gleichzeitig mit der in der vorigen Sit »

zung eingelaufenen Mitteilung des Ministeriums des Innern
ir.' gleichen Betreff an die Haushaltskommission
verwiesen.

2. Urlaubsgesuche der Abgg . Martzlosf Damann ,
Maier -Heidelberg und Weißhaupt .

Der erbetene Urlaub wird erteilt.

Zur Verlesung einer Kurzen Anfrage der Abgg . Ma -
rum , Köhler , König und Mayer - Karlsruhe erhält
hierauf das Wort:

Abg Marne » (Soz .) :

Ist dem Staatsministerium bekannt , daß in Kehl der Hiksr-
staatSanwalt, Amtmann Werber , der Amtsrichter Frisch und
zwei Gendarmen von den Franzosen verhaftet worden sind,
weil sie die Verhaftung des Agenten Hompa in Legelshurst
wegen Hochverrats durchgeführt haben? Welche Schritte ge¬
denkt das Staatsministerium zu tun, um die Enthaftung der
Beamten herbeizuführen und um die Durchführung des Straf¬
verfahrens gegen Hompa zu ermöglichen?

Zur Beantwortung erhält das Wortr

Minister des Auswärtigen Dietrich : .
Der Regierung ist bekannt , daß die Behörden in Kehl den

Agenten Hompa wegen Hochverrats verhaftet haben , und daß
die Franzosen nachher diesen Herrn Hompa befteit, dafür
aber den Amtsrichter Ruch, den Oberamtsrichter Frisch und
den Amtmann Werber in Hast genommen haben . Die Vor¬
gänge , die hierzu geführt haben , sind folgende:

Schon Ende Mai erfuhr die Regierung, daß in Legelshurst
im Amt Kehl hochverräterische Treibereien im Gange seien .
Am 28. Mai nachmittags hat im Salmen in Legelshurst eine
Versammlung stattgefunden, die der Agent Hompa einberufen
hat , in welcher nach längeren Ausführungen des Agenten
Hompa , in denen er die Gründe darlegte, warum man zu
Frankreich kommen müffe , und gleichzeitig die Nachteile des
Verbleibens bei Deutschland hervorhob , ein Schriftstück unter,
zeichnet werden sollte . Der nähere Inhalt des Schriftstückes
ist in den Einzelheiten nicht bekannt . Am 31 . Mai wurde
am Rathaus in Legelshurst ein Anschlag folgenden Inhalts
festgestellt '

„Das Exekutivkomitee für die Annexion des Gebietes des
Brückenkopfes Kehl beschließt :

1 . Von heute ab existiert die deutsche Autorität und Ver -
waltung nicht mehr .

2. Wir erkennen als rechtmäßige Autorität nur noch die
französische Zivil - und Militärbehörde an, deren Anordnung
allein wir Folge leisten werden .
Das Exekutivkomitee für Legelshurst." (Zuruf links: Pfui ! )

Nach unseren Berichten haben der Versammlung einige 28
Leute angewohnt. Die Unterschriften für das Schriftstück, das
nachher an die französische Behörde abgegangen ist, sollen un¬
gefähr 50 Personen vollzogen haben . Nach den weiteren Mit¬
teilungen, die wir bekommen haben, handelt es sich vielfach
um Leute , die nicht recht wußten, wgs sie taten, und hinter¬
her -ihre Tat bereut und versucht haben , sie wieder gut zu
machen.

Zur Rechtslage ist folgendes zu bemerken : Kehl wurde be-
setzt auf Grund der nachträglichen Abmachung vom 15. und
16. Januar 1919 in Trier zum Waffenstillstand. In dieser
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Abmachung heißt es in Ziffer VII : »Das alliierte Oberkom¬mando behält sich von jetzt an vor, um sich eine neue Sicher¬heit zu verschaffen, zu dem Zeitpunkt , wo es dies für angezeigterachtet, den durch die Forts des rechten Rheinufers gebildetenAbschnitt der Festung Strahburg mit einem Geländestreisenvojnj 5 bis 10 Kilometer vor diesen Forts zu besetzen ; die Be¬setzungsgrenze ist auf der beigefügten Karte angegeben.

" Vondieser Besetzung ist dann auch unverzüglich Gebrauch gemachtWorden.
Auf Liese Besetzung findet die Bestimmung der HaagerLandiriegsordnung im Artikel 43 Anwendung , welche lautet :

»Nachdem die gesetzmäßige Gewalt tatsächlich in die Händedes Besetzenden übergegangen ist, hat dieser alle von ihmabhängenden Vorkehrungen zu treffen , um nach Möglichkeitdie öffentliche Ordnung und das öffentliche Leben wieder her.zustellen und aufrecht zu halten und zwar soweit kein zwin¬gendes Hindernis besteht, unter Beachtung der Landesgesetze."Das , Gebiet ist also deutsch geblieben. Seine Zugehörigkeit zuDeutschland ist auch in der vor der Verhaftung abgeschlossenenFriedensverhandlung vom 23. d. M . festgelegt, und deswegenenthält das Vorgehen des Herrn Hompa und der anderen
Beteiligten das Verbrechen des Hochverrats nach Artikel 81, 82,84 des Reichsstrafgesetzbuches . Wenn die Behörden in Kehldeswegen gegen den Agenten Hompa und seine drei Helfers¬helfer , den Ratschreiber Jockers, den Friedrich Zipf und denGlaser Georg Lesch Haftbefehl erlaßen haben, so haben siedamit nur ihre Pflicht und Schuldigkeit getan (Zustimmung ),und sie finden die volle Billigung der badischen Regierung(Abg. Mayer - Karlsruhe : Sehr gut ! ).

Wir haben, als uns die Mitteilung von der Verhaftung der
Behörden zukam, die inzwischen dahin richtig gestellt wurde,daß der Oberamtsrichter Ruch enthaftet sei, während nundie beiden Gendarmen in Kork in Haft genommen seien, uns
sofort mit einem Protest an die Waffenstillstandskommission
gewendet, ebenso an daS Auswärtige Amt in Berlin und an
unseren Gesandten, an letzteren mit dem Ersuchen, unseremSchritte Nachdruck zu verleihen.

Die Behörden in Kehl haben ein schweres Stück Arbeit auf
sich genommen» und sie haben die Arbeit vollzogen tm Be¬
wußtsein, ihrem Vaterland dadurch einen Dienst zu leisten.Sie werden die Haft, die über sie verhängt ist und von derwir hoffen, daß sie sich nicht wird aufrecht erhalten lassen, weil
sie eine Vergewaltigung ist, mit der Würde tragen , welche das
Gefühl treuer Pflichterfüllung mit sich bringt . Und Sie ,meine Damen und Herren im Hause und die Regierung , wir
wollen der Hoffnung Ausdruck verleihen, daß die ganze Be¬
völkerung KehlS und des Brückenkopfgebietes Ebenso denkt und
handelt und der Wunsch , sie von Deutschland zu trennen , an
chrem treuen Willen zerschellen wird (Lebhafter Beifall ).

Zur Verlesung einer weiteren Kurzen An¬
frage erhält das ' Wort :

Abg. Ztegelmaier - Oberkirch (Zentr .) :
Ist es der Regierung bekannt , daß für Kinder zwischen 2und 6 Jahren , ganz besonders auf dem Lande nur ganz feitenSchuhe zu bekommen sind ? Kann die Regierung dgfur sor-en, daß die Schuhfabriken in größerer Anzahl Kinderschuheerstellen?

Zur Beantwortung erhält das Wort :

Minister des Innern R e m m r l e:
Der Mangel an Kinderschuhen hängt selbstverständlich mitdem Mangel an Schuhwerk überhaupt zusammen , dessen Ur¬

schen als bekannt vorausgesetzt werden dürfen und der sogroß ist, daß in den letzten Monaten im Reiche durchschnitt¬
lich nur noch 1 Million Paare Lederschuhe monatlich verteiltwerden konnten. Durch die Besetzung der linksrheinischenGebiete und der rechtsrheinischen Brückenköpfe gehen rund40 Prozent der gesamten deutschen Schuherzeugung für das
übrige Deutsche Reich verloren. Das mußte sich naturgemäßauf dem Gebiete der Versorgung mit Kinderschuhen besondersstark fühlbar machen , da Kinderschuhe hauptsächlich links-
Rheinisch, besonders am Niederrhein , hergestellt werden. Da¬von abgesehen ist die Anfertigung von Kinderschuhen aber
auch an und für stch zurückgegangen, weil diese Schuhe mnormalen Zeiten vielfach aus Oberlederabfällen von Herren -und Damenstiefeln gefertigt zu werden pflegen. DerartigeAbfälle sind aber jetzt sehr spärlich, weil bei dem Mrngelan Oberleder darauf gesehen wird, jedes einzelne Teilchen,soweit es nur irgendwie verwendbar ist, auszunützen .

Wir haben versucht , waS möglich war , nm dem Mangekan Kinderschuhen abzuhelfen. Eine Umstellung der zumeistfür Anfertigung größeren Schuhwerks eingerichteten rechts-rhemischen Fabvilbetriebe auf Kinderschuhe ist unter den der¬zeitigen Verhältnissen technisch nur unter erheblichen Schwie¬rigkeiten durchführbar . Schon aus diesem Grunde hat eineAnweisung an diese Fabriken , Kinderschuhe herzustellen, keinendurchschlagenden Erfolg , abgesehen davon, daß dazu nichtdie badische Regierung , sondern der Überwachungsausschuß derSchuhindustrie und der Hauptverteilungsausschuß des Schuh¬handels zuständig wären . Trotzdem haben wir in einemFalle , in welchem eine solche Einwirkung möglich war , einerbadischen Fabrik die Herstellung von Kinderschuhen in grö¬ßerem Umfange nahegelegt. Im übrigen haben wir durchdie Vertreter der SchuhhaNdelsgesellschastKarlsruhe den Über¬
wachungsausschutzder Schuhindustrie ersuchen lassen, den Schuh¬fabriken die Herstellung von Kinderschuhen in den Größen18 bis 26 in größerer Anzahl auszugeben . Ein enffprechendesVerlangen ist auf unsere Veranlassung hin auch durch dieMitglieder des, Verbandes badischer Schuhwarengroßhändleran ihre Lieferanten gerichtet worden. Endlich wurde,' als sichin letzter Zeit infolge eines Abkommens mit den zuständigenStellen die Belieferung Badens mit einer Sonderquote von80 000 Paar Schuhen, aus der Pfalz im Kompensationswegeermöglichen ließ, darauf hingewirkt, daß diese Ware juotgroßen Teil auch in Kruder- und Mädchengrößen geliefertwunde .

Durch die getroffenen Maßnahmen ist zwar nach den unSvorliegenden Nachrichten dem Mangel nur teilweise abgehol¬fen. Es wird aber weiterhin auch dahin gewirkt werden , daßauch zukünftig Baden mit Kinderschuhen im Vergleich zuanderen Bundesstaaten nicht ungünstiger beliefert wird.
Der Präsident gibt hierauf den Eingang einer

Mitteilung des ArbeitsminffterS bekannt, wonach dieser be¬reit ist, bte Interpellation der Abgg . Weißhaupt und Gen .,die Sonntagsruhe betr ., zu beantworten .
Hierauf wird in di« Tagesordnung eingetre«ten . Zu Ziffer 1 derselbdn : Zweite » « *ratuna über den Gesetzentwurf, die BürgschastSüber«nähme für rin Darlehen der Stadtgemeinde Kehl durch de«Staat betr. erhält das Wort :

Berichterstatter Abg . M aram (Soz .) t
Ich habe sachlich keine Anträge mehr zu stellen, nur in for¬meller Beziehung will ich als Berichterstatter zwei Antrmrestellen, nämlich folgende:
Der Eingang des Gesetzes lautet : »Fm Namen des badi-fchen Volkes hat der Landtag am . . . beschlossen.

" Es isteine Vereinbarung der Vevfafsungskommission gewesen, daßfür die Eingangsformel der Gesetze die Fassung gewählt wird,welche die deutsche Verfassung vom 21. März ISIS hat . Da¬nach hat die Eingangsformel nicht so zu lauten , wie ich sieeben verlesen habe, sondern : „Das badische Volk hat durch denLandtag am . . . folgendes Gesetz beschlossen.
" Ich beantrage ,die Eingangsformel demgemäß zu ändern .Außerdem stelle ich den Antrag , daß die Schlußworte des

Gesetzentwurfs gestrichen werden, und zwar von den Wor¬ten ab : „Dieses Gesetz wird hiermit usw."Diese Schlußworte — „Dieses Gesetz wird hiermit im Namendes badischen Volkes verkündet. Karlsruhe , den . . . DasStaatsmmisterium " — sind etwas , was nicht der Landtag zubeschließen hat, sondern das sind Worte, die vom Staats¬ministerium unter die Ausfertigung des Gesetzes zu setzensind, berühren also eigentlich mcht den Beschluß des Land¬tags . Ich beantrage deshalb, diesen Schluß zu streichen .Im übrigen aber empfehle ich Ihnen den Gesetzentwurfzur Annahme.
In der Beratung ergreift niemand daS Wort .
Die Anträge des Berichterstatters werden angenommen .Bei der alsdann folgenden namentlichen Abstimmung wirdder Gesetzentwurf mit 83 Stimmen einstimmig an¬genommen .
Ebenso wird der Ank "

rag der Kommission , den Ge.setzentwurf als dringend im Sinne des § 23 der Verfassungzu erklären, einstimmig angenommen .
Zu Ziffer 2 der Tagesordnung : Fortsetzung derBesprechung der Interpellation der Abgg . vr . Kraus undGen ., die Sozialisierung in Bad» betr. (Drucks . Nr. 26) er¬halten das, Wort ;
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Abg . Dt\ KoenigSberger (Soz .fL
"

Wir haben uns in dem Hause hier und in der Kommission
schon öfters darüber aufgehalten , daß die Gesetzentwürfe rasch
purchgenommen werden müssen, und uns darüber beklagt,
daß von Außen uns die Pistole auf die Brust gesetzt wird.
Nun muß ich aber auch sagen , ob wir picht selbst daran schuld
sind , indem wir eben den Forderungen der Zeit nicht genügend
rasch entgegenkommen. Und das ist ja auch etwas , was neuer¬
dings im „Badischen Beobachter in einem Leitartikel vom
heutigen Tage besprochen wird, wo ausdrücklich gesagt wird,
daß zur Zeit sehr viele Leute politisch von der Hand in den

Mund leben. Das wird da eingehend ausgeführt und ich
glaube , daß meine Partei den Gedanken , die da im „Badi¬
schen Beobachter" ausgesprochen sind , in vieler Hinsicht zustim¬
men kann, daß wir eben sehr vieles , was geschehen sollte , was
notwendig wäre , nicht rechtzeitig machen.

Es ist aber erfreulich, daß sich in dem Hause hier die bei¬
den großen bürgerlichen Parteien für den Gedanken der
Sozialisierung ausgesprochen haben, wenigstens daß sie sich
uiast völlig ablehnend verhalten haben , und man wird ja
dann in der Folge bei der Durchnahme und Annahme der
Gesetzentwürfe in der Praxis sehen, wie sich die einzelnen
Parteien dazu stellen. Völlig ablehnend haben sich ja nur die
Herren von der Deutsch -Nationalen Partei verhalten (Wider¬
spruch bei den Deutsch-Nationalen ) ,

' soviel ich verstanden habe
(Abg . Mager : Bedingt ! Keine absolute Ablehnung ! Durch¬
aus nicht ! — Der Präsident bittet Zwischenrufe zu unter¬
lassen) . Die Herren müssen bester wissen , wie sie sich ver¬
halten wollen, als ich das aus den Reden entnehmen konnte.

Ich möchte nur zu den Begründungen , die der Herr Abg .
Mayer - Karlsruhe gegeben hat , einiges sagen.

Zunächst einmal : Wir als internationale Sozialdemokraten
wissen , daß nicht nur in Südslawien und in anderen Teilen
Europas ursprünglich sozialistische Einrichtungen bestanden
haben, sondern wir wisten, daß solche auch nt Deutschland
waren , die bekannten Markgenossenschaften, und jeder, der sich
auf dem Lande da etwas umgesehen hat , weiß, daß auch
Überreste dieser ursprünglichen , sozialistischen Einrichtungen
vorhanden sind , die sog. Allmende, wovon dann der Bürger¬
nutzen bezogen wird. Also der Sozialismus ist durchaus nicht
etwas in Deutschland ganz Ungewöhnliches.

Was die theologische Begründung gegen den
Sozialismus anbelangt , so kann ich natürlich als Laie nicht
mitsprechen. Wir Sozialdemokraten sind überhaupt der An-
jicht, daß man die ehrwürdigen Urkunden der Religionsge¬
meinschaften nicht als volkswirtschaftliche Lehrbücher betrach¬
ten kann. Aber gleichwohl muß man doch als Laie sagen, daß
im Neuen Testament viel eher Gedanken sozialistischen oder
kommunistischen Ursprungs oder kommunistischen Anklanges
vorhanden sind , als solche, welche für Beibehaltung des
Gegensatzes von reich und arm sprechen . Es ist unnötig darauf
weiter einzugehen. Aber ich glaube , wenn man das alles
liest , man braucht ja nur an die Paräbel vom armen Lazarus
zu denken oder an die Sprüche von den Schätzen, die der Rost
und die Motten fressen, oder auch daran , daß eher ein Kamel
durch ein Nadelöhr geht, als ein Reicher in das Himmelreich
kommt —, wenn man an diese Sätze denkt, so muß man sa¬
gen, es ist auch da keineswegs der Gedanken verkündet, daß
etwa der Gegensatz von reich und arm etwas Notwendiges ist.
Im Gegenteil ! Ich weiß nicht , ob der Herr Abg . Mayer
dafür sorgen will, daß der Zustrom zur Hölle nicht nachlätzt .
Aber nach den Worten des Evangeliums wäre es ja gerade
so, daß der Reiche nicht in das Himmelreich käme (Sehr gut !
bei den Sozialdemokraten ) . Es ist aber natürlich nicht An¬
gelegenheit unserer Partei , über diese mehr teologischen Sa¬
chen zu sprechen , sondern (Abg . Dr . S ch o f e r : Das war
schon mehr ein theologischer Gallimathias !) darüber zu
sprechen , was das mit dem Sozialismus zu tun hat . Wir
wollen uns einmal an die rein politischen und sachlichen Dinge
halten , an dasjenige , was wir jetzt von der Sozialisierung
eigentlich wollen und verlangen .

Zunächst verlangen wir die Sozialisierung nicht deshalb,
weil sie ein Punkt des Parteiprogramms ist, sondern deshalb,
weil es eben jetzt eine unbedingte wirtschaftliche Notwendig¬
keit ist, weil es keinen anderen Weg mehr gibt, um unser
Wirtschaftssystem in Gang zu bringen . Ich habe allerdings
den Eindruck , daß von den bürgerlichen Parteien vielleicht noch
eine Anzahl Herren sich so verhalten , daß sie immer noch auf
ein Wunder warten — ähnlich, wie es im Kriege ging, wo
auch eine ganze Anzahl immer dachte , es wrrd schon
irgend etwas kommen, was uns heraushilft . DaS ist
aber schließlich nicht derjenige Geisteszustand mit dem
ein Politiker weiter kommen kann. Er hat unS
V auch Hyeg entschiede « Sicht «enüdt.

Und ich bin auch der Aaficht , daß unsere Partei selbst , die so-«
zialdemokratische Partei jetzt nicht — ich muß es offen sagen
— denselben Fehler machen soll, den fie meiner Ansicht nach
im Kriege gemacht hat . Es hat ja der größte Teil von unserer
Partei die Machtverhältnisse richtig abgeschätzt , denn er war
nicht verblendet von imperialistischem Ehrgeiz und auch nicht
befangen von der Angst und dem Geldbeutel . Aber die Partei
hat zum Teil aus parteitaktischen Gründen , zum Teil auch ,
um sich nicht den Vorwurf zuzuziehen , sie hätte irgend etwas
vernachlässigt in der Verteidigung des Vaterlandes , unterlassen,
rechtzeitig mit größerer Energie dafür einzutreten , daß Friede
gemacht wird (Abg . Weißmann : Das ist ein starkes Stück!) .
Darüber kann man natürlich verschiedener Ansicht sein. Aber
ich muß sagen, diese Ansicht habe ich nun einmal , und ich glaube,
daß das damals ein Fehler war , wenn auch ein in vieler Hin.
sicht rechtfertigender Wög. Dieser Fehler soll jetzt nicht wieder¬
holt werden, wo eS sich um die Änderung des Wirtschaftssystems
handelt . Wir sollten da nicht etwa wieder aus parteitaktischen
Rücksichten ängstlich abwarten , rechtzeitig das Notwendige zu
tun . Wir müssen eben mit einem gesunden , realpolitischen
Blick das tun , was die Grundsätze sozialistischer Politik fordern ,
und es ist richtiger, daß etwas getan wird und rasch etwas
getan wird , wenn auch vielleicht einmal der eine oder andere
Fehler unterläuft , als daß man ruhig die Dinge gehen läßt .

Wenn wir unS fragen , was jetzt zum Sozialismus drängt ,
dann ist es einmal Lin geistiger Zustand . Es ist die Tatsache,
daß die großen Volksmassen das Vertrauen in die Führung der
Gebildeten verloren haben . Gewiß , die sozialdemokratischePar .
tei war von jeher eine Arbeiterpartei und ' hat sich nicht von
den Gebildeten führen lassen; aber es hat doch im Volke ,

"auch
in sozialdemokratischen Schichten, immerhin ein gewisses Zu¬
trauen zu der Führung durch die gebildeien Schichten be¬
standen, ein Zustand , der jetzt infolge des Krieges , das kann
man ruhig sagen, fast völlig geschwunden ist. Die Ursachen zu
untersuchen, warum das geschehen ist, dazu ist hier nicht der
Ort . Wir haben diese Erscheinung nicht nur rn Deutsch¬
land , wir haben genau dieselbe Erscheinung in England —
man braucht nur die englischen Zeitschriften nachzulesen —
und in Italien , und die Forderung nach Sozialisierung ist nicht
weniger stiirmisch in den Ländern , die für siegreich erachtet
werden. In England z . B ., wird die Nationalisierung , wie
die Sozialisierung dort heißt, von den Arbeitern in den Koh¬
lenbergwerken gerade so ernstlich und dringend gefordert, wie bei
uns , und sie haben dort ein Ultimatum gestellt, dbß bis zum
80 . Juli ein Bericht darüber erstattet sein müßte.

Ähnliche Vorgänge sind in Kanada , wo zum Teil schon Ar¬
beiterräte gebildet worden sind und große Teile der dortigen
Arbeiterpartei auf dem bolschewistischen Standpunkt stehen .
Man darf also nicht sagen, daß etwa der Wunsch nach So¬
zialisierung etwas -wäre , tvas lediglich in einem besiegten Land
aufkommt, etwa in einer unglücklichen Geistesverfassung , son-
dein es ist etwas , wozu die ganze wirtschaftliche Entwicklung
drängt , und das hat ja von jeher die sozialdemokratischePar -
tei betont.

Es sind aber nicht nur geistige Grunde , die zur Sozialisie .
rung führen , sondern eS sind vor allem auch die wirtschaftlichen
Ursachen , und darüber hat ja der Herr Kollege Dr . Kraus
schon eingehend in der Einleitung zu seiner Rede gesprochen .
Die Arbeiter sehen eben in der Sozialisierung das beste Mit -
tel, um die Revolution zu sichern , die ihnen zuerst die politische
und jetzt, wie wir ja schon aus den Lohntarifen sehen, auch
die materiellen Gleichberechtigung mit großen Teilen der Be¬
amten , unter denen sie früher standen , gebracht hat . Die
Arbeiter sehen in der Sozialisierung das Mittel , diese politi.
schen und sozialen Errungenschaften der Revolution zu be¬
festigen . Das ist mit eine der Hauptursachen , warum sie die -
selben so dringend wünschen . Über die wirtschaftliche Wirk¬
samkeit der Sozialisierung ist sich die Arbeiterschaft , vielleicht
nicht so ganz klar ; sie läßt sich auch durchaus nicht so leicht
übersehen. Daß die Arbeiterschaft das Recht hat , die Sozia¬
lisierung als ein Sicherungsmittel zu fordern , sehen wir schon
aus dem Vorschlag von Dernburg , der wieder auf Umwegen
den Achtstundentag abschaffen wollte. Dagegen gibt es nur
die Sicherung , daß die größeren Betriebe , in denen Lohnarbei¬
ter beschäftigt sind, nicht mehr Eigentum von einzelnen Pri .
baten , sondern von Genossenschaften, von Staat und Ge¬
meinden sind .

Herr Kollege Dr . Gothein hatte gemeint , es sei jetzt nicht
die richtige Zeit , zu sozialisiern , weil die SozialdeMokratre
ursprünglich von der Voraussetzung ausging , man könne nur
sozialisieren, wenn die Industrie sich in einem blühenden Zu¬
stande befindet, wenn die Übernahme der ganzen Betriebe durch
das Proletariat verhältnismäßig leicht vor sich gehen könnte.
Ln dieserBeziehung müssenwir darauf aufmerksam Machen, daß
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kuok einer der Begründe » der wirtschaftlichen Sozialdemo ,krakle. Engels , in einem Brief an Bebel vorausgesagt hat, daßdie eigentliche Krisis, die zum Sozialismus führt , nach einemgroßen Krieg kommen werde. Der Krieg hat die wirtschaft¬lichen Gründe , die zum Sozialismus führen , nicht wesentlichverändert ; er hat nur die ganze Entwicklung wesentlich be¬
schleunigt , und die Lohnbewegung, die jetzt vorwärts geht , wirdwohl auf keinem anderen Wege zu einem Ende zu bringenfein als dadurch , daß man sozialisiert . Es ist schon genugsamerörtert worden, wie als Schraube ohne Ende die Preisstei¬gerung durch die Landwirte und die Lohnerhöhung wirkten.Eine Klasse macht der anderen den Vorwurf , daß sie diePreise steigere. Es ist selbstverständlich, datz das so , weitergeht. Solange ein Teil der Arbeiterschaft sieht, datz es eineAnzahl von Leuten gibt, die wesentlich besser leben könnenals sie, wird sie eben fordern , höhere Löhne zu bekommen .Dem ein Ende zu bereiten , wird nur dadurch möglich sein, datzdie Steuern die Einkommen wesentlich ausgleichen, und aufder anderen Seite die Sozialisierung die Ergänzung dazubildet.

Datz die sozialdemokratische Partei sich über die Soziali¬sierung keinen zu großen Illusionen hingibt , ist aus dem zuersehen, was der Herr Reichspräsident Ebert sagte, der dar¬auf hinwies , daß uns zunächst die Sozialisierung nur danneine Verbesserung der wirtschaftlichen Lage bringen Sann,wenn erstens die Produktion wesentlich gehoben wird, und« oeitens ein großer Teil des Mehrwerts , der jetzt von den
Kapitalisten eingesteckt wird , der Allgemeinheit zugute kommt.DaS Letztere wird jedenfalls durch die Sozialisierung erreichtwerden. DaS Elftere , ob die Produkiionsverbefserung gleicheintritt , ist eine Frage , die natürlich nicht so leicht zu lösen ist,weil sie zugleich auch von autzerpolitischen Dingen abhängt.

-Man hat ferner von anderer Seite des Hauses gewarnt ,es fei jetzt nicht die Zeit für wirtschaftliche Experimente , über¬haupt nicht die Zeit für Experimente . Da mutz man sagen,jeder Fortschritt, der gemacht worden ist, ist ein Experiment
gewesen , auch der Fortschritt vom feudalen Staat zum bür¬
gerlichen Staat . Jäer Schritt ist ein Schritt ins Ungewisse,eben ein Experiment , und deshalb darf Man aber davor nicht
zurückschrecken.

Die Sozialisierung kann in den verschiedensten Arten er-
fol^ n. Es sind drei Wege , die hauptsächlich in unsererPartei und Parteiliteratur zu finden find und die gleiä^ eitigeingeschlaamr werden müssen. Der eine ist die demokra¬
tische Gestaltung des Arbeitsverhältnisses .DaS bisherige Verhältnis war ein absolutistisches; der Unter¬nehmer war der Herr , der alles zu sagen hatte , der Arbeiterhatte nur zu gehorchen . Er war zwar scheinbar politisch frei,hatte aber in der Hauptsache nur eine Freiheit , die zu ver¬hungern , wenn er nicht in dem Betriebe gehorchen wollte.Was w i r wollen, ist der Übergang über die konstitutionelleDemokratie in den Betrieben zu wahrer , völliger Demokratie ,Also die Befreiung aus der Lohnknechtschaft ist es, was dieArbeiterschaft erstrebt. Dos Mittel hierzu sind die Be¬triebsräte . Darüber werden bereits Projekte beraten . Es
sind nach der Richtung hin auch schon eingehende Vorschlägegemacht worden. Es heißt auch daß sie nächstens Gesetz werdensollen. ES ist jetzt schon die Möglichkeit vorhanden , Betriebs¬räte zu wählen . In einigen Orten wird davon Gebrauch ge¬macht , in anderen wieder nicht. Man mutz offen sagen, es istmancherorts, wo eS sich um Streitigkeiten zwischen Arbeiterund Unternehmer handelt , bei den höheren juristischen Beam¬ten nicht das nötige Verständnis vorhanden , und da wäre zuwünschen — solche Klagen find namentlich bei uns in Freiburglaut geworden —, datz unsere Regierung dafür sargen , würde,datz auch diese Herren den Geist der neuen Zeit erfassen.Wenn dafür gesorgt wird, wird man Ruhe in der Arbeiter¬
schaft erreichen.

Selbstverständlich ist unter Sozialisierung nicht zu verstehen,daß hie Arbeiter etwa den Betrieb übernehmen sollen , daßdie Betriebe zerschlagen werden , so dcyz gewissermaßen jedesStück des Betriebes Eigentum eines Arbeiters wird . Davon
ist keine Rede. Das ist ein Mißverständnis , ist etwas , das nir¬gends in der Parteiliteratur behauptet, sondern immer undüberall zurückgewiesen worden ist.Die Sozialisierung ist auch eine notwendige Voraussetzung,wenn wir jetzt der Arbeitslosigkeit steuern wollen. Dannwird in irgend einer Form die A rb e i t s p s l i ch t oder der
Arbeitszwang notwendig sein. Es ist Tatsache, datzeine ganze Anzahl Arbeitsloser sich nicht umstellen wollen,ihre früher gewohnte Beschäftigung nicht aufgeben, sonderneinfach weite: ihrer Beschäftigung, die sie früher gehabthaken, nachgehen wollen. Man kann nicht von Menschen ver¬langen, daß sie zwangsweise zugMÄ?" eines anderem arbeiten .

Das wird keiner von uns gerne tun , das kan« man auch von
anderen nicht verlangen . Man kann nur verlangen , daß siedie Arbeit übernehmen , wenn sie wissen , datz sie zugunsten der
Allgemeinheit arbeiten und nicht für den Profit eines Einzel¬
unternehmers . Also schon aus diesem Grunde , um der Ar-
beitsloügkeit durch Gesetz zu steuern , ist die Sozialisierung eine
notwendige Voraussetzung.

Wenn wir die Frage weiter verfolgen , so kommen wir
außer dem Wege der Demokratisierung der Betriebe zu dem
Wege der Regelung von Konsum und Produk .tion . Wir müssen diese Regelung durchsetzen , einmal durch
Selbstverwaltungskörper , worin die Unternehmer vertreten
sind , die aber nicht mehr Eigentümer , wohl aber Leiter der
Unternehmungen mit Gewinnanteil bleiben , aber nicht mehr
selbstherrlichsein sollen . Wir brauchen dazu Selbstverwaltungs¬körper, die aus den Unternehmern zusammengesetzt sind, aus
Technikern und Ingenieuren . Es ist eingehend diese Frage auchin demokratischen Zeitungen , z . B . in der „ Frankfurter Zei¬tung "

, erörtert worden. Über die Schtvierigkeiten, die entstehen,ist man sich klar. Jetzt war z . B . wieder zu lesen, datz die
preußische Regierung eine Kontrolle über die Lokomotivfabri-kation durchsetzen wollte und in einigen Betrieben auch Ge¬
genliebe gefunden hat , z. B . bei Krupp , datz aber andere Un-
ternehiner sich geweigert haben , eine Kontrolle in ihren Betrie¬ben zuzulasscn. Sie wollen sich nicht gerne in ihre Karten
schauen lassen . Dagegen mutz Einspruch erboben werden.Man darf nicht nur Einsprache erheben, lvenn Arbeiter strei¬ken. Wenn solche Kontrollbehorden , die die Regelung der
Produktion und des Konsums in den einzelnen Betrieben be¬
zwecken. lvenn sie einen Nutzen haben sollen , dann wird esnatürlich auch notwendig sein , datz dauernd angestellte staatlicheBeamte da tätig sind , dauernd angestellte Beamte , damit ebendie Beamten nicht nachher, wie das sonst vorkommt, etwaaus dem Staatsdienst wieder in einen anderen Betrieb über -gehen und sich das zunutze machen , was sie früher gesehenhaben . vDie Kontrolle der Energie Produktion istetwas , was hoffentlich wohl auch von unserem Ärbcitsmini .
sterium in nächster Zeit in Angriff genommen werden wird ,etwa die Kontrolle der Elektrizität und überhaupt der gan¬zen Energiequellen , die wir haben ; denn wir müssen ja nament .lick in Baden sehr sparsam mit den Energiequellen Hause«,weil wir Kohlen nicht zur Verfügung haben und die Wasser¬kräfte das einzige sind , was wir in Baden besitzen .Die Kontrolle der Produktivität selbst ist natürlich etwas ,was einen Widerstand bei dxkn Unternehmer findet . Sie ent¬
schließen sich nicht gern , ihren Betrieb zu ändern . Solche Bei¬spiele kann man in der Praxis finden . Da wird z . B ., weildie Saarkohle ausbleibt , der eine Unternehmer , der tätiger ist.sich entschließen, seinen Betrieb nwzubauen , damit er jetztauch mit Ruhrkohlen feuern kann und die Gegenstände , die

'
erbrennen will, Herstellen kann. Der andere Unternehmer scheutdie Aufgabe, hat nicht die nötige Initiative , er läßt lieber seineFabrik geschlossen und sagt : Ich warte einmal ab . ziehe mein

Betriebskapital heraus und lege es irgendwie anders an . Ickwill nicht sagen, daß er cs ins Ausland bringt ; er legt esan , wie es ihm gefällt, baut vielleicht etwas , was er für seinePribatzwecke braucht. Dann bleibt der Betrieb stehen. SolcheBeispiele gibt eS in Baden . Es wäre meiner Ansicht nach zuwünschen , daß unsere Regierung in diesem Falle eiwas tut .Die Arbeiterschaft klagt mit Recht über solche Zustände . Insolchen Orten kommt es vor , daß sie zu den Unabhängigen
übergehen. Man wundert sich darüber , entrüstet fick über die
Arbeiterschaft, statt zu fragen , welches die wirtschaftlichenUrsachen sind, daß die Arbeiterschaft das tut . Die Arbeitersind nicht zufrieden , wenn sie mit schlechbezahlter Wäldarbeit
abgespeist werden. Man sollte dafür sorgen, datz solche Fabri¬ken wieder in Gang kommen. Ich muß schon sagen, ichwürde es für eine Pflicht der Regierung halten , danach zusehen , die Betriebe zu kontrollieren, die nicht arbeiten , und zuuntersuchen, ob sie nicht wieder in Gang gebracht werdenkönnen. Von den Technikern können jedenfalls auch die nöti¬gen Ratschläge gegeben ioerden, wie das zu machen ist. Eswird unter Umständen notwendig sein, wenn die Betriebe pro.duktiv sind , datz der Staat sich irgendwie daran beteiligt. Dakönnte wohl irgend etwas geschehen . Ich bin wie gesagt —< dasist allerdings meine persönliche Meinung — der Ansicht , es istbesser, datz irgend etwas geschieht , auch wenn einmal ein Feh.ler unterläuft , als datz wir einfach die Dinge , wie es jetztvielfach geschieht , gehen lassen. Es ist ehen im politischen Lebenund im Wirtschaftsleben im Großen manchmal etwas andersals im Geschäftsleben und auch anders , als das zum Teil beiden Gewerkschaften der Fall ist. Man kann wohl sagen, datzes bei den Gewerkschaften vor oge® darauf ankommt, daß
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kein Fehlschlatz flattftndet , das kein Schritt zurückgemacht wird,
Werl das dann die ganze Bewegung zurückwirst. Mer im Poli¬
tischen Leben liegen die Dinge anders . Der Staatsmann , der
die Dinge laufen läßt , macht sich eines schweren Fehlers
.schuldig und trägt eine große Verantwortung .

Es rst nicht nur eine Kontrolle der Produktion , die wir
wünschen, sondern auch eine Kontrolle des Konsums ,
gmd wenn wir uns da fragen , wall alles in Betracht kommen
kann, so ist es z . B . der Konsum von Wohnungen .
An die Produktion von Wohnungen können wir jetzt nicht den¬
ken , weil der Neubau von Wohnungen sehr teuer ist. Das ist
übrigens eine Erscheinung, die nebenbei bemerkt nicht nur in
Deutschland statt hat, sondern genau so in England . Wenn
man die englischen Zeitschriften nachliest , findet man dieselbe
Klage wie bei uns über den Mangel an Wohnungen , über die
schlechten Wohnungen, über die Unmöglichkeit , jetzt bei den
Hohen Preisen neue zu bauen . Man muß aber nicht etwa glau¬
ben , daß dies nur in Deutschland der Fall ist , weil wir be¬
siegt wären . Wir können also , was den Konsum der Woh¬
nungen anlangt , nicht die Produktion , sondern den Verbrauch

. der Wohnungen , auch in dieser Hinsicht sozialisieren. Wr kön¬
nen die Kontrolle der Wohnungen da irgend wie durchsetzen , und
es sind auch schon schöne und brauchbare Vorschläge aus dem
Landeswohnungsamt hervorgegangen . Wir möchten den
Wunsch aussprechen, — wenigstens ein Teil meiner Frak -
tionsgenoffen hat den Wunsch —, daß dieser Entwurf des
Landeswohnungsamts in der einen oder anderen Form doch
recht bald eingebracht wird , denn auch in dieser Hinsicht mutz
etwas geschehen. Mjan kann nicht nur immer darüber klagen,
daß die Kommunisten , Spartakisten , Unabhängigen usw . im¬
mer stärker werden und weiter die Dinge laufen lassen , son¬
dern man muß sich nach den wirtschaftlichen Ursachen fragen ,
warum die Arbeiter ungeduldig sind . Wenn da bei der Sozia¬
lisierung der Wohnungen auf genossenschaftlichem Wege etwas
geschieht , dann ist es etwas , was die Sozialdemokratie von
jeher gewünscht hat. Der Herr Kollege Dr . Gothein meinte
zwar , wir hätten uns früher gegen die Genossenschaften ge.
wandt . Das ist aber nicht richtig. Die Sozialdemokratie hat
von jeher das Genossenschastswesenbevorzugt und gepflegt,
ßäj erinnere nur an die Konsumvereine bezw, Lebensmittel -
mnd Produktivvereine , wie sie sich auch nennen , an die Volks-
ckürsorge und an die Hindernisse, die gerade damals von der
Regierung und zum Teil von bürgerlicher Seite gekommen
sind. Man hat eine ganze Anzahl von Gesetzesbestimmungen
getroffen, die diesen Genossenschaften das Leben zu erschweren

»suchten (Sehr wahr ! bei den Sozialdemokraten ) . Unserer Par¬
tei kann man also nicht den Borwurf machen , daß sie gegen
die Genossenschaft war , sondern sie war von jeher für die Ge.'
nossenschaften und auf diesem Wege wollen wir auch die So¬
zialisierung weiter fördern . Der Herr Kollege Dr . Kraus sagte
fa auch, daß die Landwirtschaft was uns ja auch bekannt ist,
von jeher schon auf diesem Wege vorgegangen ist, und die
Ratschläge, die Herr Dr . Kraus für die landwirtschaft¬
lichen Genossenschaften gegeben hat , werden ja gewiß ebenso
gern befolgt werden, wie wir die RaUchläge und Ermahnun¬
gen befolgen, die von landwirtschaftlicher Seste den Arbeitern
und den Beamten gegeben werden (Na , na ! rechts) .

Wir haben aber nicht nur mit dem Konsum der Wohnungen,
tvir haben auch mit dem Konsum des Kapitals zu
rechnen , und auch da könnte von seiten der Regierung etwas
geschehen. Im wesentlichen ist es natürlich Reichssache , wie
das Kapital verbraucht wird , und was damit geschieht. Aber
es sind auch von Reichswogen schon Bestimmungen getroffen
worden, um die Auswanderung des Kapitals zu verhüten . Und
nun hat Baden eine sehr große Grenze zum Ausland , die
Schweizergrenze, und wir wissen ja alle, eS ist genugsam be .
kannt , daß viel Kapital nach der Schweiz hinübergewandert
ist. Wenn wir da auch nicht neue Vorschriften treffen können,
so könnte man doch in Baden auf die Einhaltung der
Vorschriften und auf die polizeiliche Durchführung ,
meiner Ansicht nach, noch etwas mehr Mühe und Sorg¬
falt verwenden. Wie das zu machen ist , das ist natürlich nicht
eine Frage , die im Plenum erörtert werden kann. Das ist
ja auch Sache her Regierung . Der Herr Finanzminister , der

•Herr Justizminister und der Herr Minister des Innern sind
diejenigen, die in der Lage find dafür zu sorgen, daß auch
da die Polizei in Aktion tritt , die Polizei , die gegen die Ar.
heiterschaft unter Umständen recht aktiv ist.

Etwas anderes , wobei die Sozialisierung , die Regelung deS
Konsums in Betracht kommt , ist der Konsum oder der Ver¬
brauch der Arbeitskraft . Da gibt es nun auch ver¬
schiedene Auffassungen. Wir können die kapitalistische , rein
rechnerische Auffassung nicht teilen ; wir Wunen also nicht der
Ansicht sein, daß eS sich lediglich darum hanheg zg sehen, wie

etwa möglichst viel gespart wird, wie daS Budget möglichst klein
zehalten wird . Das ist eine rein rechnerische Auffassung, die
ne Sachlage meiner Ansicht nach nicht trifft denn die Tat -
äche ist eben doch einfach die : Wir haben so und soviel Men-
chen in Baden zu ernähren ; totschlagen können wir sie nicht ,

wir können sie auch nicht zur Auswanderung zwingen , also ist
es die Hauptsache , daß wir ihre Arbeitskraft richtig verwerten,
und wie das dann rechnerisch , finanzpolitisch gestaltet wird, das
ist eine andere Frage . Wir können auch die kleinbäuerliche
und kleinbürgerliche Auffassung nicht ganz teilen . Es kann
also unserer Ansicht nach nicht dadurch wesentlich geholfen
werden, daß man einfach steht , wie man die Leute unterbringt .
Darin teile ich die Ansichten deS Herrn Kollegen Duffner :
ES hätte keinen Wert , wenn man vielleicht Großbetriebe , die
produktiv sind , einfach deshalb zerschlägt, um möglichst vielen
Kleinbauern eine Existenz zu geben, und

,
wenn nachher die

Produktion , die marktfähige Produktion , die Waren , die auf
den Markt gebracht wird , nicht zunehmen würde . Ich bin auch
der Ansicht , daß uns das nichts hilft . Man hätte zwar dann
momentan dafür gesorgt, daß man die Leute unterbringt , aber
man hätte dem Ganzen nichts genützt. Die Hauptsache ist, daß
wir im Ganzen eine größere Produktion von einem Stück
Land haben, denn dann können wir mehr Menschen ernäh¬
ren . In welcher Weise sie irgendwie untergebracht werden,
ob sie Bauern oder Arbeiter heißen , das ist eine Nebensache ,
wenn die Menschen zu arbeiten und zu leben haben . Me
Hauptsache ist, daß das in Betracht kommende Landstück mög¬
lichst viel produziert , möglichst viel an Nahrungsmitteln ab¬
gibt. Für uns kommt lediglich in Betracht , insgesamt die
Produktion zu erhöhen , und da muß ich auch sagen : ES ist
meiner Ansicht nach nicht so schlimm , wenn wir , bei Über¬
lastungen der Beamten in den Ministerien neue einstellen —
auch wenn es scheinbar viel kostete . Wir müssen die in Baden
lebenden Menschen doch ernähren . Es sieht schließlich ledig¬
lich rechnerisch so aus , als ob es viel koste. Letzten Endes kom¬
men wir doch nicht darum herum , diese Menschen irgend wie
zu beschäftigen , und wenn wir überlasteten Beamten irgend
wie Abbeit abnehmen , schadet es gar nichts. Gewiss mag für
den Herrn Finanzminister die mathematisch.sinanzielle For¬
mulierung eine wesenttich schwierigere sein ; aber das Problem
an sich ist einmal gegeben . Es handelt sich nur noch um die
mathematische Einkleidung .

Was den Konsum von Energie anlangt , so habe ich
darüber schon gesprochen . Es wäre eben zu beaufsichttgen,
wie die Energie in den Fabriken verbraucht wird . Man sollte
meiner Ansicht nach auch diesen Verbrauch etwas näher be¬
trachten . Man sollte es nicht einfach den Fabriken überlassen,
wie sie Kohlen und Elektrizität verbrauchen, sondern man
sollte auch ungefähr probieren , ob jede einzelne Fabrik das in
der Weise tnt , dass davon möglichst gespart wird . In Zukunft
darf nicht mehr lediglich der Gesichtspunkt maßgebend sein, ob
sich die einzelne Fabrik über AHasser hält oder nicht , sondern
man muß sich auch fragen , ob sie der Allgemeinheit nicht zu
viel wegnimmt . Eine gewisse Kontrolle wäre also sehr wün¬
schenswert.

Eine andere Kontrolle hätte sich, nebenbei bemerkt, auf die
Verwendung von Brennstoffen bei LnxuSautomobilen zu rich¬
ten . Man sieht schon wieder eine ganze Anzahl von Frauen
und Fräuleins in solchen Automobilen , die sicherlich arr sich
einen sehr hübschen Anblick gewähren, herumfahren ; aber man
könnte sich doch auch fragen , ob nicht hier ebenfalls an Brenn¬
stoff gespart werden könnte und ob nicht wieder die strengen
Bestimmungen , die in den Zeiten des Kriegs galten , in Kraft
treten könnten.

Auch an Rohstoffen und Arbeitskraft könnte bei
uns gespart werden. Dabei würde sicher die Ersparnis der
Allgemeinheit zu Nutze kommen. Das wäre ein Sparen , da?
nur der Allgemeinheit zu Nutze kommen könnte. Wir brauchen
bekanntlich für alle Bauten eine bezirksamtliche Genehmigung .
Bei solchen Bauten , die unnötig sind , könnte man nun sehr
wohl die bezirksamtliche Genehmigung versagen. Wenn z. B.
ein Kommerzienrat in irgend einer Stadt —i auf deren Na¬
men es nicht ankommt — für seine „Pensionskühe " einen
Stall bauen will der so viel kostet wie ein recht hübsches Ar-
beiterhaus , dann hätte eben das Bezirksamt die Pflicht , hier
einzugreifen und zu sagen : Das ist unnötig , die Arbeitskraft
und das Rohmaterial werden für einen anderen Zweck ver¬
wendet! Abg . Kieslich : Bei Banernstall ! — Heiterkeit) .

Etwas Ähnliches könnte man auchtun , wenn eS sich etwa um
größere Villen und dergleichen handelt . Bei all den einzelnen
Bauten könnte man von seiten des Bezirksamts sehr . ein¬
gehend untersuchen, wie weit sie notwendig find. Auch hei der
Anlage von manchen Plätzen und Ziergärten ist in letzter Zeit
an manchen Men viel gesündigt worde»q auf Einzelheften
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will ich dabei nicht einaehea. Wenn da der eine oder andere

eine starte Vergrößerung der Produktion nicht bringen kannund zwar deshalb nicht, weil wir hinsichtlich der Rohmateria¬lien beschränkt sind . Wir wissen auch ebenso gut, daß eineVergrößerung der Nahrungsmittelmenge nicht von heute aufmorgen möglich ist. Dazu braucht es Zeit . Immerhin aberwäre eS doch vielleicht möglich , daß man für den Bezug von
möglichst großen Mengen Kali und Düngemitteln sorgenkönnte. Was Kali anlangt , so haben wir unseren Vorrat inBaden noch nicht auSgenützt ; der Bezug geschieht aus Preu .ßen. Vielleicht könnte die Regierung etwas tun . Das istHache der Herren Vertreter der Landwirtschaft dafür zu sor¬gen. Unsere Partei ist sich im klaren darüber , daß natürlichnicht von heute auf morgen etwas geändert werden kann.Ein ganz verfehltes Auskunftsmittel , was jetzt auch voneinigen bürgerlichen Zeitungen empfohlen wird, ist die Aus¬
wanderung . Es wurde diese in manchen bürgerlichen Zei¬tungen wenigstens empfohlen oder doch immerhin erörtert .Verfehlt ist es deshalb, weil diese Auswanderung für uns
lediglich eine Abwanderung der kräftigsten Menschen bedeutenwürde. Ja , wenn gleichzeitig auch Frauen und Mädchen aus¬wandern würden , dann wäre es unter Umständen etwas an¬deres ; dann könnte man rein nationalökonomisch rechnerischfich darüber freuen . Da aber die Auswanderung , wenn siezustande käme , tatsächlich nur die kräftigsten, arbeitsfähigenMänner betreffen würde, würde sie uns , was die Sozialisie¬rung und die Ernährung anlangt , nicht entlasten , sondern ein¬
fach unsere Arbeitskraft schädigen. Wir haben eben jetzt eine
große Menge von Frauen , Mädchen und Kindern , einen Über¬
schuß cm solchen, und diese müssen ernährt werden ; daran istnicht» -u ändern .

Er wäre die Frage aufzuwerfen , ob im Hinblick auf deren
Lebenshaltung in mancher Hinsicht eine Einschränkung erfol¬
gen! könnte. Was z. B . ältere wohlhabende Damen anlangt ,da bin ich der Ansicht , daß das wohl geschehen könnte. Wenn
man beispielsweise einmal ehrenamtlich als Wohnungszähleroder begleichen nachgesehen hat , wie sich die Wohnungen der-
teilen, dann findet man , daß eine unverhältnismäßig große
Zahl von Räumen und unter Umständen auch Wohnhäuser auf
«Ute Damen aus dem Bürgertum fallen . Gewiß gönnt man
ihnen einen ruhigen gemütlichen Lebensabend ; aber der An.
spruch mancher dieser Damen auf Raum ist viel zu groß- und
ich muß schon sagen, in dieser Hinsicht könnte hier etwas ge¬
schehen. überhaupt wirb, was die Regelung des Konsum» der
Wohnungen anlangt , die Sozialisierung der Wohnungen inbe-
griffen , gesagt werden dürfen , daß in einzelnen Großstädten ,
auch hier in Karlsruhe , viel zu wenig geschieht . Es macheneben die Stadtverwaltungen von ihrer Ermächtigung keinen
Gebrauch.

Gegen unsere Svzialisierungsprojekte hat man vielfach ein¬
gewandt, daß die gemeinnützigen Kriegsgesellschaften
so schlecht gearbeitet haben . Ja aber die Kriegsgesellschaften
find im Grunde genommen nichts anderes als Beschlagnahme¬
gesellschaften ; ihre Wirtschaft ist nichts anderes als Beschlag¬
nahmewirtschaft gewesen und diesen mißlungenen Kommu¬
nismus , der zutage getreten ist, darf man nicht etwa dem
Sozialismus in die Schuhe schieben . Da , bei diesen Gesell¬
schaften , galt eS nichts anderes , als möglichst viel zu nehmen,wo man es herbekommen konnte, nicht aber galt es bei ihnen
zu produzieren . Mit dem, was wir wünschen, hat das
nichts zu tun .

Dann haben die Kriegsgesellschaften einen Schaden gebracht,den wir bei der Sozialisierung sicher auch vermeiden würden .Sie haben den Schaden gehabt, der allgemein anerkannt ist— da» kann ich auch als Unitarier ruhig sagen — daß alles in
Berlin zentralisiert wurde . Bei der Sozialisierung aber müs¬
sen wir entschieden '

auch , eine Dezentralisation wünschen. Nichtals badische PartikUlaristen , sondern einfach aus dem Grunde ,weil wir ja jetzt die Schädlichkeit einer allzu sehr zentralisier¬
ten Wirtschaft zur Genüge kennen. Wir sehen dies z. B.'auch in Frankreich. Das ist durchaus keine Gegnerschaft
gegen den UnitariSmu ». Schon aus diesem Grunde wäre ichder Ansicht, daß der Herr Arbeitsminister auch für Baden die
Sozialisierung nicht etwa» . wild" , d. h. gang unabhängig vom
Reich in Angriff nimmt , aber eben doch ganz ernsthaft alle
die Möglichkeiten erörtert , die für Baden in Betracht kämen,
daß wir uns nicht in einer Weise völlig zentralisieren lassen ,hri der eben schließlich eine ungeeignete Zentralisation her¬
auskommt .

Die vielen Mängel , welche , die Planwirtschaft des Krieges
hat brauche ich tzex nicht zu besprechen. Sollten uns

die Kriegsgesellschaften al» Einwand gegen den Sozialismusentgegen gehalten werden, dann würde Kollege vr . Krau »oder ich noch Gelegenheit haben, auf dasjenige zurückzukom.Men, was man alles gegen die Kriegswirtschaft einwendenkönnte. Sozialismus stellte sie nicht im entferntesten darfWir haben aber mit der Planwirtschaft , Mit der Re -
gelung von Konsum und Produktion nicht genug.Diese Planwirtschaft , wie sie der Reichsarbeitsminister Wiffelljetzt dargelegt hat , genügt unS nicht. Das hat auch der
Reichsarbeitsminister Schmidt gesagt und das ist der Stand¬punkt, den wahrscheinlich auch die größere Anzahl meiner
FraktipnSgenqffen teilen wird . Wir begnügen unS nicht mitder Planwirtschaft . Wir verlangen mehr : Wir verlangen die
Vollsozialisierung . Das haben wir von jeher verlangt ,daß schließlich der Übergang der Industriebetriebe in das Eigen¬tum von Staat , Stadt , Gemeinde und Genossenschaft sich voll¬zieht . Ein Mittel , wie das geschieht , hat der Herr Kollegevr . Gothein schon erwähnt . Es ist das Mittel , das wahr¬scheinlich in kürzester Zeit dazu beitragen wird, die Sozialisie¬rung zu bringen , wie das der Herr Kollege schon andeutete :Die kommenden Steuern auf Vermögen und Einkommen.Sie werden uns mehr oder minder schon die Sozialisierung ,zunächst einmal die Teilsozialisierung bringen .

Man hat ferner gegen die Sozialisierung als Cinwand vorallem immer vorgebracht, daß sie die Initiative hemme. Dasist der Haupteinwand gegen jede Verstaatlichung .
' Aber dem

muß inan doch auch entgegenhalten , was schon der Herr Kol¬lege l)r . Kraus erwähnte , daß die meisten Betriebe auchschon sonst gewissermaßen dadurch verstaatlicht sind , daß dieEigentümer gar 'nicht mehr die Leiter sind. Die Aktionärehaben mit der Leitung deS Betriebes nichts zu tun , und derBetrieb geht eigentlich von sich auS vorwärts . Ob derStaat der Aktionär ist oder Privatleute die Mtionäre sind,würde an dem ganzen Betriebe gar nichts ändern .Andererseits haben wir auch schon heutzutage eine ganzeReihe von Beispielen, daß der Staat durch Einrichtung vonInstituten dazu beigetragen hat , die Pribatindustrie zu för¬dern . Ich verweise nur auf das Forschungsinstitut für die
Ausnützung der Kohle. Gerade beim Kohlenbergbau hat die
Privatinitiative zu wünschen übrig gelassen. Da ist immernur unmittlbar das geschehen , was möglichst viel Profit ein¬gebracht hat . Dagegen haben die Unternehmer sich gar nichtdarauf eingelassen, weiter ausgreifende Pläne zu erörternund haben sich gar nicht überlegt : Wie könnte man jetzt wohldie Kohle am sparsamsten, am besten für die Allgemeinheit,verwenden ? Sondern ste haben nur gesagt : Wie bringt sieuns momentan den größten Profit ? Und da hat der Staatdurch Gründung eines Forschungsinstituts eiUgegriffeU . Dar¬aus sieht man deutlich, daß durchaus nicht die private JUitia»tive das ist, was die Betriebe in jedem Falle fördert .

Gewiß, die Staatsbetriebe haben einen großen Nachteildie Sozialisierung soll ja auch nicht rein eine Verstaatlichungbedeuten —, aber man muß sagen : Die Nachteil?, die derStaatsbetrieb heutzutage hat , und die man ihm zuschreibt,sind nicht Nachteile digEr deswegen hat, weil er ein sozialisti.scher Staat ist, sondern er hat ste deswegen, weil er eben nochkein sozialistischer und noch kein demokratischer Staat ist . Undda spielt auch der Umstand eine gewisse Rolle mit, daß eben
doch eikiq Art Autokratie von höchsten Stellen vorhanden ist,und daß zu diesen höchsten Stellen viele nur gelangen , wenn
sie schon in einem sehr hohen Lebensalter find und sich neuen
Ideen nicht mehr anpassen und nicht mehr fügen können. Es
sind eine ganze Anzahl Herren darunter , die der Ansicht sind ,daß das Wesentliche darin besteht, das festzuhalten , was warund was sie in ihrem Leben gelernt haben . Das ist menschlich
sehr verständlich, aber vorwärts bringt uns das nicht. Und
diese Leute halten jede Reform und jede Neuerung für e>i^e
Utopie. Das ist ein Nachteil des jetzigen Staatsbetriebes , aber
nicht ein Nachteil, der ;eder Verstaatlichung und der jedemStaatsbetriebe anhaften muß.

Was wir weiter fordern ist das , was auch schon vom Herr «
Kollegen vr . Kraus erwähnt wurde und was ich nochmals
ausdrücklich betonen möchte : die Sozialisierung der
Standesherrschaften . Wir fordern sie nicht deshalb,weil die Standesherrfchafien Großbetriebe sind, sondern ge¬rade deshalb, weil sie Kleinbetriebe sind und weil die einzelnen
Standesherren ja gar nicht selbst arbeiten , sondern lediglich
verpachten. Und ich sehe durchaus nicht ein, was . das füreinen Unterschied machen soll, ob die Standesherrschaft die Pachtvon dem Pächter bezieht oder der Staat sie bekommt. . Das
wird nicht das mindeste , ändern , aber die politische Befreiungder Pächter bedeuten, die jetzt zum großen Teile sehr , ab-
Wngia sind pW pxg StandeMrres , Kiesq Id « ist auch schon
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in den 48er Jahren eine Forderung der Demokratie gewesen.
Deshalb wäre es zu hoffen, daß auch die demokratische Parte :
dieser Sozialisierung der Standesherrschaften , also dem Über¬
gange des Eigentums der Standesherrschaften , soweit es ver¬
pachtet ist, in Staatseigentum zustimmt.

Man spricht viel von dem sozialen Geiste, der heute in die
Standesherrschasten einziehen soll. Das ist uns in Denk¬
schriften dargelegt worden, und das wäre sehr schön, aber dar¬
auf können wir uns nicht verlassen. Zunächst hatte man trau¬
rige Erfahrungen gemacht. Ich will nicht von den Spekulatio¬
nen reden, die da vorgekommen sind , wo fast so viel verspe¬
kuliert wurde, wie der ganze Wert des verpachteten Landes
betragen hat . Wir können uns auf alle solche Möglichkeiten
nicht einlassen. Die Standesherren sind nichts anderes als
eigentliche Großkapitalisten , die kleine Pächter mehr oder min¬
der auSbeuten und die die Pacht nach Belieben verändern .
Wenn dör Staat das übernähme , würde die Pachtsumme fest¬
gesetzt werden, eine gerechte Pachtsumme , bei der der Pächter
bestehen kann, während jetzt die Pachtsumme nach Belieben der
Standsherren festgesetzt wird . Wenn sie auch jetzt aus Angst
vor der Sozialisierung nicht erhöht wird, so wird das unter
allen Umständen nach ein paar Jahren geschehen, wenn der
Standesherr meint , die Gefahr fei vorüber . Wir -sind also
entschieden für eine Sozialisierung der Standesherrschaften ,
und wir haben es bedauert , daß der Gesetzentwurf des Herrn
Kollegen Kr . Dietz zurückgezogen worden ist . Wenigstens
ein Teil meiner Fraktionsgenossen hat das sehr bedauert .

Wir sind auch der Ansicht , daß dasselbe geschehen mutz in
Bezug auf den Waldbesitz der Standesherrschaften . Der
Waldbesitz , überhaupt die ganze Holzindustrie in
Baden , ist eine der wertvollsten Rohprodukte, die Baden be¬
sitzt. Es wäre sehr wichtig , daß dieser ganze Waldbesitz , die
Holzindustrie und der Holzhandel sozialisiert wird . Es sind
da während des Krieges Millionengewinne gemacht worden.
Es ist unnötig , Beispiele dafür anzuführen . Wenn jemand
im Jahre 1914 oder 1915 mit einer kleinen Holzsäge ange-
fangen hat , hat er in einem halben Jahr oder drei Viertel
fahre später bald eine halbe Million und mehr zurückgelegt
gehabt. Die Arbeiter an diesen Orten sind arme Teufel ge¬
blieben . Das ist gänzlich unnötig . Diese Naturschätze des
badischyn Landes , die Wälder , müßten , soweit es sich um große
Waldungen , um größeren Waldbesitz , handelt , in den Besitz
des badischen Staates übergehen . Bei den: kleinen Waldbesitz ,
den der einzelne kleine Landwirt hat , ist das eine andere
Frage ; bei dem hätte die Verstaatlichung nicht den Wert . Die
wäre zu umständlich. Aber der Großwaldbcsitz, der könnte in
staatlichen Besitz übergehen . Dann könnten die Gemeinden,
unabhängig von dem Wohlwollen der -standesherrschaften , die
Nutzung aus den Waldungen , die Abfälle, wie Brennholz üsw.,
erhalten und würden sich besser stehen, als das jetzt der Fall
ist. Außerdem würden die Staatswaldungen unter Staats¬
aufsicht nicht minder gut verwaltet tverden als heute diese
standesherrschaftlichcn Bildungen , und cs würde der Staat
diese Einkünfte sehr gut gebrauchen können. Man wird sagen :
Es fehlt das Geld dazu, das abzukaufen . Aber wir müssen
bedenken: Wenn jetzt die großen Vermögensabgaben kommen
(Heiterkeit rechts und beim Zentrum . — Abg . Dt . Schäfer :
Und damit wollen Sie die Wälder kaufen ? ) , wird sich die
Möglichkeit ftnden , daß das Reich sich mit dem badischen Staat
in Austausch setzt und damit der Staat bezw . die Gemeinde
Eigentümerin der Wälder wird . Wir hoffen, daß in dieser
Hinsicht , was die Wälder und die Verpachtung des Ackerlandes
heute anlangt , etwas geschieht .

Etwas anderes ist es mit den produktiven Großbetrieben .
Ich muß sagen, da teile ich die Ansicht des Herrn Kollegen
Duffner . (Abg . Kieslich : Unentgeltlich expropriieren !
— Abg . Dr . Schäfer : Säkularisieren muß man ! — Heiter¬
keit rechts) . Etwas anderes , was mit der Sozialisierung nicht
direkt zu tun hat , möchte ich hpshalb erwähnen , weil der Herr
Kollege Dr . Gothein davon gesprochen hat . Er meinte,
wenn in Rußland Lenin wieder den Akkord und die Prämien
auf die Arbeit eingeführt habe, so sei damit eigentlich der
Kapitalismus wieder eingeführt . Das ist aber nicht der Fall .
Wir haben nie die Prämien oder die Akkordarbeit als etwas
kapitalistisches, betrachtet. Diese Frage der Bezahlung der Ar.
beit, der Glcichbezahlung und der Gleichheit, das ist ein Prin >
zip , das mit der Sozialisierung der Arbeit nichts zu tun hat .
Das hat auch durchaus nichts mit dem Kapitalismus zu tun .
sondern ist lediglich eine Verschiedenheit des Einkommens.
Darüber kann man natürlich verschiedener Ansicht sein. Ich
bin persönlich der Ansicht , die allerdings von der großen Mehr¬
zahl meiner Parteigenossen vielleicht nicht geteilt wird, daß
M* einzige Auskunft- - ittel um den grotesken LcHnfordê m.

gen und Preistreibereien schließlich einmal ein Ende zu ma¬
chen, lediglich die Kombination von Sozialisierung und Ausgle:-
chung des Einkommens sein wird . Solange die Einen sehen ,
daß dies Anderen ein höheres Einkommen haben, was bei der
heutigen Zeit nichts anderes bedeutet, als daß einige sich sehr
viel besser ernähren können, werden die Lohnforderungen nicht
ausbleiben . Wir werden der Drehung dieser Schraube ohne
Ende keinen Widerstand leisten können, ebensowenig wenn
eine Teuerungszulage für Beamte kommt und damit wieder
die übliche Entrüstung von allen Seiten . Aber, ich muß offen
ägen , ich kaut: diese Forderungen der Arbeiter und Beamten
ehr wohl begreifen, wenn sie sehen, daß die Eirnn , was das

einfachste Essen und Trinken «nlangt , es sehr viel besser ha¬
ben, während die Anderen hungern müsien . Deshalb wird
uns alle Entrüstung und werden unS alle Predigten nichts
helfen können, sondern es wird schließlich nur eine gewiffe Be¬
grenzung des Einkommens die Abhilfe darstellen.

Ich will nicht sagen, daß das Einkommen im großen und
ganzen genau dasselbe sein soll. Man wird Abstufungen
nach den Leistungen im Akkord- und Prämiensystem , wie sie
auch in den Räterepubliken Rußland und Ungarn bestehen ,
zulassen müssen . Aber man wird die oberen und unteren
Grenzen nicht in dem Spielraum lassen können, wie es jetzt
der Fall ist . Zum Teil hat sich das allerdings schon von selbst
gemacht . Wir haben das Ideal von Lenin schon kurze Zeit
wesentlich nach der anderen Richtung überschritten gehabt.
Es waren die Beamten und Intellektuellen jetzt 2 Monate er¬
heblich schlechter daran als die Arbeiter . ES ist in einem Sinn
chon überschritten worden, den man auch als extremster So¬
zialist nicht billigen kann . Das wird durch die Zulagen , die
jetzt bewilligt werden, wieder geändert werden. Die Gleich -
tellung der Beamten und Arbeiter wird erreicht werden. Wir
müssen uns klar darüber sein, was es für ein gewaltiger
Schritt ist, daß jetzt tatsächlich eine Gleichstellung von Beamten
und Arbeitern erfolgt ist. Das wirst im Grunde die ganzen
Grundlagen unseres Wirtschaftssystems und schließlich auch
unseren ganzen Aufbau , auch unsere ganzen Pläne und Ge¬
danken, die ganze soziale Stellung der Beamten fast um.
Dadurch sind die Arbeiter jetzt auch wirklich gesellschaftlich
gleichberechtigt mit den Beamten und den Intellektuellen .
Diese Tatsache ist eingetreten . Sie ist ganz nebensächlich , leise
neben den politischen Änderungen eingetreten . Aber sie ist
wohl eine der wichtigsten Tatfachen . Das ist aber —- das
möchte ich auch noch kurz erwähnen — nicht etwa nur bei uns
in Deutschland allein eingetreten , sondern gegau dasselbe be¬
steht , wenn man die ausländischen Zeitungen verfolgt hat , in
England , in Frankreich , in Italien . In Italien bekommen
die Landarbeiter jetzt zum Teil bis 32 Lire , also gegen 60 M.
im Tag , die Hafenarbeiter in Genua bis 80 Lire , also bis
etwa 140 M . im Tag , während der Volksschullehrer in Italien
noch seine 15 Lire bekam. Genau so ist es in Frankreich, wo
jetzt der Mechaniker bis zu 30 Franken im Tag bekommt, der
Bergarbeiter 20 bis 21 Franken im Tag . Also wir haben diese
Erscheinung, daß die Massen der Arbeiter jetzt gegenüber den
Beamten besser gestellt sind . Diese ganze soziale Umwälzung
geht in ganz Europa vor sich Und das ändert natürlich
grundlegend alles um . (Zuruf aus dem Zentrum : Das
ist- sehr zu beklagen! ) . Ob man das beklagt oder nicht , das
ist natürlich eine Ansichtssache . Wenn man Arbeiter ist, wirb
nran das nicht beklagen, und ich glaube , wenn man Beamter '

und Intellektueller ist und überlegt sich die Dinge etwas wei¬
ter und wünscht den sozialen Frieden , dann wird man meiner
Ansicht nach das auch begrüßen können. Allerdings wir Be¬
amten wollen nicht schlechter gestellt sein als die Arbeiter .

Was all die vielen anderen Forderungen anbelangt , die
immer wieder kommen, so muß man offen sagen, daß sie sich
durchsetzen werden . Daran ist nicht zu zweifeln . Ob sich aber
die Forderungen durchsetzen auf dem Wege der Evolution , der
langsamen Entwicklung, oder ob sie sich durchsetzen dürch Re.
volution , das wird im wesentlick ^n abhängen von der Weisheit
und .der Tatkraft unserer Regierung und andererseits auch
von der Einsicht der bürgerlichen Parteien ,

;. Heurich (Zentr .) :

Die Ausführungen hier im Hause heute und gestern haben
über die Frage der Sozialisierung zweifellos nicht hie Klar¬
heit gebracht, die die Masse draußen —■ und besonders bei
Ihnen (zu den Sozialdemokraten gewendet) wird große Ent¬
täuschung sein — die sie von dieser Interpellation erwartet
hat (Zuruf : Sehr gut ! rechts) . Ich habe mich nicht darüber
getäuscht; denn wenn man den Gang der Verhandlungen der
SozialifierungSkommission in Berich » die ganze Zeit heobach-



1147
114831 , öffentlich« Sitzung.

tei hat und sich allgemein darüber orientiert hat , dann hatman gefunden, daß das Problem der Sozialisierung leichterausgesprochen ist, als es der Verwirklichung entgegengebrachtWerden kann.
Wir find in vielen Punkten , wenigstens ich persönlich, mitden Vorrednern in vielen Fragen einverstanden . Ganz be¬sonder- bin ich damit einverstanden , wenn der letzte HerrRedner , Or . KoeniaSberger gesagt hat, die Sozialdemo¬kratie mache sich nicht allzugroße Vorstellungen von derSozialisierung . Diesen Satz unterschreibe ich also vollkom¬men. Hier sind wir uns einig. Auch ich verspreche mir nichtallzuviel von der Sozialisierung , wie sie von einem Teilunserer Arbeiterschaft und auch von einem Teil Theoretikergefordert wird. Wie gesagt, sie ist eine außerordentlich wich¬tige Frage , sie ist wert , in allem Ernst hier behandelt zu wer¬den. Und nach diesem Ernst der Situation möchte ich auchheute meine Ausführungen in dieser Frage einstellen.Soviel der unglückliche Krieg und die ihm gefolgte Revo¬lution mit ihren — es wird gicht mehr abgestritten — zer¬setzenden Erscheinungen zusammengerissen haben , so kannman doch aus der anderen Seite auch behaupten , daß dieganzen Vorkommnisse der letzten Zeit Kräfte geweckt haben,aus denen, wenn sie sich in gutem Sinne auswirten , für dasWirtschafts- und Volksleben außerordentlich Ersprießlichesherauswachsen kann. Ich bin auch der Meinung , daß einneuer Geist in unser Wirtschaftsleben Einzug halten muß.Es müssen dann auch die Umgestaltungen beginnen in allenKreisen, in allen Schichten unseres Volkes . Sie müssen be¬ginnen selbst in der Arbeit, sie beginnen in der Denkweiseund sie müssen auch beginnen in der Kultur mü> im Allge¬meinen . Die Kultur will neu begründet werden . Alles istin großer Gärung begriffen, durch diesen Gewaltfrieden wer¬den wir natürlich in diesem Entwicklungsprozeß , der vielleichtzu einer Gesundung unserer wirtschaftlichen Verhältnisse hätteführen können, vor unüberwindliche Schwierigkeiten gestellt.

Ich habe heute und auch gestern vermißt , daß bei der Dis .
kussion die internationale Wirtschaftssituation in Rechnunggezogen worden ist. Das ist vorläufig der Hauptfaktor bei der
ganzen SozialifierungSfrage . Wie ist e» möglich , daß wir
sozialisieren können, vernünftig sozialisieren können, um den
Neuaufbau der Industrie , der ganzen Gesellschaftsovdnung in
Fluß zu bringen ?

An diesem ganzen Werden, an diesem anbrechenden neuenGeist ist selbstverständlich am meisten interessiert und stehtin der Mtte die Arbeiterschaft. Auch die christlich-nationale
Arbeiterschaft will diesem Schaffen und Werden nicht untätig
gegenüberstehen, sie will Mitbegründer dieser großen neuenZeit sein. Die soziale Frage ist nicht neu . Mir beschäftigenuns in Deutschland und in allen Bundesstaaten besonders tm
Reich schon 60 Jahre mit diesem Problem , und sie ist heutenoch das brennendste von allen Kulturproblemen , die über¬
haupt zur Verhandlung gestellt werden können. Die sozialeFrage kann nach meiner Meinung auch nicht mit den altenMitteln gelöst werden, wie sie der alte Staat angewandt hat .Wohl oder übel müssen hier der Zeit entsprechende Methodenangewendet werden und muß diesem neuen Geist, der nuneinmal vorhanden ist, und der auch teilweise berechtigt ist,Rechnung getragen werden . Der Arbeiterstand — darüber
sind wir uns doch klar, und das muß bei dieser Verhandlungimmer wieder gesagt werden — der Arbeiterstand und zumgrößten Teil der Beamtenstand , die in der Vergangenheit
vielfach zu großen Werkzeugen degradiert waren , wollen zurlichtklaren Menschenwürde emporsteigen, ’

sie wollen neuesLeben haben. Erst soll ihnen neues Leben gegeben werden,Leben, das nicht erstickt und untergeht im rein kapitalistischen
Maffenbetrieb des reinen wirtschatlichen Wesens, Leben, das
nicht verdorrt an der Hitze des modernen llberindustriealismus ,Leben, das nicht verkümmert in Not und Elend . Eine neue
Wirtschaftsform wird gefordert . Das Wort Sozialisierungspricht sie zu einem Teil im allgemeinen aus . Man kann
beklagen — ich persönlich tue das —, daß das Wort Soziali¬
sierung heute zu einem Schlagwort heruntergesunken ist. Aber
zugegeben werden mutz, daß zu den Problemen , die mit einer
ungeheuren Schnelligkeit den Weg in den Geist der Masse
genommen haben und in ihrer Größe und Ausdehnung und
Wirkung am tiefeinschneidensten für unser Wirtschafts - und
Gesellschaftsleben geworden sind , die Frage der Sozialisierung
gehört. Fragen wir aber nach dem Begriff Sozialisierung ,
so können wir ohne Übertreibung feststellen : So viel Köpfe ,
so viel Sinne (Sehr richtig! rechts), und die letzte Rode von
Abg. Or . K o e n i g s b e r g e r hat den ganzen Beiveis für diesemeine Behauptung erbracht.

Man könnte vielleicht Sozialisierung definieren , als die
Verführung der Wirtschaft in den Dienst und in die Nutz¬

nießung der Allgemeinheit. Bei 5« Sozialisierung kommtes nicht allein auf die Überleitung der Wirtschaft aus demindividuellen, dem Einzelkreis in den Kreis der Gesamtheitoder des HtaateS an — das ist die eine Seite —, sondernin ebenso großem Maße auf die Verteilung des «Mehrwerts ",wie Marx sagt. Der „Mehrwert " soll bei der Sozialisierungnicht nur Einzelnen zugute kommen, sondern der Gesamt¬heit.
ES knüpfen sich nun an diesen Satz und an da» Wort„Sozialisierung vielfach Meinungen und Hoffnungen , welchevon der Wirklichkeit weit enffernt sind. Bei der Sozialisie¬rung denken sich heute die Massen der Arbeiter leider nurden eigenen materiellen Vorteil . Sie find der Meinung , daßfür sie dabei recht viel herauskommen müßte . Diese ihreAuffassung wird genährt durch eine unverantwortliche Presse,der Presse der linksstehenden Richtung im engeren , und wei¬teren Heimatland . Sie näheren diesen Geäinkon , den icheben aussprach ; an dem eigentlichen Zweck der Sozialisierung ,an die Grenzen und Wirkungen denken diese Schreier nicht .Die Sozialisierung , soweit sie überhaupt möglich und gang-bar ist, — worüber man ja sehr streiten kann, das hat dieheutige Diskussion bewiesen — soll der Volksgesamiheit zu¬gute kommen und nicht einer einzelnen Gruppe .Der Streit bei der Sozialisierung entspringt nach meinem

Dafürhalten zwei Quellen , die ich in Folgendem zeichnenmöchte .
Bei der Sozialisierung lassen sich schließlich drei Formen der

Überführung in den Dienst der Gesamtheit oder des Staatesunterscheiden: 1 . der Staatssozialismus , 2. der genossenschaft¬liche Sozialismus , und 3. der in der Jetztzeit so viel empfoh¬lene kommunistische Sozialismus . >
Der StaakssozialismuS ist uns kein ftemder Be-

griff . Er hatte sich bereits auch in den vorrevolutionärenPerioden , der Hochblütezvit der privatkapitalistischen Wirt -
schaftSmethode , auf manchen Gebieten durchgesetzt. Die
Staatsbahn , die Post, der Telegraph und viele andere Ge.
wetbszwerge waren ihrer Struttur nach sozialistische Staats¬betriebe, sofern man Sozialisierung und Verstaatlichunggleichstellt : in ihrer Wirkung aber waren sie nicht aus densozialen Gedanken eingestellt. Sie waren kapitalistisch. DerStaat holte aus seinen Angestellten und Arbeitern den be¬rühmten „Mehrwert " heraus , waS nach Marx der Grundzugder kapitalistischen Wirtschaftsform ist, um damit eigene Be¬dürfnisse zu befriedigen.

Die zweite Form , der genossenschaftliche Sozia¬lismus , steht dem Begriffe der Sozialisierung sehr nahe,ja man kann sagen, daß im Genossenschaftswesen der Kerneiner gesunden Sozialisierung liegt . Die Genossenschaftlersind hier selbst Kapitalisten, Unternehmer und Arbeiter zu¬gleich . Die Mehrwerte , die sie aus ihren Betrieben herauS -arbeiten , werden in bestimmten Quoten nach der Höhe den
Einlagen unter die Genossenschaftler selbst verteilt , je nach der
Einlage , wenn die nötige Rücklage ftrr die Genossenschaft inder im Statut vorgesehenen Höhe g« vährleiftet ist.Die dritte Art , der kommunistische Sozialismus ,ist aus dem Stadium des Experiments noch garnicht heraus¬gekommen, das haben wir heute und gestern gehört . Woman ihn anwandte , brachte er Verderben und Untergang , wo¬
für Rußland ein typisches Beispiel ist . Dem kommunistischenSozialismus fehlt die für jedes Wirtschaftsleben notwendige
Kraft des Strebens zu einem Mittelpunkt , der Gesamtheit .Der kommunistische Sozialismus löst auf, reißt das Wirt¬
schaftsleben in kleine Teile , zerstört und zerschneidet so dieLebensadern eines Landes , eines Staates . Rußland liefertdas Beispiel, wir haben ja darüber in der Literatur genuggelesen.

Nun hat die Reichs-Nationalversammlung bekanntlich zwei
Sozialisierungsgesetze erledigt , ein allgemeines
Rahmengesetz und ein Gesetz über die Sozialisierung , soweitdie Kohlenwirtschaft in Frage kommt. Ich will nicht daraufeingehen, — es ist sehr interessant , die einzelnen Paragraphen ,die in dem Gesetz vorgesehen sind, zu lesen — ich möchte nureinen Paragraphen verlesen, nämlich den 8 1, der außeror¬
dentlich wichtig ist. Es heißt dort u . a. : „Jeder Deuffche hat ,unbeschadet seiner persönlichen Freiheit , die sittliche Pflicht,seine geistigen und körperlichen Kräfte so zu betätigen , wie esdas Wohl der Gesamtheit erfordert .

"
Dieser Paragraph des

Gesetzes atmet einen hohen sittlichen, moralischen Geist. Das
Volk ist über viele Fragen der Sozialisierung nicht einig . Auchdie Interessen der einzelnen Klassen gehen sehr weit ausein¬
ander , und nicht Alle sind einig über die Frage , wie das Wohlder Gesamtheit am besten gefördert werden kann. Das istaber erklärlich, denn mancher hat sich bei unserer bisherigen
Wirtschaftsordnung — wir wollen einmal hier ein offenes.Wort sprechen — recht wohl gefüW , und daß wir von diese«
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Menschen nicht gilt verlangen können, daß sie für eine Ände¬

rung unserer Wirtschaftsordnung sind , die ihnen nicht mehr
das bietet, ist eine Selbstverständlichkeit. Einblick in die Ge¬
fühle Anderer haben sie meistens nicht gehabt . Sie haben
auch nicht gewußt, wie sich Andere fühlen , denen es nicht so
gut ging. Wer auf der Sonnenseite des Lebens stand und

heute noch steht , der wußte und weiß nicht , welche Sorgen
die Bedrückten haben, die im Schatten leben . Und bisher lebten,
wenigstens vor dem Kriege und auch während des Krieges,
sehr viele Deutsche im Schatten . Es war wirklich nicht alles
vollkommen, und mancher staunt heute geradezu über das
elementare Verlangen nach Sozialisierung unserer Wirtschaft.
Wenn er mehr Einblick in die Lage und die Gefühle der
Maffen gehabt hätte , so bin ich überzeugt , würde er nicht so
staunen . Trotz der glänzenden wirtschaftlichen Entwickelung
Deutschlands und trotz des Aufstieges, den auch die Arbeiter¬
schaft im allgemeinen vor dem Krrege genommen hatte , war
eine Zuftiedenstellung der deutschen Arbeiterschaft nicht mög¬
lich, aus zwei Gründen : Einerseits ist bei der großen Masse
der Bevölkerung nicht der nötige Ernst , nicht das einzuhal¬
tende Maß beobachtet worden, und auf der anderen Seite
finden wir mangelhaftes Verständnis für die schaffenden
Kräfte unseres Volkes , für den Arbeiterstand . Auch hier
hat der Staat sehr Vieles auf dem Kerbholz. Diese Frage
scheint mir so wichtig zu sein, daß ich das Hohe Haus mit
einigen Gedanken darüber belästigen möchte .

Die Ansichten im Hause über diese Frage gehen sehr weit
auseinander . Die Arbertermassen wurden bisher in vielen
Fällen nicht als gleichberechtigt angesehen und wurden auch
im Wirtschaftsprozeß vielfach nur unter finanziellen Ge¬
sichtspunkten allein betrachtet, als Arbeitskraft . Sie kamen
nicht als Menschen zur Geltung , 'sondern aalten mehr als
Waren , und wurden nicht höher geachtet, nicht viel höher wie
die Maschine. Nicht der Mensch stand im Mittelpunkt des
Wirtschaftslebens , sondern das Geld , wenigstens in den

meisten Fällen , und ihm wurde der arbeitende , fühlende und
denkende Mensch untergeordnet . Die Wirtschaft soll aber
nach unserem Begriffe und nach dem Begriffe der gesunden
Sozialisierung in Wirklichkeit den Menschen allgemein dienen.
Wir leben doch im letzten Ende nicht, um zu produzieren ,
sondern wir produzieren , um zu leben. Ein ungezügeltes
sGewinnstreben ließ vor dem Krieg nicht die notwendige Rück¬
sicht aus die Menschen aufkommen, und eine falsche Wis¬
senschaft -verteidigte und förderte teilweise dieses System
XSehr richtig! im Zentrum ) . Wir hatten leider — das muß
heute auch ausgesprochen werden — eine Wissenschaft , die den
Egoismus als Wirtschaftsprinzip und Wirtschaftsmotiv gelten
ließ und jede Ethik, alle höheren kulturellen Gesichtspunkte
im Wirtschaftsleben außer Acht ließ. Diese falsche Wirt¬
schaftsordnung, die nur auf Kampf eingestellt war , die auf
die höchstmöglichste Dividendenverteilung eingestellt war , ist
auch nach meinem Begriff nicht mehr haltbar , sie kann nicht
mit ins neue Deutschland hinübergenommen werden. Was
war denn das alte liberale , wirtschaftliche System, das
System unseres individuellen Manchesterliberalismus , um es
mit einem Schlagwort zu bezeichnen? Es war vor dem
Kriege steigender Kampf aller gegen alle , Sieg nicht dem Tüch¬
tigsten, sondern den geriebensten, von sittlichen Überlegungen
am wenigsten angekränkelten Menschen. Er führte zu einer
Bereinigung von ungeheueren Reichtümern in den Händen
weniger, zu einem immer tieferen Hinabsinken breiter
Maffen, mcht nur des Arbeiterstandes , sondern auch des
Mittelstandes in Schuldknechtschaft . Dieses traurige Er¬
gebnis war der Triumpf des Kapitals mit seiner Mobilisie¬
rung aller Werte , seiner Entwurzelung aller Massen des
Volkes , seiner Auflösung der kulturellen Güter in Spekula¬
tionsgegenstände , seiner Verwandlung des Menschenlebens in
ein qualvolles Hasten und Jagen , ein bitteres Ringen um
mehr Lust und Freiheit (Zurufe von den Sozialdemokraten ) .
Die Konsequenz ist nicht, Herr Kieslich , daß man Spar¬
takist und Kommunist werden muß (Abg . Dr . Schäfer : Ja¬
wohl, da hat er recht !) . Dieses Wirtschaftsprinzip kann auch
nach meinem Dafürhalten nicht ins neue Deutschland hinüber¬
genommen werden (Zurufe von den Sozialdemokraten ). Auch
während des Krieges wurde die Mißachtung des arbeitenden
Menschen, die Bergöttevung des Geldes , das menschenverach¬
tende und menschenvernichtende Streben nach Gewinn ge¬
radezu auf die Spitze getrieben . Das ' sind vielleicht scharfe
Worte, , aber sie entsprechen unserer alten Wirtschaftsordnung
und dem Geist, der sich in ihr teilweise bemerkbar gemacht
hat . Es sind scharfe Worte, aber man muß zugeben, daß
heute eine große Masse unseres Volkes tatsächlich einen
Grund hat , unzufrieden zu sein in dem Sinne , Daß sie unter
der früheren Wirtschaftsordnung im neuen Deutschland nicht
wietztzp A^ efteil will. Sie alle kennen e& . Auf dex einen Seite

ein ungezügeltes , heSMüngAoseS, geMsienloseS, auch vielfach
vom Staate , wenn auch weniger vom badischen Staate , aber
vom Reich begünstigtes Streben nach Gewinn . Es ist ja heute
nicht der Platz , um darauf einzugehen , wie während des
Krieges die Munitionslieserungen , die Arbeitsvergebungen ,
die Vergebung alles deffen , was zum Kriege gehört hat , vor¬

genommen worden sind , was für ein Geist sich da bemerkbar
gemacht hat. Ich habe Material in den Händen . Es ist
geradezu himmäschreiend , welches Treiben da tatsächlich von
feiten der Offiziere , nicht der höchsten , aber der aus bürger¬
lichen Kreisen, die in ihrem Privatleben Fabrikanten oder
Kaufleute waren , vor sich gegangen ist (Sehr richtig! bei den
Sozialdemokraten ) . Eine solche Wirtschaftsordnung kann nicht
mehr in den alten Bahnen weiter gehen, sie muß sich zu
einer höheren, zu einer solchen des Gemeinwesens empor¬
entwickeln (Sehr richtig! im Zentrum und der Sozialdemo¬
kratie) .

Es verlangen weite Kreise stürmisch eine Änderung unserer
Wirtschaftsordnung ; sie verlangen , daß das private Gewinn -

g
& en ausgeschaltet , daß die Wirtschaft soweit wie möglich

ialisiert, d. h . nach meinem Begriff den Interessen der
gemeinheit dienstbar gemacht werden (Abg . Or . Kraus :

Das ist Marx ! — Abg . Dr . Schäfer : Das ist schon längst ,
vor Marx vertreten worden ! — Der Präsident ersucht Zwi¬
schenrufe zu unterlassen ). Da kann ich ruhig sagen : Diese
Bestrebungen finden von mir aus Unterstützung . Nicht mehr
soll die Sache über dem Menschen, sondern es soll der Mensch
über der Sache stehen (Sehr gut ! und Beifall im,Zentrum ),
und das war bis jetzt nicht der Fall . Würden die Arbeiter
dieses Verlangen nur im allgemeinen stellen, so wäre das ein
gesunder Zug in der deutschen Arbeiterbewegung . Mer wenn
sie dazu übergehen wollen, diese Krankheit des Kapitalismus ,
der alten Wirtschaftsordnung selbst zu übevbieten durch die
Art , wie es heute rn Deutschland zu einem großen Teil mit
Gewalt und Unterdrückung aller anderen Stände sich bemerk¬
bar machen » so ist daS mcht das richtige Maßeinhalten und
in Gemeinschaft mit dem ganzen Bürgertum diese hohen,
sittlichen Probleme so diskutieren und im Volke propagieren ,
daß sie Gemeingut unseres ganzen StaatSwefens werden
können (Sehr gut ! nn Zentrum ). Diese Stimmung bei der
Arbeiterschaft, wie ich sie zuerst gezeichnet habe, ist eine ganz
natürliche Reaktion gegen die materialistische Zeitströmuyg ,
die das Geld höher achtet, als den Menschen, und sollte auch
von allen verstanden werden, die eine Änderung unserer
WirtschafKordnung nicht wollen. Für die Stimmung , wie ste
nun ernmal in einem großen Teile unseres Volkes vorhan¬
den ist, sind in erster Linie auch die mitverantwortlich zu
machen , die zu rechter Zeit die notwendigen Reformen ver¬
hindert Huben (Beifall links und im Zentrum ) . Wir in der
Zentrumspartei rechnen uns nicht zu denjenigen . Die ganze
politische Geschichte meiner Partei beweist, daß eine große Zahl
meiner Parteifreunde leidenschaftliche Kämpfer für den sozia¬
len Gedanken gewesen sind (Sehr richtig! im Zentrum ) . Ich
brauche Ihnen dafür keine Beweise zu erbringen . Bei der
parlamentarischen Behandlung im Reichstage sind alle Ge-

setzcsvorlagen, die dem untersten Stand , dem Arbeiterstand
zu helfen in der Lage waren , von uns warm befürwortet
worden (Zuruf links : Nicht warm genug !) Nicht warm ge¬
nug , sagt man da von der linken Seile . Vielleicht werden
Sie in Zukunft diese Verurteilung selbst erfahren , wenn» Sie
neuen Gesetzen Ihre warme Befürwortung angedeihen las¬

sen . Jedenfalls können wir aber durch Ihre in Aussicht ge¬
stellte kräftige Betätigung in Zukunft noch schneller auf den
eiugcschlagenen Wegen vorankommen.

Die Arbeiterorganisationen find früher in vielen Fällen
nicht als Vertreter der Arbeiter von den Arbeitgebern anerkannt
worden, sie find bis vor dem Kriege noch ausgeschaltet worden.
Man sollte mit ihnen nicht verhandeln . Dieser Herrenstand¬
punkt hat die Lage furchtbar verschärft. Er hat das Gefühl des
UnbefriedigtseinS in verstärktem Maße bei den Maffen in die
Höhe gebracht. Die Begleiterscheinungen des Krieges haben
nun bei der Masse folgende Ansicht reifen lassen: Da muß unter
allen Umständen eine Änderung in unserm Wirtschaftsleben er.
folgen. Die Änderung, die freiwillig erfolgt ist, erkennen wir
an . Ich als Vertreter einer christlichenOrganisation erkenne
an , daß picht nur in der Zentrumspartei , sondern auch in
allen anderen Parteien Männer waren , die mit Überzeugung
und Tatkraft für den sozialen Gedanken gearbeitet haben,
und wir erkennen auch an , daß man uns in den letzten Achr.
zehnten besonders aber in den letzten Jahren manches zuge»
standen hat . Dies kam zu spät, und wir stehen nun heute vor
der Tatsache, daß wir der Stimmung und den Forderungen
der Maffen entgegenkommen muffen. ES liegt auch etwas Ge«
suvdes. AMrliches in d«m, teof .Erjüllung verlangt. W,
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Müssen den arbeite aLeU BolkSmassen daZ bieten, was auf demWege ihrer Wünsche liegt und,was wir zu bieten in der Lagelind. Aber nicht nur dieser Grundsatz zwingt zur Änderungunserer Wirtschaftsordnung , sondern auch die unübersehbare ^gewaltige Last, die auf unserm Volke liegt . Auch vom Stand¬punkt des Wiederaufbaues lässt sich eine teilweise Regelungunserer Wirtschaftsordnung nicht umgehen . Die Hineinziehungder Wirtschaft in den Dienst aller ist eine berechtigte, einesozialethische Forderung, . eine Forderung des Christentums .DaS Christentum schätzt dem Menschen höher als die Sache,höher als die Wirtschaft, und dev Zweck der Wirtschaf? ist dochdie Schaffung von Lebensbedingungen , die sittliches Menschen¬tum bei allen ermöglichen (Sehr gut ! im Zentrum ) . Wirmüssen uns auch nach dieser Auffassung unsere Wirtschafts¬ordnung so weit wie möglich sozialisieren , natürlich soweit diesim Interesse des Gesamtwohles des Staates vorteilhaft ist(Sehr gut ! im Zentrum und links) . Die Angestellten und Ar¬beiter dürfen nicht mehr als Ware behandelt werden . Siesind die notwendigen . Produktionssaktoren , sie sind Menschen— und als solche müssen sie in Zukunft geachtet und behandeltwerden. Ein grosser Teil unseres Volkes will das auch. Ichbin überzeugt , dass die Mehrzahl unseres Volkes dem nicht ent¬gegensteht.
— Aber nun legen wir uns auch die praktische Seite der Fragevor : Mrs kommt nun bei der Sozialisierung zuerst in Frage ?Auch hier gehen die Ansichtenund Meinungen weit auseinander ,und es sind tüchtige Volkswirtschastler, die an der Sache per¬sönlich uninteressiert sind, unter denen aber dennoch grosseMeinungsverschiedenheiten bestehen. Gestern wurde hier imHause der Zwischenruf gemacht: Praktische Vorschläge! Jetztkommen die praktischen Vorschläge! usw . Ich gebe demjenigenrecht, der heute gesagt hat : Wenn ein grosses Problem anhebt ,so- sucht es und tastet es, das kann sich aber nicht von heuteauf morgen schon zu praktischen Vorschlägen verdichten. Mitdiesen Einwänden tut man eine solche weltbewegende Fragenicht ab, sondern man mutz ihr auf den Grund gehen und sieaus ihre praktische Durchführbarkeit untersuchen . Dazu gehörtGemeinschaftsarbeit, gemeinschaftliche Tätigkeit aller Volks¬klassen, nicht einer einzelnen Partei mit einem Extrem . Pro¬fessor Dr . Karl Bücher sagt in seiner Schrift über Sozialisie¬rung : „In erster Linie kommt die Sozialisierung — Verstaat¬lichung — des Kohlen- und Kalibergbaues in Betracht ; folgenkann die elektrische Energie — sonst vorläufig nichts mehr .

"
Das scheint mir bet richtige Standpunkt zu sein. Fßlgen kannmeinetwegen auch noch das Apothekenwesen in ganz Deutsch¬land (Zuruf recyts : Und das Anwaltswesen !) , meinetwegenauch noch das Anwaltswesen ; vielleicht würden sich die Ber .hältnisse einiger der Herren auch noch besser gestalten.Die eben von mir vorgetragene Ansicht ist wohl auch gesternAnd heute im Hause vertreten worden u . der letzte Redner Prof .Dr . Koenigsberger ist hier ja auch sehr tastend um dieseFrage herum gegangen, er hat ja auch keinen extremen Stand¬punkt vertreten (Zuruf von rechts : Er will die „alten Frauen "
sozialisieren!) . Man könnte beinahe zu der Ansicht gelangen —verzeihen Sie diese Bosheit )

'
ich bitte vorher um Ent¬

schuldigung, aber bei der ganzen Behandlung dieser An¬
gelegenheit habe ich den Eindruck gehabt und bin ich den Ge¬danken nicht loS geworden — dass je mehr Akademiker und viel,leicht je mehr Professoren die Frage der Sozialisierung be¬handeln , dass sie dann nächstens ganz verloren geht. Praktikeraus dem praktischen Leben müssen wir haben , sie müssen der
Sozialisierung Inhalt und Gestalt geben! ( Zurufe aus denRechen der Sozialdemokraten : Also , machen Sie sie mit uns !— Heiterkeit) . Meine Ausführungen werden ihren Ausführungenund Ihren Auffassungen .doch nicht entgegen stehen .
. Nach meiner Auffassung bedeutet aber Sozialisierung die
schrittweise organische Ordnung der Wirtschaft nach den For¬derungen des Gemeinwohls (Zuruf rechts : Was ist das ? Dasverstehen Sie nicht ) . Wer über die Elemente der Produktion ,über Natur und Arbeit , verfügt , wie sie anzuwenden , wie sieueinander in Beziehung oder ineinander .. in Beziehung zuetzen sind, über alles das soll bestimmt werden vom Stand¬punkte des Gemeinwohls . Das ist eine Frage mit der sichdie Wissenschaft in der nächsten Zeit , noch lange beschäftigenmuss . Die Umgestaltung und Neugestaltung der Wirtschaft«ach diesem Prmzip kann man ruhig Sozialisierung nennen .Wie nun dieses Prinzip auf alle Einzelsragen der Wirtschafts¬ordnung und -Gestaltung praktisch angewandt werden soll, dasist «ine Frage der reinen Zweckmässigkeit , deren Lösung sichaus hex Lage der Einzelfälle ergaben muss . Die Hockhaltungder Produktivität der Betriebe mutz gewahrt werden : die Un-
tvrnehmerinitiatative und das Bestreben mack Erhöhung der
Produktion mutz erhalten bleiben . Aus , die Mitarbeit intelli¬genter, . hochstehender und hochstrebender, energischer, geistiger

Leiter unserer Betriebe kann keineswegs verzichtet werdendDie Zentrumspartei des Reiches hat ta dem Programm ,welches sie bei den letzten Wahlen herausgab , in dem Abschnittüber Wirtschaftspolitik zu diesemPunkte gesagt : „Wir erstrebengeordneten Aufbau der Volkswirtschaft im Dienste des Ge.meinwohles auf der Grundlage der produktiven Arbeit, auf der -
Grundlage der Erhaltung der aus persönlichem Eigentum be¬ruhenden Wirtschaft, gemeinschaftliche Ordnung durch StaatUnd Gemeinde, Gesellschaft und Genossenschast , für grössereBetriebe Beseitigung privatkapitalistischer Monopole. " Siesehen, dass auch dies von der Zentrumspartei in ihrem Pro¬gramm Ausgesprochene in weitestgehendem Matze aus . die So¬zialisierung angewandt werden kann, und meine bisgetzt ge¬machten Ausführungen decken sich ja auch mit diesem Satz. '

Dann möchte ich aber noch daraus Hinweisen, dass die tech-nische, die äußerliche Sozialisierung allein nichl genügt . Viel
wichtiger — darauf wurde gestern schon von einem der HerrenRedner hingcwicsen — ist die Sozialisierung der Gesinnungder Menschen selbst (Sehr gut ! im Zentrum ), die Weckung derrechten Gesinnung und des Pflichtgefühls bei der 'Allgemeinheitunseres Volkes . Die Leiter von Unternehmungen , von Privar -betrieben müssen sich als im Dienst der Allgemeinheit stehendfühlen , sie müssen die Arbeiter , die Angestellten und Beamtenals Menschen behandeln ; auf der andern Seite aber müssensich auch die Arbeiter und Angestellten selbst als im Dienst derAllgemeinheit stehend fühlen ; für sie darf das Unternehmer¬tum nicht eine ausbeutende , feindliche Macht, sondern diesesUnternehmertum mutz für sie eine Sache der Allgemeinheitsein , der sie selbst nach Kräften zu dienen haben ; sie müssendie Unternehmung fördern , wo sie können, sie .müssen sich inall ihren Bestrebungen in den Dienst der Allgemeinheit stellen.Wenn wir von diesem Standpunkt aus zu den verschieden¬sten wilden Sozialisierungsbestrebungen Stellung nehmen, sogeschieht das aus vaterländischem Interesse heraus und somitauch im Interesse des ganzen Voltes, das wir vor weiteremElend und Schaden bewahren wollen. In weiten Kreisen fehltes, das ist heute ausser Zweifel, an Arbeitslust . Wir als Ar¬beiterführer bedauern das am allermeisten . Es mutz einfachanders werden. Nach dem Hauptgrund ist schon wochenlang ge .

.forscht worden ; man streitet sich darum , was eigentlich die Är¬
sache des Rückgangs der Arbeitslust ist. Ich meine aber , mansollte sich heute darüber nicht mehr streiten : Es ist dieser gewal¬tige Krieg mit dem gewaltigen Hunger . Alles andere sind Ne¬benerscheinungen. Dieser gewaltige Hunger , den unser Volkertragen mußte, und diese über 4 Jahre hin sich erstreckendenim Felde draußen ertragenen Strapazen haben eben den Men -scheu anders werden lassen als er früher war (Sehr richtig !beim Zentrum ) .

Bei dieser Grundstimmung konnte eine wilde und unverant .wörtliche Hetze in unserem Volke leicht Boden gewinnen . Si -.cherlich waren es nicht die am allerhärtesten Geprüften , dieimmer zu neuen Putschen und wilden Streiks aufsorderten(Sehr richtig! rechts und beim Zentrum ). Gegenüber solchenElementen gibt es nur eine Möglichkeit , da gibt es nur eineParole für eine Regierung und diese heisst : Gewalt gegen Ge-Walt! Ich freue mich darüber , dass die Regierung endlich sichbereit erklärt ■hat, in Mannheim die ihr zur Verfügungstehende Gewalt anzuwenden . Denn mit Süssholzraspelnkommt man solchen politischen Hochstaplern gegenüber nicht «ruftda muß Gewalt angewendet werden im Interesse der Ord¬nung und .Sicherheit des Ganzen , des Volkes , der Gemeinschaftde ? Staates . Bei diesen Elementen ist keine Spur von Ver-antwortlichjleitsgefühl, von sozialem Geist wahrzunehmen ; esist lediglichder Geist des Mammonismus , den diese selben Men¬schen jahrzehntelang bekämpft haben. Sie kämpfen nicht fürdas Gemeinwohl ; nicht die Sorge für das Gemeinwohl ist dieTriebkraft für ihr Handeln , dieses wächst lediglich aus ihrenegoistischen Motiven heraus . Manckmal wird gesagt, es seiengrosse Idealisten ; ick erinnere an die Rede des Herrn Rcchis -anwalts Dr . Dietz , der das damals hier im Hause gesagt hat :— ich glaube, der Standpunkt wird heute nicht mehr geteilt —
„Wir sind eins ; unser Endziel ist das Gleiche , nur die Wegefind verschieden ; unter den Spartakisten sind grosse Idealisten ,sind Minner der Selbstaufopferung ! " — Ich möchte das Ge¬genteil behaupten : Nur wenige sind es , die den Titel Idealistenverdienen ; zu zwei Dritteln sind es politische Hochstapler. Esmag vielleicht hart klingen, aber .es ist in der Tat so.Nun , diese Verirrungen in einem großen Teile unseres Vol¬ke» beruhen — das muss auch hier mit aller Deutlichkeit gesagtwerden — auch in den früher geweckten Hoffnungen und Er¬wartungen und in der ungenügenden Gesinnungs -Pflege . Man hat ihnen wohl ein Paradies versprochen — eshat keinen Zweck länger bnrji&er zu reden — . Nun glaubestdie Massen einfach, das Versprechen müsse eing werden .
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!£te Massen verstehe» eS nicht, unb &te Massen werden auchden heutigen Standpunkt nicht tzcrstehen , weil sie tatsächlichnicht in der Lage sind , über die grossen Probleme der Wirk¬
lichkeit und der Möglichkeiten nachzudenken. Man hat ihnen
früher eben allzuviel versprochen und nun stehen Sie vor der
Frage , die Wechsel einzulösen. Mein« Herren von links,Sie sind dazu im Interesse des Volkes und des Staates nichtnn der Lage. Man mutz Ihnen zugeben, dass Sie sich heute
gegen die Massen stemmen und versuchen , die Massen auf den
Weg der Vernunft zurückzusühren. Dafür gebührt Ihnen
zweifellos Lob , und die Geschichte wird Ihnen das Lob zweifel¬los zuge.siehen .
, Ich sehe trotz allen Schatten Lichtstrahlen für die Zukunft,wenn and} noch düstere Wolken darunter hängen . Das Aund das O jedes Programms der jetzigen Zest bleibt die Er¬
höhung der Produktion . Mögen es doch endlich unsere Arbei¬ter einmal einsehen ! Es liegt in ihrem Interesse , es liegt im
Interesse der Gesamtheit, sie allein kann uns vor dem Zerfallretten , die Erhöhung der Produktion !

Was uns weiter fehlt, ist ein wirklich revolutionäres , d. h-
sckövierisches Temperament , das die gigantische Arbeit leistenkönnte , aus dem zerrütteten , verantwortungslosen Volkskörpcxdas Gemeinschaftsgefühl und den guten Willen hervorzuholen,den wir brauchen, und damit die einzig mögliche Grundlagefür den lebensreichen, echten Sozialismus der Zukunft zu■scharfen .

Die größte Not der Zeit ist zweifellos auch der Mangel an
praktischem Christentum . Das ist nicht von uns , sonftrn vonanderen im Kulturleben verdrängt worden. Wie hat man unsimmer angefeindel ! Ich erinnere mich noch einer Rede, die der
Reichstagsabgeordnete Erzberger gehalten hat . wo er auf die
unsterbliche Seele der Eingeborenen von Afrika hinwies, undwie brach damals ein Jndianergeheul im Reichstag aus (Un¬
ruhe links) . ES war ein Jndianergeheul , das bei dieser Rede
auSbrachp Das war nicht des Reichstags würdig , damals dar¬über zu lachen , wenn ein Abgeordneter dieses Wort aussprach(Abg . Dr . Schäfer : Sehr richtig! ) . Die Religion muss derLeitstern , die Wärme - und Kraftquelle für das politische, sozialeund wirtschaftliche Leben werden! In der Religion sind alle
Verpflichtungen normiert , aber auch die unauslöschlichen Rechteproklamiert ( Abg . .Dr . Schäfer : Sehr richtig!) . Das mensch¬liche Schaffen und Streben muss wieder eine roligöse und ftn =
lief) vertiefte Verinnerlichung und Erneuerung erfahren .Wir fordern nach wie vor auch im neuen Volksstaat« undin diesem erst recht im Sinne Bischof Kepplers eine soziale Re¬
form. Diese schlägt die goldene Drücke aus der seelischenund materiellen Zert . die zum Glück der Allgemeinheit führenwird. Wir müssen das fordern , weil das grosse Problem dersozialen Frage es verlangt und das Problem der sozialenFrage kann nur gelöst werden , wenn dem Arbeiterstaude, dem
schaffenden Stande , alles daö gegeben wird , was er zur LebenS -rwtwendigkcit braucht . Wir .müssen itm nicht , nur das geben,was er zum nackten Lebensunterhalt braucht, sondern derArbciterstand muss das haben , was er braucht, um auch gesell¬schaftlich. die Stellung zu erreichen, die ihm gebührt -, und dazugehört Geld. Und , wenn Sie jetzt .wieder erneut zu den Beam¬tenvorlagen Stellung nehmen, dann prüfen Sie sie von diesemgroßen sozialen Gesichtspunkte aus ; das wird , davon bin ichüberzeugt, dazu beitragen , dass die Massen zufrieden werdenund wir Ordnuni . Ruhe und Sicherheit in unserem Volks¬leben bekommen -Beifall beim Zentrum ) .

Abg . Muser lT . Dem . P . ) :
Als ich mich gestern zum Worte meldete, hatte ich die Ab¬sicht, nur zu den TozialisicrungSvorfchlägcn Stellung zu neh¬men und eine ausgreifende prinzipielle Erörterung zu unter¬lassen . Nachdem aber mein geehrter Kollege Dr . Kraus inweitgehender Weise —- das soll kein Vorwurf sein, denn eSwar sehr interessant , was er darlegte —, allgemeine Aus¬führungen , und zwar ausdrücklich als Grundlage seiner So¬

zialisierungsvorschläge, soweit sie dann im einzelnen konkreteGestalt aunahmen , gemacht hat , schien es mir doch notwendigzu sein , auch noch über diesen allgemeinen Teil seiner Redeund teilweise quch gegen sic etwas zu sagen.Der Herr Kollege hat zunächst eine sehr scharfe Anklagegegen die alte Gesellschaft, die Gesellschaft vor der Revolution,erhöben, und eine Reche von Mängeln derselben scharf kriti-stert . Gewiß , cs fehlte da und dort , und ich bin der Letzte, dasbestreiten und eine in zulässigem Maße vorgenommeueKritik irgendwie bemängeln zu wollen. Ich sage, es fehltegewiss da und dort sehr erheblich , aber nicht bloss an den Zu¬ständen, sondern auch an den Menschen selbst , und zwar beiden Nichtproletariern nicht mehr und nicht weniger als beiden Proletariern -

. Der Herr Kollege Heurich meint , dass das . .was jetzt anden Menschen zu beklagen sei, durch den Krieg verursachtwurde . In vollem Umfange vermag ich meinem , geehrtenHerrn Vorredner da nicht zuzustimmen. Der Krieg mag eini¬es hinzuverschuldet haben . Aber letzten Endes war . er nurer Enthüll « eines vorher schon im wesentlichen vorhande¬nen Tatbestandes . Er hat den wie gesagt im wesentlichenvorher schon vorhandenen bedauerlichen und bedenklichenMangel an ausreichender sittlicher Kraft in allen Klassen undStänden unseres Volkes enthüllt (Lebhafte Zustimmung , auchbeim Zentrum . — Abg . Dr . Schofer : Und woher kam das ? ),AuS der Tatsache nun , dass in unserem früheren .Staats¬und Wirtschastswesen sehr vieles nicht in Ordnung war , folgtnatürlich nicht, dass derjenige , der daraus hrnweist und esmit Recht kritisiert, auch imstande ist, mit dom von ihm an¬
gegebenen Mittel diese Mängel zu beheben, dass er unsneue und bessere Zustände zu verschaffen vermag, in denendie alten Bedenklichkeiten vielleicht fehlen, Zustände, in denen
sich aber dann neue , vielleicht ebenso erhebliche Mängelzeigen.

Herr Dr . Kraus hat dem Adarrismus ein sehr hohesLoblied gesungen . Er war ja für ihn Ausgangspunkt und
Grundlage , daS hat er ausdrücklich erklärt , aller seiner wei¬teren Ausführungen . Ich bin aber der Meinung , dass dieserHymnus etwas herabgestiinant werden mutz , .wenn wir darandenke«, dass ein nicht kleiner Teil der Prophetie Marx 'S —
denn es ist eine Prophetie — sich als irrtümlich heraus¬gestellt hat , irrtümlich im ganzen oder hinsichtlich der Art dervon Marx prophezeiten Zustände . Ich erinnere Sie nur . andie „ Verelendungstheorie "

, auch an die Krisentheorie und an¬deres, das da mit herangezogen werden konnte ( Zuruf des
Abg. Dr . Krau s ) . Sie sind von berufen« sozialdemokra¬tischer Seite selbst in weitem Umfange als irrtümlich an¬erkannt und publizistisch sestgestellt worden , das wind mir derHerr . Kollege Dr . Kraus gewiss nicht bestreiten (LebhafteZustimmung rechts und bei den Demokraten ).

Etwas überrascht hat mich — und da kann ich ihm nichtgustimmen — seine Bemerkung, dass Marx den Menscheneigentlich in den Mittelpunkt seiner Betrachtung stellt. E»wrll mir scheinen , dass er mehr auf die wirtschaftlichen Zu¬stand c mit all ihren wirklichen oder vermeintlichen Konse¬quenzen, als aus den Menschen 'hingewiesen hat . jedenfallsist aber in der Praxis der Agitation der Mensch es nichtgewesen, auf dessen Bersittlichung man de« Schwerpunktlegt, sondern es war der Hinweis auf die Zustände , mitdem man agitierte . Der Marxismus — ich will mich natürlichbier nicht in Einzelheiten verlieren , ich hätte darüber über¬haupt gar kein Wort gesagt, wenn ihn der Herr KollegeKraus nicht io sehr in den Himmel gehoben hätte — derMarxismus , jedenfalls in seiner agitatorischen Verwertungund Ausschöpsung, ist eine extreme Einseitigkeit , die einehalbe Wahrheit für eine ganze ausgibt . Wir wissen , was inder Agitation aus einer . Lehre gemacht wurde, die man imwesentlichen — ich will es trivial ausdrücken , nicht wissen¬schaftlich — dahin formulierte : die wirtschaftlichen Zuständeseien die Gebnrtsstätte , der Untergrund , aus dem sich dannauch der ganze kulturelle Überbau auftürme , auf dem dersoziale ,und kulturelle überbau fundiert sei. Und das zeitigtenun die böse Tatsache, dass eine grosse Zahl von. Menschensich die Meinung in ihre Köpfe hinernhammern lieh, cs werdesich mit einer Änderung der Zustände gewissermaßen automa --tisch oder von selbst auch alles ändern , auch der kulturelleÜberbau ändern , es werde dadurch also auch die Bersittlichungder Menschen bedingt , und man dann unterließ : auf die Not¬wendigkeit, den inneren Menschen aufzurütteln, ., .hinzuweisen(Sehr richtig! ) , dass man übersah, dass eine Zustaudsverände¬rung an sich allein noch nicht notwendig auch eine Seelen -Veränderung mit allen ihren Konsequenzen im Gefolge hat .Man übersah auch und Übersicht heute noch vielfach auf dermaterialistischen Seite , dass auch schon die Gestaltung desWirtschaftslebens und damit der wirtschaftlichen Zustände ebenimmer zu einem guten Test von der Bildung und dem Cha¬rakter der wirtschaftenden Menschen bestimmt wird undvon diesem abhängig ist/ Die Menschen sind eben zu einemnickt geringen Teil überall die Gestaltenden , und daS Ge¬staltete trägt immer wesentliche Züge der Physiognomie derGestaltenden . Ich möchte Sie hier an ein Wort von Fichteerinnern , der einmal gesagt hat : „ Ihr erwartet alles von derZeit. Die Zeit seid I h r ." Die Zeit , setze ich hinzu, a«und für sich tut nichts. Es geschieht zwar alles in der Zeit,aber es geschieht nichts, gar . nichts, durch , die Zeit . Wir brau¬chen überall das notwendige Menschenmateriqk,. und diesessprießt nicht wie da? GraS au ? dem Boden heraus , eS mutzin schwerer Arbeit geschaffen und heranerzogen wertst». Untz
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die Kultur , damit auch die Versittlichung, die zu dieser gehört,
ist auch -leine wildwachsende Pflanze , sondern das Produkt der
nach bestimmten Zwecken handelnden Menschen. Man mätz
also gegenüber dem Materialismus , jedenfalls in seiner agi¬
tatorischen Verwertung , glaube ich , sagen : die Menschen
sind zu einem guten Teil die Schöpfer der Zustände und
nicht die Zustände allein die Präger der Menschen. Pro¬
gramme , und wenn sie noch so schon klingen, allein tun es
eben nicht, die Menschen müssen so sein, daß sie die Pro -,
grammtihesen auch in die Wirklichkeit des Lebens umzusetzen,
daß sie sie aus der theoretischen Formulierung heraus zu
praktischen Lebenswahrheiten zu gestalten vermögen . Ihr
(zu den Sozialdemokraten ) Parteigenosse , der Minister
Wiffell, hat auf Ihrem letzten Parteitag in Berlin den sehr
beherzigenswerten Satz ausgesprochen — er nannte ihn einen

Vorwurf —, daß man auf sozialdemokratischer Seite auf die
Pflege der geistigen und sittlichen Kräfte der Menschen viel
zu wenig Wert gelegt habe (Sehr richtig! beim Zentrum ) .

Der Herr Kollege Dr . Kraus hat dann sehr scharf
gegen diejenigen polemisiert — er hat in diesem Zusammen¬
hänge insbesondere auch die „ Idealisten " apostrophiert —,
die bestreiten oder auch nur bezweifeln, daß eine solche Men¬
schenvervollkommnungmöglich sei, wie sie die Marxistische Ge¬
sellschaftsordnung, einmal angenommen , sie laffe sich über¬
haupt einführen und sei -durchaeführt , im Stande erfolgreich
ür funktionieren , brauchte. Ich nehme eine sehr weitgehende
Möglichkeit der Menfchenvervollkommnung an , wenn eine
rationelle , durchgreifende Bildung und Erziehung in ganz
anderem Umfang, nach ganz anderem System , als wir es
seicher hatten , vor sich geht. Ich halte es hier mit Leibnitz ,
der einmal sagte : „Verlaßt mir die Erziehung — und ich
will Europa vor Wlauf eines Jahrhunderts umgestalten !"

Aber ich laste mich auch von dem Entwicklungsgedanken
nicht in eine Hypnose einschläfern, die mich die Grenzen der
Entwicklungsmöglichkeiten übersehen macht. Ich habe die
Überzeugung, daß, wie wir Menschen für unser Denken das
Gerüst unserer Vernunft nicht übersteigen können — die
Grenzen der Erkenntnis bleiben für ewig gesteckt —, wir auch
ebensowenig das Gerüst unserer übrigen Natur für unser
Fühlen und Wollen zu überspringen vermögen. Ich meine
daS so — Sie (zu den Sozialdemokraten ) werden mich des¬
wegen für etwas rückständig halten ; aber ich bin nicht da,
etwas zu sagen, was anderen angenehm ist, sondern was mir
die Wahrheit zu sein scheint , was meine Überzeugung ist —.
Ich meine das so, daß die menschliche Natur mir nicht ein
allgemeines Gemeineigentum , sondern ein persönlrcheS
.Eigentum , und zwar nicht bloß an Verbrauchsgegenständen ,
für sich und seine Nachkommen, zu fordern scheint . Sie
mögen sagen, das ist ein Irrtum . Gut ! Wir find eben dann
hier verschiedener Ansicht. Nun bitte ich Sie über zu be¬
achten, daß in der MarxistischenGesellschaft der Einzelne
für die Gesamtheit arbeiten soll. Ein von mir hoch¬
geschätzter Parteigenoste , Dr . Heuß , weist in einem sehr
lesenswerten kleinen Schriftchen mit Recht , glaube ich darauf
hin , daß in einer solchen Gesellschaft — und das ist ja die
Gesellschaft, die meinen geehrten Herrn Kollegen Dr . Kraus
und Dr . Koenigsberger als Ideal vorschwebt —, der
Einzelne gar nicht mehr auf den Erfolg seiner Arbeit
rechnen kann, er mag so fleißig und so tüchtig sein, als er
will, weil der Arbeitserfolg davon abhängt , ob auch die an¬
deren fleißig und tüchtig sind . Der Einzelne will eben —
das ist ein Ausfluß seiner natürlichen , seiner seelischen Kon¬
stitution — nicht für die Faulen arbeiten , er will auch den
Erfolg seiner Tätigkeit sehen. Ich gebe Ihnen ohne weiteres

zu, daß es im heutigen und im verflossenen Staat auch nicht
immer der Fall ist und war , daß einer wirklich den Erfolg
seiner Arbeit zu Gesicht bekommt und bekam. Aber wir
wollen doch , und Sie wollen C? ja mit uns , etwas Besteres
schaffen. Es wird also im Marxistischen Staat der Einzelne
abhängig sein, — jetzt mehr von dem Unternehmer —, dann
von den übrigen Arbeitern , und er wird also tatsächlich nickt
die Freiheit bekommen, die er erstrebt . Von der Schwierig¬
keit, den Mahstab der Verteilung der in der marxisti¬
schen Wirtschaftsverfassung produzierten Güter zu finden ,
wollen wir gar nicht sprechen . Sie wissen, meine Herren auf
der sozialdemokratischen Seite , daß Ihr ursprüngliches Pro¬
gramm darüber eine Bestimmung enthielt , daß man sie aber
aus dem Programm hinauswarf , aus ganö guten Gründen ,
und daß jetzt in Ihrem Programm darüber überhaupt gar
nichts mehr gesagt ist.

Mein geehrter Herr Kollege Dr . KrauS hat sodann den
Vorwurf erhöben, diejenigen, die bei der Sozialisierung an
eine Verstaatlichung dächten , verstünden eigentlich sehr wenig,
und er fand scharfe Worte gegen einen Artikel des Karls »

xuHex AagblattS — Nebenbei bemerkt, ich habe ihn nicht ge¬

lesen (Zuruf von den Sozialdemokraten : ES war ein Flug¬
blatt !) . Also ein Flugblatt . Aber schlimm ist die Sache,
wenn man genau zusieht, doch nicht. Es ist mir zunächst — der
stenographische Bericht der Rede des Herrn Kollegen Dr .
Kraus ist mir noch nicht zugänglichgewesen — nicht rechtklar
geworden, ob er, wenn er von der Gesellschaft spricht,
die der Träger der Sozialisierungsorganisation sein soll, an
die ganze Gesellschaft oder an einzelne Gesellschaften, Genossen«
schäften . Zweckverbände denkt . Wenn er die Gesamtgesellschast
/meint, dann ist diese — heute » wo ja sozialisiert werden soll ,
haben wir nicht, jedenfalls noch nicht, die Gesellschaftsverfas¬
sung des Erfurter Programms — eben doch nur die im
Staat organisierte Gesellschaft, und Sie kommen eben dann
doch auf den „Staats sozialismus " hinaus . Der geehrte
Herr Kollege Dr . Koenigsberger hat ja , wenigstens
alternativ , als Träger der Sozialisierungsorganisation auch
den Staat genannt , und auch der Herr Kollege Dr . Kraus
ist im weiteren Verlauf feiner Ausführungen immer wieder
auf den Wirtschafts st a a t zu sprechen gekommen. Ich bin
der Meinung , wenn wir die Sache konkret fasten, werden wir
es eben ohne irgend welche Mitwirkung und Beteiligung des
Staats überhaupt nicht machen können. Und wenn er sowohl
wie der Herr Minister , was ich dankbar anerkenne , verlangt ,
daß die Sozialisierung im Dienste der gesamten Volkswirt¬
schaft stehen und dem Allgemeinwohl dienen müffe, dann wird
logischer Weife, jedenfalls in einer Reihe von Fällen , der
Träger der Organisation am besten die Potenz sei, deren
Existerwberechtigung, Zweckbestimmung und Aufgabe gerade
darin Msteht, der Funktionär des Allgemeinwohls und der
Gesamtintereffen zu sein, und das ist eben der Staat . Hat
man aber eine Anzahl Zweckverbände, Einzelgefellfchaften,
Genossenschaften im Auge, dann türmen sich schwerwiegendste
Fragen und Probleme vor unserem seelischen Auge auf . Wie
ist eme solche Zweckverbandsgefellschaftzusammengesetzt, wer
soll sie leiten, wer kontrollieren ? Wenn man wirklich als
letztes Zigl der Sozialisierung die Befriedigung des G e f a m t«
interestes anerkennt , auf das man loszusteuern die Pflicht
hat, dann wirft sich die Frage auf , ob man bei solchen einzelnen
Zweckverbänden die Garantie hat , daß nicht egoistische Zweck-,
vevbandsinteressen an Stelle des allgemeinen GesellschastS -
intereffes gefetzt iverden. Wir werden übrigens nachher sehen,
daß es für das , worauf es den Arbeitern ankommt , gleich¬
gültig ist, ob der Träger der Organisation der Staat oder
irgerw ein gesellschaftlicher Zwe«verband ist. — Ich bitte
weiter , Folgendes ganz besonders zu beachten. Mein geehrter
Herr Kollege Dr . Krau » erklärt , daß er in der Sozialisie¬
rung eine wesentliche Lebensbetätigung des Sozialismus er¬
blicke, und verlangt kategorisch die sofortige Entfaltung
dieser Betätigung in alsbaldrger Ausführung der Sozialisie¬
rungspläne , denn das Volk schreie in der heutigen Zeit gerade¬
zu nach Sozialisierung . Ich bitte Sie , (zu den Sozialdemo¬
kraten) einen Augenblick sich zu vergegenwärtigen , daß Ihr
Gesinnungsgenosse, der sozialdetnokransche Herr Minister ,
gestern zur Frage der Sozialisierung erklärte : „Der Sozialis¬
mus kann seine historische Aufgabe bei uns nur dann er¬
füllen, wenn unsere deutsche Wirtschaft wieder auf festen
Füßen steht .

" Hiernach wäre also die Kardinalfrage die : Steht
heute schon unsere Wirtschaft auf so festen Füßen , daß der
Sozialismus seine historische Aufgabe zu erfüllen in der Lage
ist ? Ich glaube, die Frage aufitellen , heißt auch zugleich , sie
beantworten .

Herr Kollege Dr . Kraus hat schließlich von dem Staat
gesprochen , der zur Zeit von Karl Marx bestand. Ich weiß
nicht recht , in welchem Zusammenhänge es geschah ; ich darf
aber darauf aufmerksam machen , daß der Staat vor der Re¬
volution schon ein ganz anderer Staat als der Staat zu jener
Zeit war . Dieser Staat hatte sich bereits wesenltich sozial
orientiert . Ich denke dabei nicht allein an die soziale Persiche¬
rungsgesetzgebung, sondern vor allen Dingen an ein grund¬
sätzliches Pronunciamento , das der Vergessenheit entrissen zu
werden verdient, einer feierliche Kundgebung der früheren
Reichsregierung , in der Sie bereits eine Politik finden , die eine
gut sozialistische , nicht sozialdemokratische Orientierung vor¬
zeichnet . Der Herr Präsident inöge mir gestatten , das vor
mir vorhin als solches bezeichnete Pronunciamento vorzulesen.
In den Motiven zur Unfallversicherungsvorlcxge vom Jahre
1880 heißt es, „daß der Staat sich in höherem Maße als bis¬
her seiner hilfsbedürftigen Mitglieder annehme, ist nicht bloß
Pflicht der Humanität und des Christentums , sondern auch
Aufgabe der staatserhaltenden Politik "

, und nun beachten Sie
besonders : „Der Staat hat die Aufgabe, durch zweckmäßige
Einrichtungen und Verwendung der zu seiner Verfügung
stehenden Mittel der Gesamtheit das W>i-lergehen aller seiner
Mitglieder , ruynentlich - ex Schwachen und HWLMrftigen ,
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Positiv zu fScberrt* Die Kostenfrckge, heißt eS weiter, dürfe
nicht abhalten , »denn der Wert von Maßnahmen , bei>welchenes sich um die Zukunft des gesellschaftlichen und staatlichen Be¬
standes handelt, darf nicht an Geldopfern gemessen tverden."Sie sehen , es bedurfte zur Ausrufung eines sotzyen Sozia¬lismus nicht der jetzigen Sozialisierungsbewegung . Hier istbereits das Grundmotiv eines gesunden Sozialismus ange¬
schlagen ; der Staat , die Allgemeinheit, mutz sich einsetzen mit
staatlichen Mitteln , um den Hilfsbedürftigen Positiv fördernd
zur Seite zu stehen . Ich gebe sehr gerne zu, daß auf diesemGebiete noch sehr viel zu tun ist. Ich pflichte auch dem Herrn
Kollegen Dr . Koenigsberger bei, wenn er die Demo-
kratiserung auch des ArbetsverhältniffeS verlangt ; eS kommt
natürlich darauf an, was man darunter versteht. Ich freue
mich auch darüber , daß wir nach der Ankündigung des Herrn
Ministers prinzipiell zu einer konstitutionellen Fabrikverfas¬
sung gelangen sollen. Wir werden uns bei Vorlage des be¬
treffenden Regierungsentwurfs darüber im Einzelnen zu
unterhalten haben und sehen, was eigentlich damit gemeint
ist . Ich bin auch der Meinung , daß wir ganz gut an eine
Sozialisierung des Produktionsbetriebes gehen dürfen , indem
man den Arbeitern einen größeren mitbestimmenden Einfluß
auf die Produktionsverhältnisse konzediert und anderes mehr.Mein Fraktionskollege Dr . Gothein hat Ihnen bereits
unsere Stellung zu der Frage der Sozialisierung im großen
Ganzen dargelegt und Ihnen die betreffenden Bestimmungen
unseres badischen Parteiprogramms mitgeteilt . Noch viel
treffender , glaube ich , ist das , was wir wollen, in dem Pro¬
grammentwurf der gesamten deutsch -demokratischen Partei
formuliert . Der Herr Präsident gestatte mir , es zu verlesen:
Die deutsche Demokratie „verwirft die unterschiedslose Über¬
führung aller Produktionsmittel in die Hände der Gesamtheit "
— dies richtet sich gegen den Kollektivismus der Sozialdemo,
kratie — »und hält die Sozialisierung nur dort für berechtigt,
wo eine Wegräumung monopolistischer Herrschaftsverhältnisse
notwendig ist, oder wo Lurch staatlich geregelte Wirtschaft eine
Steigerung der Produktion erzielt werden kann" usw. usw .
»Hierbei erforderliche Enteignungen dürfen nur gegen ange¬
messene Entschädigungen erfolgen . In jedem Falle ist eine
Ordnung zu treffen , die den Unternehmungsgeist nicht lähmt,
sondern das Interesse auch des Einzelnen an der Wirtschaft
lebendig erhält . Der persönliche Anreiz und die ins Höchste
zu steigernde Tätigkeit und Tüchtigkeit sowohl der Unternehmer
wie der Arbeiter sind und bleiben für den Wiederaufbau und
die Entfaltung der Wirtschaft unentbehrlich."

Ich glaube , hier ist so deutlich als möglich die programma¬
tische Formulierung eines Standpunktes gegeben, den man als
vernünftig , sozial vorgeschritten und gerecht in dieser auch von
mir in ihrer hohen Wichtigkeit durchaus nicht unterschätzten
Sozialisierungsfrage bezeichnen kann und bezeichnen mutz .
Damit scheidet natürlich für die zwangsweise staatliche Sozia¬
lisierung eine Reihe von Fällen aus , die vielfach hierher rubri¬
ziert werden. Man hört nicht selten davon reden, daß da und
dort kleine Zwergbetriebe existieren, deren jeder nur ein küm¬
merliches Dasein friste und den Keim des Untergangs bereits
in sich trage , deren Zusammenlegung also im wohlverstan¬
denen Interesse der in Frage kommenden kleinen Unternehmer
liege. Man substituiert also hier ein individuelles Interesse
dem für die zwangsweise Sozialisierung zu verlangenden All¬
gemeininteresse. Ich meine dagegen, man sollte in solchen
Fällen die Interessenten auf die Notwendigkeit freigenossen¬
schaftlicher Zusammengliederung Hinweisen. Es ist wahrhaftig
an der Zeit , daß wir die Frage vorlegen : Gibt es denn neben
dem Zwangsprinzip des Staates und der Überwälzung der
Verantwortung auf den Staat nicht auch noch das sittliche
Prinzip der Selbsthilfe durch eine gesunde, rationelle Frukti -
fizierung des Genoffenschaftsgedankens? Ist nicht der Ein¬
zelne auch heute noch verpflichtet und in der Lage, zu einem
guten Teil die Selbstverantwortung für sein wirtschaftliches
Los zu tragen und von Rechts wegen zu übernehmen ?

Herr Kollege Dr . Koenigsberger polemissserte gegen
die Behauptung meines Fraktionsgenossen Dr . Gothein ,
der sagt, wir freuten uns sehr, daß das Genossenschaftswesen
jetzt auch auf sozialdemokratischer Seite vollste Anerkennung
finde . Der Herr Kollege Dr . Koenigsberger hat dem¬
gegenüber betont, dies wäre „von jeher" so gewesen. Ge-
ehrter Herr Kollege , ich bin da ganz anderer Ansicht . Ich kann
mir gar nicht denken , daß jemals eine schärfere Opposition ge¬
gen das Schulze-Delitzsche Genoffenschaftssystem vorgenommen
wurde , als seinerzeit von der Sozialdemokratie . , Denken Sie z.
B . an die Schriften und die Reden von Ferdinand Lassalle .
ES soll mich sehr freuen , wenn das jetzt ganz anders geworden
ist (Abg , Ki e S l i ch . Schon fest 20 Jahren ! ). Ja , die Las-

sallesche Zeit liegt üllerdikktzZ schon ÄKäS zurück , aber wenii
die Ablehnung bei Genossenschaftswesens auch schon 20 Jahre
zurückliegt, so kann man doch nicht sagen, — ich bin zwar
kein Mathematiker — man sei „von jeher " ein Freund der¬
selben gewesen (Heiterkeit. — Abg . Dr . Koenigsberger :
40 Jahre ! ). Auch wenn eS 40 Jahre sind, Herr Kollege , ist
eS nichts mit Ihrem «von jeher"

(Heiterkeit ) .' Der Herr Kollege Dr . Kraus hat schließlich gesagt, »der
Weltgedanke der Revolution sei der Gedanke der sozialen
Demokratie ". Ich bin ihm sehr dankbar , daß er zwei
Worte gebraucht und nicht „Sozialdemokratie " gesagt hat . Er
ist durchaus im Recht , wenn er damit sagen wollte, daß auch
die Demokratie die soziale Seite ihres Wesens mehr als bisher
zur Entfaltung bringen sollte. Sie wird eS übrigens auch tun .
Wenn Sie die Kundgebungen lesen, die von demokratischer
Seite in den verschiedenen Programmen — daran muß man
sich ja zunächst halten — hinausgegangen sind, so werden Sie
diese meine Behauptung bestätigt finden . Mein geehrter
Herr Kollege irrt aber, wenn er aussprechen wollte, daß die
Revolution einen gesunden Sozialismus erst zu einem We¬
sensbestandteil der Demokratie machen solle . O nein ! Ein
gesunder Sozialismus , aber nicht der Sozialdemokratis¬
mus , gehört nach meiner Ansicht zum Wesen der Demokra¬
tie, er ist ein Bestandteil derselben. Er war auch bisher schon
in großen Kreisen der demokratischen Partei (Zuruf von den
Sozialdemokraten ), jedenfalls schon bei der ftüheren deutschen .
Volkspartei zu finden . Ich kann darüber etwas mitsprechen,weil ich dieser Partei , angehört habe (Abg. Kieslich : Es
war aber ein sehr kleiner Teil ! ) . Die Quantität macht es
nicht aus , Herr Kollege KieSlich , sondern die Qualität , und
nur auf die Tatsache, daß er da war , kommt es hier an .

Es ist sehr wichtig , daß wir uns einmal einen Augenblick
fragen : was verstehen denn die Herren eigentlich unter So¬
zialismus ? Wir müssen das wissen , weil sowohl der Herr
Kollege Dr . Kraus wie Dr . Koenigsberger von der
„sozialen Demokratie"

sprachen. Wir verlangen ja jetzt die De.
mokratie, den demokratrfchen Staat , und wenn Sie behaupten :
der Staat mutz die soziale Demokratie sein, und wenn der
Herr Kollege ür . Koenigsberger sagt : Wir müssen tun ,
was die Grundsätze der sozialistischenPolitik in unserm Staate ,
also in unserm demokratischenStaate erfordern , so müssen wir
doch wissen, was darunter zu verstehen ist." Ich möchte behsup. '
ten : Sozialismus ist immer der Herren etgener Geist; was
jeder einzelne von ihm will, da» nimmt er als Begriffsbestand¬
teil auf , fein Werturteil verdichtet sich dann zu einem Seins -
Urteil . Wir wollen deshalb lieber fragen : was soll der
Sozialismus ? Bernstein der, glaube ich, etwas von der Sache
versteht, meint er, er sei die Summe der sozialen
Forderungen der zur Erkenntnis ihrer Klassenlage
und der Aufgaben ihrer Klaffe gelangte « Arbeiter
in der kapitalistischen Gesellschaft. Er beschränkt also hier den
Sozialismus auf die Arbeiterforderungen . Ganz anders fin¬
den Sie die Definition von seiten des sozialdemokratischenHerrn
Ministers . „Sozialismus "

, hat er gestern gesagt , „heißt plan¬
mäßigste und zweckmäßigste Steigerung der produktiven Kräfte ,
Ausschließung aller nutzlosen Arbeit , um unter Schonung der
menschlichen Kräfte das Höchstmaß von Gütern zu erzeugen ."
Das Ziel wäre „immer und allein dem Gemeinwohl zu die¬
nen .

" Sie sehen, hier ist die Fassung schon eine viel weitere.
Sie ist nicht mehr beschränkt auf die sozialen Forderungen der
Arbeiter. Auch diese Fassung , hat ebensowenig wie die Bern -
stein 'sche , geehrter Herr Kollege Dr . Koenigsberger , mit
dem „Kamel, das durch das Nadelöhr geht" , etwas zu tun . Ich
möchte eine andere , noch weitergehende Formulierung bezw .
eine Zielsetzung Vorschlägen , auf die wir uns einigen könnten.
Ohne damit eine wissenschaftlich exakte Begriffsbestimmung
rskieren zu wollen, möchte ich sagen : Der Sozialismus will
daß der Staat oder ein anderer öffentlich rechtlicher Verband
von Gemeinschaftswegen mit Gemeinschaftsmitteln allen , ohne
Unterschied de» Stander und des Ranges , also nicht bloß den
Arbeitern , allen denjenigen , die auS eigener Kraft , durch
eigene Arbeit sich eine menschenwürdige Existenz nicht zu ver-
schaffen vermögen, diese garantiert , „Menschenwürdige" Exi¬
stenz in dem Sinne einer Wohlgestaltetheit deS äußeren , aber
ebenso des inneren , des geistlich -sittlichen, kurz deS kulturellen
Lebens. Wenn wir die Fassung so nehmen , so liegt also der
Schwerpunkt für den Begriff oder die Idee deS Sozialismus da¬
rin : die Allgemeinheit, der Staat etc . muß eingreifen , von Ge¬
meinschaftswegenu . mit Gemeinschaftsmitteln mutz vorgegangen
werden. Aber Voraussetzung ist die Bedürftigkeit , Bedürftigkeit
wie gesagt, auch wenn man nicht der Arbeiterklasse angehört .
Alle für einen , wenn Sie es in diesem Motto fassen wollen,
gber als Korrelat dann auch: jeder eine für alle. Und da
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hapert es bekanntlich sehr Häufig. ES gibt sehr viele Men¬
schen, gerade heutzutage , die sehr bereit sind, die Allgemeinheit
für sich in Anspruch zu nehmen , sie laffen es sich sehr gern ge¬
fallen, daß alle sich für sie engagieren ; wenn man aber sagt:
Ja , du mußt dich aber auch für die Allgemeinheit einsetzen !

predigt man sehr häufig tauben Ohren (Sehr richtig!) .
Ich verweise in meiner Definition des Sozialismus ausdrück¬

lich auf die Arbeitspflicht. Die Vergesellschaftung von Einzel¬
betrieben — Sozialisierung kann ja auch noch in anderem Sinn
gemeint fern — rft in keinem Fall eine sozialistische — und um
Einzelbetriebe handelt eS sich ja, jedenfalls jetzt, — sondern eine
soziale Maßnahme , wenn wir unter -sozial" verstehen, was
der ganzen Gesellschaft oder einem Gesellschastsbestandterl,
auch wenn er gar nicht bedürftig ist, zu gut kommt, sie ist eine
„soziale " Maßnahme , denn sie kommt nicht bloß den Arbeitern
als solchen , und sie kommt nicht bloß den Bedürftigen zugute,
hat also mit Sozialismus gar nichts zu tun . Wenn Sie z. B.
die Kohlenproduktion sozialisieren zu dem Zwecke billigere Koh¬
len zu liefern , so wird die Kohle auch für Rothschild billiger,
obgleich Sie ihn nicht unter die Arbeiter und ebensowenig
unter di« Bedürftigen rechnen werden. Wenn Sie vergesell.
schäften , um mehr Erträgnisse für die Speisung der Staatskasse
herauszuwirtschaften , zu dem Zweck oder mit dem Erfolg , aus
diesem Weg aus der so sozialisierten Produktion größere oder
kleinere Mittel für eine steuerliche Entlastung des Volkes zu
gewinnen , so profitiert auch hieran wieder Rothschild , obgleich
er nicht zu den Bedürftigen gehört. Sie sehen also daraus , die
Vergesellschaftung der Betriebe ist gar keine sozialistische
Maßregel , weder im Sinne der Definition des Sozialismus
durch Bernstein , auch nicht recht im Sinne der des
Herrn Ministers , noch in dem meiner Definition . Auch
mit Sozialdemokratismus hat jene Vergesell¬
schaftung gar nichts zu tun , und darum ist . es
gleichgüÜig , wie ich vorhin gesagt hecke , ob der Träger
dieser Sozialisierungsorganisation der Staat oder eine einzelne
Gesellschaft ist. Was will denn die Sozialdemokratie im we¬
sentlichen ? <Äe will doch die Zufuhr des sogenannten „Mehr¬
werts ", von der auch bereits der Herr Kollege H e u r i ch ge¬
sprochen hat , nur an diejenigen , die sie für die Mehrwertsec -
zeuger erklärt , d . h. an die Arbeiter . Beachten Sie immer :
ES handelt sich ja bei unS jetzt nur um eine teilweise Ver.
gesellschaftung nur um die der dazu ..reifen " Betriebe , nicht
um d<« total «, die das Erfurter Programm im Auge hat , und
es hawdelt sich ferner um di« Sozialisierung in unserm Staat ,
nicht im soziiAdemokratischen , und es würde, was hrrausgewirt -
fchaftet war . wie der Herr Kollege Dt . Kraus es ausdrückt,
jtn einen „kapitalistischen Geldsack" fließen, allerdings
nicht in den eines einzelnen Unternehmers , sondern in den des
Staates oder eines einzelnen Zweckverbands, denn der Staat ist bes
dieser Sozialisierung der Betriebe in Wahrheit ein kapita¬
listischer Unternehmer , und zwar aus dem einfachen
Grunde , weil er Waren produziert , um sie zu verkaufen , um
etwas zu verdienen . Das ist kurz ausgedrückt das Wesen
des Kapitals auch im Sinne des Erfurter Programms . Bei
dem Worte „Kapitalismus " dürfen Sic nicht, wie es vielfach
geschieht , immer nur an reiche Leute, an einen stark angewach¬
senen und zu schlechten Zwecken verwendeten Geldkapitalbesitz
denken. Ich möchte, ohne mich in eine weitere Erörterung die
ser nicht ganz leichten Frage einzulaffen , mich darauf beschränk
ken , nur einen Sah mitzuteilen , den ein Mann ausgesprochen
hat , dessen Autorität Sie selbst (zu den Sozialdemokraten ) nicht
in Zweifel ziehen werden , schrieb : Kautsky in seinen Erläute .
rungen zum Erfurter Programm sagt : „Der Tabak, den ein
Kaufmann kauft, um ihn mit einem Gewinn wieder zu verkau¬
fen, ist für ihn Kapital : der Tabak , den er kauft, um ihn selbst
zu rauchen, ist für ihn kein Kapital ." Im ersten Falle ist er Ka¬
pital . weil er ihn verkauft, um einen Gewinn zu erzielen . Sie
ersehen hieraus , was in unserm Fall als Kapital und als
Kapitalismus anzusehen ist. Und nun beachten Sie , welches
Urteil er über die „Sozialisierung " fällt . Er sagt an einer an .
deren Stelle ausdrücklich. Wenn der heutige Staat gewisse
Betriebe verstaatliche, so tue er es nicht, „um die kapitalistische
Ausbeutung " — die darin gefunden wird , daß dem Arbeiter
nicht der erzeugte „Mehrwert " zugeführt wird — „einzuschräm
ken, sondern um die kapitalistische Produktionsweise zu schützen
und zu befestigen oder um selbst an dieser Ausbeutung teil zu
nehmen." Er sagt auch, worin diese „kapitalistische Ausbeu-
ung " des Staats angeblich besteht: Nämlich darin , „ seine Ein¬
nahmen dadurch zu vermehren und die Beiträge welche die Ka-
vitalistenklaffe zu seiner Erhaltung zu steuern hat, zu vermin',
dern , ui- c. als Ausbeuter ist der Staat den Privatkapitalisten
noch überlegen , weil ihm dem Ausgebeuteten gegenüber ne¬
ben den ökonomischen Machtmitteln deS Kapitalisten
noch die politischen der Staatsgewalt zu Geböte
steh« ,". Sie sehen also, daß diese Sozialisierung auch
gar nichts mit dem Sozialdemokratismus z" tun hat . Denn der

Gegensatz deS Sozialdemokratismus ist ja gerade der Kapitalist
mus » — und hier haben wir es, wie bemerkt, mit einem k a p i.
talistischeu Unternehmen des Staates usw. zu tun —.
Das Gegenteil des „Sozialismus " in dem von mir entwickel¬
ten Sinn wäre der Egoismus und ein extremer Indivi¬
dualismus . Aber auch davon wurde gesprochen , und wenn
ich den Herrn Kollegen vr . Kyenigsberger recht ver¬
landen habe, so hat er sich diesen Standpunkt zu Nutze gemacht ,
>aß man die Sozialisierung so vornehmen soll, daß die erstreb¬
ten Überschüsse nicht der Gesamtheit , sondern nur den
in den sozialisierten Betrieben beschäftigten Arbeitern zu-
ließen. Gestatten Sie mir auch darüber zu sagen, was ein

Sozialdemokrat ausgesprochen hat, es ist Schippei : „Wollte
man , wie es als Absicht aus einigen dunklen unreifen Anläu -
’en herausleuchtet , den einzelnen aufgegriffenen Betrieb seinen
bisherigen oder künftigen Arbeitern als deren eigene Ein .
kommensquelle überlassen, so wäre diese ganz neueste Errun¬
genschaft gleichgültig für die Arbeiter als große millionenköpfige
Klaffe oder vielmehr es wäre für sie klassenfchädlich , weil aus
ihren eigenen Reihen sich privilegierte , sonderbegünstigte Schich¬
ten loslösen würden . " Also hier wird von einem Sozialdemo¬
kraten geradezu dagegen gesprochen , daß etwa die Sozialisie -
rung zu dem Zweck vorgenommen werde, um den sogenannten
„ Mehrwert " den Arbeitern zusließen zu lassen statt ihn der
Gesamtkasse zuzuführen , an der dann auch die Nichtarbeiten¬
den, an der auch diejenigen Teil haben , die sich niemals an
der Mehrwertserzeugung beteiligten.

Und Bernstein schreckt sehr beachtenswert : „ In einer guten
Fabrikgesetzgebungkann mehr Sozialismus stecken als in einer
Verstaatlichung von etlichen hundert Unternehmungen und
Betrieben , denn hier" — er meint durch die alle Betriebe um¬
fassende Fabrikgesetzgebung — „wird die größere Allgemein¬
heit erfaßt ; denn was heißt eS , ob der Staat ein paar Un¬
ternehmungen mehr oder weniger hat und sie dann womög¬
lich noch kapitalistisch bewirtschaftet? "

Ich möchte Sie aber auch dringend vor einer Überschätzung
der Früchte des Sozialisterungsprozeffes warnen (Sehr rich¬
tig ! rechts ) . Wtr müssen zunächst die Zeit berücksichtigen , in
der wir sozialisieren sollen: Das ist doch die jetzige Zeit , die
Gegenwart und die nächste Zukunft . Vor dem Krieg waren
wir . das dürfen wir sagen, ein relativ reiches Volk; nach dem
Krieg sind wir ein absolut armes Volk . Vor dem Krieg konnte
man sagen : Wir wollen da und dort sozialisieren , um da«
Volk billiger und bequemer versorgen zu können, wir wollen
sozialisieren im Interesse des Konsums . Jetzt, nach dem
Krieg, können wir diesen Standpunkt nicht mehr einnehmen ,
und er ist auch von niemandem eingenommen worden ; jetzt
müssen wir das Konsnminteresse hinter das staatliche F i -
nanzinteresfe zurückstellen: Wir müssen die höchste
Wirtschaftlichkeit , den höchsten Produktionsertrag erstreben und
ermöglichen und darnach unsere Wirtschaftspolitik einrich¬
ten . Denn wir brauchen Waren und wir brauchen Geld , um
unsere Schulden, insbesondere auch um die Schulden an das
feindliche Ausland , zu bezahlen. Gestatten Sie mir . Ihnen
einige Zahlen vorzutragen . Die Verschuldung des Reiches, der
Einzelstaaten , Provinzen und Gemeinden vor dem Krieg wurde
auf höchstens 82 Mlliarden geschäht ; jetzt rechnet mau unter
Einbeziehung der Kriegsentschädigung an unsere Feinde mit
einer Gesamtverfchuldung von zirka 250—260 Milliarden und '
mit einem Zinsen - und Tilgungserfordernis von über
15 Milliarden . Daraus folgt, daß wir mehr schaffen und mehr
verdienen müssen als vorher , und unter diesem Gesichts¬
winkel — ich wiederhole es noch einmal — unter dem Gesichts -
Winkel einer erhöhten Wirtschaftlichkeit müssen wir auch die
Frage der Sozialisierung behandeln .

Da gilt es vor allem , und das ist ein Hauptteil des Pro -
blems, die neue Gemeinwirtschaftsform vor einer unwirtschaft¬
lichen Bürokratisierung zu bewahren und dafür zu sorgen, daß
echter , tapferer Unternehmungsgeist nicht gelähmt wird , daß
wir dieser neuen Gemeinwirtschaft diejenigen Potenzen er¬
halten , die eine wirtschaftliche Geschäftsführung garantieren :
Dieselben Potenzen , die seither in unserem Wirtschaftsleben
wirksam waren , nämlich die technischen und organisatorischen
auch den Weltmarkt und dessen Gesetzen kennenden Jntelligen .
zen, den kaufmännischen und industriellen Wagemut und die
schöpferische Kraft eines gewissen individuellen Gewinnstre¬
bens . Denn nicht jedes Gewinnftreben ist unethisch . Wir müs¬
sen also , mit anderen Worten , gerade „Kapitalismus ",
diesen aber im vorhin gekennzeichneten, richtig verstandenen
und begrenzten Sinne , verlangen , sowohl den subjektiven als
den objektiven : den subjektiven: auf Verdienst Gisgehende Er¬
werbstendenzen , den objektiven : den kapitalistischen Gewinn .
Der Redakteur des sozialdemokratischen „Vorwärts ", Kutterer ,
sagt in seiner Schrift „Die deutsche Revolution — : »Das
Kapital muß also in erster Time Erträae abwexi «sem»
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6er Gcqialismus der Arbeiterschaft etwas nützen soll. Dieb
rinzusehen waren die grotzen russischen Volksmaffen noch nicht
reif . . . . . Voraussetzung für dir Enteignung des im Privat »
besitz befindlichen Kapitals ist also, Latz das Kapital unter staat¬
licher Kontrolle höhere, mindestens aber die gleichen Erträge
wie vorher abwirft . Nimmt die Produktivität dägegen ab, so

inützt es den Arbeitern sehr wenig, wenn ihnen auch der bis¬
cherige Gewinnanteil des Unternehmers zufällt . Der Sozia¬
lismus ist nur lebensfähig , wenn er uns als Gesamtheit
reicher, nicht wenn er uns ärmer macht !"

Es gibt schließlich auch Illusionisten , die glauben die Sozia¬
lisierung könne in so weitem Umfange vor sich gehen und taffe
sich mit so erheblichem finanziellen Effekt realisieren , daß in¬
folgedessen eine namhaft . ins Gewicht fallende , wenigstens
teilweise steuerliche Entlastung eintreten könnte, daß wir dann
«erheblich weniget Steuern bezahlen müßten . Eine sehr zwei-

. sfelhafte Sache ! Man berechnet das . jährliche Einkommen des
deutschen Volkes auf zirka 40 Milliarden . Das Reichsschatz¬
amt nimmt nun an , daß Reich- Einzelstaaten und Gemeinden
einen jährlichen Steuerbetrag von über 19 Milliarden nötig
haben werden, wobei aber me Kriegsentschädigungen an un¬
sere Feinde ebenso wenig in Anschlag gebracht sind wie die
Summe , die wir für Sozialisierungszwecke, insbesondere für
Schaffung des Fonds zur Entschädigung der Vorbesitzer der
Unternehmungen , die sozialisiert werden , benötigen und be¬
reitstellen müffen, also von über 19 Milliarden . Nun betrugenim Jahre 1913 die Roherträge deS Reiches und seiner Bun¬
desstaaten an Steuern , Zöllen und Gebühren 3760,6 Millionen
Mark . Stellen Sie nun diese nicht ganz 4 Milliarden den über
19 Milliarden die wir jetzt an SteuerkingäNtzen nötig haben,
gegenüber, und eS wird sich Ihnen eine sehr deutlich sprechende
Steuerperspektive eröffnen . Glaubt jemand im Ernst , daß
man diese notwendigen steuerlichen Beträge aufbringen , diese
ungeheure Jnanspruchriahme unserer Steuerkraft , befriedigen
könne , wenn Matt ttur die grotzen Vermögen allein antastet ?
Ich glaube eS nicht! Me die Dinge nun einmal liegen — so
weh es einem tun mutz , wir dürfen die Augen vor der Tatsäch¬
lichkeit der Verhältnisse Nicht verschließen —9 eS werden eben
auch die kleineren Einkommen herattgezogen werden , und es
wiLd damit der Geldbestand, aus dem Nahrung Wohnung und
Kleidung gedeckt werden müffen, stark in Mitleidenschaft ge¬
zogen werden.
' Lotz , Professor der FinanWiffestschaft an der Universität
München , eine bekättnte Autorität aus diesem Gebiete, hat
auf die Frage , ob durch die Sozialisierung unserem Volke die
sich ins Ungeheuerliche steigernde Steuerlast buch mm einiger¬
maßen abgenommen werden könne, mit einem »non liquet "
geantwortet -

Man darf andererseits nicht bloß an die Möglichkeit der
gesteigerten Einnahmen , sondern mutz auch an die Sollseite
denken . Wer sozialisiert , übernimmt auch das Risiko . Es
geht nicht immer bergauf , eS Werden nicht immer Gewinne
gemacht , es kann auch schief gehen, insbefondere wenn nicht
ganz wirtschaftlich gearbeitet wird . Wir müffen damit rechnen,
daß wir eine Mindereinnahme an Steuern zu beklagen haben,es werden ja selbstverständlich so und so viele seitherige
Steuerträger —> ganz abgesehen von der allgemeinen Herab-
sinkuNg der Steuerkraft unseres Volkes — ausgeschaltet, Ab¬
schreibungen und Aufwendungen aller Art , insbesondere auch
Entschädigungen, wie bereits bemerkt, für die Borbesitzerin Rechnung gestellt werden.

Ich eile zum Schluffe und knüpfe nur Noch an einige Äuße¬
rungen an , die von verschiedenen meiner Hetren Vorredner
in einer bestimmten Richtung gemacht wurden .

Erwarten wir doch bei allem Bestreben, unsere wirtschaftlichen
Zustände zu bessern , bei allem Bestreben, den Notwendigkeitendes Tages und unserer trostlosen Lage auch in finanzieller
Beziehung nach Kräften gerecht zu werden- erwarten wir doch
nicht zu viel, noch viel weniger alles , von einer besseren Ge¬
staltung des Wirtschaftslebens . Die Zufriedenheit Mit diesem ,
jä , sie Matz, sie kann ein Ansporn sein auch zum Streben , nach
geistigem und sittlichem Aufstieg, und das Gefühl , im Leben
zurückgesetzt zu sein, mag in mehr als einem Falle , ein Msttiv
«für GesellschaftZfeindlichkeit sein. Aber letzten Endes kommt
SS doch immer wieder auf btfe richtige Organisation des
Menscheninnern an . Sind denn die Menschen, denen es wirt¬
schaftlich gut geht, wirklich alle bester geworden, haben sie
sich alle kulturell gehoben? Ich glaube , wer die Frage stellt,
wird sie auch unschwer beantworten können, wenn er die
Augen aufmacht und sieht, was zu sehen ist , und hört , was
Wir hören , wenn wir eS hören wollen. Es ist vielfachdas Gegen¬
teil von dem eingetreten . Wenn die Güter nur an dem Men.
scheu hängen , wenn sie nicht in innere Seelenwerte um'gewan-
delt werden, dstan besteht eben die Hescchr- daß Er Besitz zu

grobsinstlichem Genuß führt - zu sinnlicher Genußsucht verführt ,
zu trostlosem Matetralismus ausartetet und nicht zü wahrer
innerer . Vervollkommnung dient . .Schauen Sie - was wir jetzt
jeden Tag erleben : Welch übertriebene ungeheuerliche Anfor¬
derungen — ich unterstreiche das Wort .-übertrieben " wer¬
den vielfach an die Kaffe des Unternehmers und auch an . die
Staatskasse gestellt ! Die Leute , die derartig exzessive An¬
sprüche erheben, denken ja gar nicht daran , ob. deren Befrie¬
digung den Staatsbestand gefährdet, uns gum Staatsbank¬
rott und mit diesem auch zum Ruin vieler Einzelner führt .
Sie merken gar nicht — und wir wollen sie daraus aufmerk¬
sam machen , darin sind wir ja alle einig ; wir wvllev es aber
nachdrücklich tun .-n , daß sie auf einem Boden .tanzen - unter
dessen dünner Hülle sich ein Grab auftut , . das auch auf sie
wartet , ein Grab - das . sie in sträflicher Kurzsichtigkeit sich
selbst gegraben haben. Wenn die Arbeitgeber infolge , übertrie¬
bener Lohnforderungen die Konkurrenz auf . beirt Weltmarkt
nicht mehr zu bestehen vermögen , dann wird ihre Katastrophe
auch die Arbeiter mit ins Unglück hinreihkn . Vermögen die
Unternehmer aber die erhöhte Lohnlast auf die von ihnen pro¬
duzierten Waren abzuwälzen , dann folgen andere. . Betuss -
stände für die von ihnen produzierten Waren und die , von
ihnen,geleifteten Dienste ttjrejjt Beispiel , es werden dann eben
alle Waren teurer ; dies schädigt die Konsumenten, , darunter
insbesondere wieder die große Klaffe der Arbeiter , sie. werden
also dann auf diese Weise für das bestraft, . was sie .vorher
durch übertriebene Forderungen gesündigt . haben . •

Höhere Löhne gar bei einem Rückgang des Produktionserirbr
ges bewirken eine chronisch fortlaufend !: Geldentwertung mit
allen ihren volkswirtschaftlichen, sozialen , • nationalen uiw
internationalen Konsequenzen. Wer Mit Recht , wie die sozial-
demokratische Partei Badens es vor einiger Zeit täß den Ab¬
bau d?r hohen Lebens Mittelpreise berlstngt, . der
darf —- das wollen wir den Menschen sagen —- den Zusam¬
menhang zwischen übertriebener Lohnhöhe, Geldentwertungund Verarmung des Volkes nicht übersehen . Die Hehststtz der
Valuta ist nämlich nicht bloß, wie viele ßeüte , meisten- ; im
Fnteteffe der Kapitalisten "

gelegen, sondern sie libgi auch
wesentlich im Interesse der Armen . DenN eine Verteuerungder ausländischen Lebensmitteleinfuhr und einst Berteüerüng
Set Rohstoffeinfuhr für die Industrie ist von der einschneidend¬
sten Bedeutung für die große Müsse der Konsumenten - für die
Arbeiter , und für alle .übrigen Volksgenoffen. .

Mr müssen mehr Vernunft und mehr GeMeinsinn in unserVolk hineinbringen . Auch hier begegnen wir — ich betotte . - itzS
immer mit besonderer Absichtlichkeit — wieder dem Problemeiner anderen und besseren Volkserztehuntzj . . einer
Ausgabe,, die keine Klaffenaufgabe , sondern eine Aufgabe. bön
uns allen ist , einer Aufgabe, der sich auch die . unterziehen kön.
Neu und sollen , die von der Sozialisierung nichts wissen , mögen.Man hat — ich habe bas an anderer Stelle schon einmal ge¬sagt — unser verflossenes Zeitalter das Nikschinenzeitalter
genannt . Ich wünsche , daß man das gegenwärtige und . das
künftige Zeitalter das Zeitalter der Volksergiehung, das
pädagogische Zeitalter nettnen darf . Wir brauchen vor allem
eine Sozialisierung des Denkens , des Fühlens und des . Möl¬
lens der Menschen (Lebhafter Beifall bei den Demokraten ).

Arbestsminister R S ck e r t :
Der ' Herr Abg . Or . Koenstgsöertzer hat vorhin darauf

hingewiesen, ,daß . im Lande Baden eine Reihe von , Betriebest
stillgesetzt seien und daß hier die Regierung eingreifeN 'ntsiffe.Wir bekommen wöchentlich eine Übersicht über die Betriebslageist Baden , uns wir können allerdings feststellen, baß hin ' und
wieder Betriebe eingestellt werdest . Abstr alle diese Einstellun¬
gen haben ganz natürliche Ursachen. Die . Ursachen sind - ent¬
weder darin zu finden, daß die Kohlenastliestzrung zu geringist oder aber daß es an Rohstoffen . fehlt . Beides kaust die
Regierung im gegenwärtigen Augenblick nicht beschaffen . Daswir haben tun können . Um der badischen Industrie mehr Koh .
len zuzuführen , das haben wir getan . Ich habe bisher nicht
feststellen können, daß aus anderen Gründen Äs aus Mängelan Betriebs - Und Rohstoffen Betriebe stillgesetzt worden sind .

Der Herr Abg . ,vr . Ko en .igS berge .r hat gewünscht , haßwir die Genehmigung für Bauten , in denen Pensionskühe
untergebracht werden, nicht geben. - Soweit sie von .Stoffen her-
gestellt werden, die der öffentlichen Bewirtschaftung nicht
unterstehen , haben wir keinen Einfluß . Soweit die Stoffe der
öffentlichen Bewirtschaftung unterstehen , werben wir Pensions¬
kuhställe nicht genehmigen.

Der Herr Abg. Muser hat darauf hingewiesen , daß in der
Marx ' schen Theorie Sätze von Krisen und von der Perelen »
dungStheorie enthalten seien. Ex hat nur im ersten Teil recht.

»
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Marx hat in. seinem großem Wert - „Kapital " darauf hinge,
wiesen, daß die kapitalistische Produktion in steigendem Maße
Krisen heraufbeschwören wird . Es ist richtig , was er ausge¬
führt hat . Wir haben, und zwar in immer engeren Zeit¬
räumen , vor dem Kriege Perioden des Aufstieges und Perio¬
den des Abstieges gehabt. Die Krisen, die früher alle 12 Jahre
erschiene !» .find — seit ungefähr hundert Jahren können wir
das beobachten —, haben sich immer mehr und mehr zusam»
mengedränat . Es sind unmittelbar vor dem Kriege Krisen,
scharfe Krisen alle 8, 7 oder 8 Jahre entstanden . Ich darf weiter
darauf Hinweisen , daß das, was der Herr Abg . Muser inbezug
auf Verelendungstheorie angeführt hat , nicht die Arbeit von
Karl Marx ist, sondern es ist geschöpft aus dem „Ehernen
Lohngesetz das Laffalle gegeben hat. Es ist also offenbar
dem Herrn Abg . Muser ein Irrtum unterlaufen . Marx
hat von der Verelendungstheorie nicht gesprochen , es sei denn,
wenn »Sie die relative wollen. Von einer Verelendung der
Massen hat er nicht gesprochen . Er hat erklärt , daß aller -
bings der Unterschied zwischen dem Besitzlosen und dem Be¬
sitzenden ein immer größerer wird (Sehr richtigl bei den
Sozialdemokraten ) .

Ich darf vielleicht noch darauf Hinweisen, daß ebenfalls der
Herr Abg. Muser davon gesprochen hat , daß die Sozial¬
demokratie der Auffaffung ist , daß der wirtfchaftliche Unterbau
dasjenige ist, worauf sich alles andere - gründet , also auch di«
Kunst, überhaupt die gesamte Kultur . Diese Auffassung ist
allerdings in her Sozialdemokrate außerordentlich jtacf ver-

- treten . Es ist gerade hier der Unterschied gegenüber den bisher
herrschenden Ideen groß : Auf der einen Seite der historische
Materialismus , auf der anderen Seite die bürgerliche Jdeolo-

f
ite. - Aber kaum in irgend einer anderen Sache ist die Auf-
assung des Sozialismus falsch verstanden worden. Gerade

Karl Marx hat erklärt, daß jeder Fortschritt in der Gesellschaft
nicht ettva nur aus einer Idee entsteht, sondern aus Millionen
kleiner Bedürfnisi« der gesamten Gesellschaft. Er hat aber
damit keineswegs sagen wollen, daß nicht auch der Idee ein
entsprechender Platz in unserer Entwicklung «ingeräumt ^wer¬
den muß Weder die - eine Seite, , der historische , Materialis¬
mus , »och die bürgerliche ideologische Auffaffung erklären für
sich den Fortschritt , söndörn beide zusammen . Marx , hat

-sehr wohl die Wechselwirkung dieser beiden großen Gesichts¬
punkte und Auffassungen erkannt .

Ich darf weiter darauf Hinweisen, daß nach meiner Auf.
-fassüng: allerdings Nur eine stets wachsende Ertragsfähiakeit
zum Sitzialismus führst ' Ich steh« vielleicht hier nicht auf dem

- Standpunkt meines Kollegen © r. Koenigsberge r , der
der Auffaffung ist, daß man nun alles sozialisieren könnte.
Dieser Auffaffung kann ich nicht beitreten . Ich habe schon in
meinen gestrigen Ausführungen Largelegt, daß nur bei einer
gesunden Wirtschaft, die auf festen Füßen steht , der Sozialis¬
mus erreicht wird, der von den Waffen erwartet wird, «in
Sozialismus , der vor allen Dingen die Lebenslage der großen ,
breiten Massen der Beschäftigten in der Werkstatt, in der
Fabrik und auch im Büro erleichtert. Und das kann allerdings
durchgeftihrt werden — nicht von heute auf morgen — aber
es kann durchgesührt werden in planmäßiger und zielbewutzter
Arbeit. Es kann heute schon sehr viel durchgeführt werden.
Wenn insbesondere die Pläne , die der Herr Reichswirtschafts-
minister Wissell ausgearbeitet hat , ausgereist sind . Ich bin da¬
von überzeugt, daß vor allen Dingen heute schon in großem
Umfange eine Ausschaltung nutzloser Arbeit möglich ist ( Sehr
gut ! bei den Sozialdemokraten ) . Ich darf vielleicht darauf hin-
weisen , daß wir während des Krieges und im Frieden soziali¬
stische Gebilde, allerdings auf kapitalstischer Grundlage , gehabt
habeni die großen Trusts , die großen Kapitattonzerne . Das
war doch bereits Zusammenfassung aller Kräfte , Steigerung zu
höchster Produktion . Ist es denn nötig, daß auf alle Dauer
diese gewaltigen Kapitalkonzerne über die ganze Menschheit ,
über die ganze Gesellschaft gestellt werden ? Wir haben in
Deutschland vor dem Kriege und während desselben 20 Men¬
schen' gehabt, die uns wirtschaftlich beherrscht haben. . Ich ' er¬
innere an die großen Konzerne wie Krupp . Thyssen und Sttn -.

. nes :und andere, die tatsächlich nicht nur die Arbeiter , sondern
ganz Deutschland und einen Teil des Auslandes mit ihrer un¬
geheures! wirtschaftlichen Macht beherrscht haben. Dort hatten
wir ja bereils die Vorstufen zum Sozialismus . Es ist nur
nötig, daß das Kapital aus . den Händen dieser großen , gewal7
tigen Konzerne, die wirklich zur Sozialisierung reif sind- ge¬
nommen und der Allgemeinheit gegeben werde. Mir ist die
Form , in welcher der Sozialismus erscheint, durchaus , gleich,
gültig . . Das ii'n einzelnen vorauszubestimmen , wäre Utopie.
MaU muß an die Frage herantreten , muß sie zweckentsprechend ,
muß sie , je nachdem die Fälle gelagert sind, erfassen. Die
Hauptsache ist, daß der gesamte Ertrag der Arbeit der Gesamt¬

heit wieder zufließt , daß das , SaS wir gehabt haben wWend
des Krieges, daß Tausende von Arbeitern und Zehntausend «
von Konsumenten einen Nachteil haben zugunsten Einzelner
oder gar eines Einzelnen — daß dieser unsittliche Zustand be¬
seitigt wird. Es ist nötig , daß wir alle Kräfte zusammensaffen ,
daß wir sie steigern, daß wir nutzlose Arbeit ausschalten, daß
wir aber den Ertrag unserer Arbeit der ganzen Gemeinschaft,
dem ganzen Volke wieder zuführen können. Wenn in diesem
Sinne planmäßig , nicht von heute auf morgen oder überstürzt ,
an diese großen Probleme herangetreten wird, dann bin ich
überzeugt , daß wenn fie durchgeführt find, niemand mehr ,
auch in diesem Saale niemand mehr , im Laufe der Jahre
gegen die 'großen Ideen und die sittlichen Ideen des Sozialis¬
mus etwas einzuwenden haben wird . Allerdings , dagegen
wende ich mich mit aller Schärfe , wenn draußen jetzt den Ar¬
beitermassen gepredigt wird : Ihr braucht bloß Putsche zu
machen , Ihr braucht bloß die Regierung zu stürzen, Ihr
braucht bloß die politische Macht in eure Hand zu nehmen,
dann habt Ihr morgen auch das Himmelreich! (Sehr richtig!
beim Zentrum ) . Dagegen müssen wir uns ebenso entschieden
wenden, wie gegen den ungehemmten Kapitalismus . Es ist eis
falscher Glaube , wenn man heute, nach einer so furchtbaren
Niederlage annimmt , daß nachher Durchführung oder der schnel¬
len Einführung des Sozialismus morgen alles wieder so schön
ist oder noch schöner als im Jahre 1814 . Es ist die Pflicht
gerade auch der alten Sozialdemokratie , daß sie den Massen
sagt, daß das ein Ding der Unmöglichkeit ist . Auch wenn wir
in Deutschland morgen alles versozialisiert haften , dann wür¬
den wir alle miteinander doch wahrscheinlichnoch sehr viet Not,
viel Elend haben, weil wir eben während der Kriegsjähre
alles Vermögen, das wir - gehabt haben, tatsächlich verpulvert
haben. Es ist deshalb nötig , daß wir zunächst einmal wieder
alle arbeiten , -daß wir zunächst alle wieder einmal von dem
Geist der Pflicht erfüllt find (Sehr gut ! beim Zentrum ) . Jenes
häßliche Wort , das wir jahrzehntelang immer gehört hqben,
gerade die Arbeiterklasse gehört hat : - „Ihr müßt Eure Pflicht
erfüllen ! " — jenes häßliche Wort muß eben wieder in die Tat
umgesetzt werden. Mir müffen einfach unsere Pflicht erfüllen ;
jeder mutz wieder an seine Arbeit treten . . - ■ '

Aber dabei muß auch eines unterdessen noch gemacht werden.
Wenn, wir heute durch bi« Großstädte gehen, so sehen wir « ne
Verschwendung der Besitzenden , die geradezu unerhört ist (Sehr
richtig! ) . Wenn man einmal nach Berlin geht, da fahren hun .
derte von Automobilen, und wer sitzt darin ? Leute, die
Kriegsgeschäfte machen , Schieber schlimmster Sorte , mit ihre»
Damen Lurch die Straßen Berlins fahren in dem . Augen¬
blick, wo nebendran der Bettler fitzt. ES ist auch so, daß —
das muß endlich einmal ausgesprochen werden — große Kreise
begüterter Leute in Deutschland gegenwärtig weit über ihren
notwendigen Gebrauch hinaus kaufen, alles zusammenkaufen ,
damit , wenn der Staat später kommt und das, was er braucht
zum Leben, von diesen Menschen in Gestalt von Steuern ein¬
ziehen will, nicht mehr das Nötige vorhanden ist . Es muß
auch den Leuten gesagt werden, daß sie durch dieses Verhalten
durch dieses verschwenderische Leben, teilweise die unteren
Massen, die heute noch hungern müssen , deren Kinder weder
Kleider noch Schuhe haben, aufteizen und immer weiter und
weiter ins linke Lager hinüberführen . Wenn wir -uns auch
draußen heiß reden, wenn wir fagen , laßt ah von der Utopie,
jagt nicht Gedanken nach , die sich -nicht erfüllen können, werden
wir keinen Erfolg damit haben, wenn nicht auch die begüterten
Menschen in Deutschland zur Vernunft kommen, wieder ein¬
mal zur Einfachheit zurückkehren, sich in sich - kehren und
sagen, daß sie Pflichten zu erfüllen haben gegen sich und das
Vaterland .

Und nun ' noch eine Frage , die angeschnitten worden ist.
Es ist, glaube, ich , mit Recht gesagt worden, daß wenn wir
auch den Sozialismus haben, doch noch nicht Alles erfüllt ist.
Ich stehe durchaus auf dem Standpunkt , wenn wir die mate¬
riellen Güter auch einmal gerecht verteilt haben, und wenn
jeder Einzelne seinem gerechten Anteil davon hat , so wird die
Wohlfahrt noch nicht in vollem Matze, gekommen sein, wenn
nicht jeder Einzelne in sich kehrt und jeder Einzelne versucht ,
besser zu werden. Sittliche Kräfte sind es auch, nicht nur
materielle , sondern große sittliche Kräfte , die uns zur Höhe
führen , und wenn die heutige Aussprache dazu geführt hat,
daß auf der einen Seite bewirkt wird, daß diejenigen, die
über ihre Verhältnisse leben, jetzt nicht dem Staate nehmen,
was des Staates ist, und auf der anderen Seite die Arbeiter
und Alle aufzurufen zur Pflicht und Arbeit und jeder inner¬
lich stärker und größer wird in der Pflichterfüllung gegen die
Gesamtheit , gegen sich und gegen -die Kultur / damit die künf¬
tige Zeit besser sein wird wie die vergangene, dayA tzftd
diese Aussprache von Erfolg beglettet sein.
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Mg . Mager tFrd . Dg. Bd ., Hosp . d. D.-Natl . Vp.) :
Sie erinnern sich Alle "noch der -Debatte , die vor -kurzem in

diesem Hause stätrgefunden hat. als von seiten meiner Partei
zwei ■Ihnen bekannte Interpellationen eingebrncht wurden.
Damals wurde von der Ministerbank , wie hier von der Linken
aus , gesagt, daß man eigentlich meiner Partei zu Tank ver¬
pflichtet sei, daß durch die Einbringung dieser- Interpellationen
Gelegenheit gegeben wurde, Klarheit in diesen Dingen zu
sctzaffen. Ich konnte diesen Tank heute in gleicher Weise der
Linken zurückgeben. daß - sie diese Sozialisierungsdebatte er¬
öffnet hat und so uns Gelegenheit gibt , auch über diesen Ge¬
danken der Sozialisierung uns -Klarheit zu schaffen zu ver¬
suchen .

Diesen Gedanken der Sozialisierung , der jetzt fast zu einem
Schlagwort herabgesunkcn ist, besonders iit der letzten Zeit,in den Rebolutionsmonaten , diesen Gedarrten , in -dem ein
guter Kern zweifellos vorhanden iit, hat mari umgewertet .
In diese Periode der Umwertung fallt ja auch das Reichssozia-
lisierungsgcsetz, das unter dem Truck der Berliner ' Putsche
zustande gekommen rst, wie mau eben sogar an* dem sozial¬
demokratischen Parteitage zugegeben hat ! Der Gedanke, der
Masse etwas bieten zu müssen, liegt alledem zu Grunde , und
zweifellos auch der heutigen Interpellation . Man fühlt eben
das dringende Bedürfnis , ein Stück der wirtschaftlichen Revo¬
lution in Angriff zu nehmen, nachdem die politische Revolution
leicht vor sich gegangen ist, aber durchaus nicht die Befriedi¬
gung in die Massen gebracht hat , die man von ihr erwartet
hatte ; im Gegenteil , die deutsche Revolution kann letzten Endes
in Gefahr kommen, wenn man nicht der Masse — um ein
hartes Wort zu gebrauchen — wieder einen neuen Knochen
hinwirft . Diese unter dem Zwange erfolgende Auswertung des
Sozialisierungsgedankens ist wohl die Hauptursachc dafür , daß
man von dem, was Gutes in ihm war , dem guten Kern , all¬
mählich so weit abgekommen ist. Diese Erkenntnis war früher
sogar bei Ihnen auf der Linken! schon einmal durchgedrungen.
Wenn Sie nur darauf achten und sich erinnern wollen, was
seinerzeit der jetzige Ministerpräsident Bauer , der damalige'Arbestsminister , gesagt hat , und was andere Führer Ihrer
Partei gesagt haben, daß die Ausführung der Sozialisierungin Form der Verstaatlichung, der Vergesellschaftung, die Über¬
führung der Produktionsmittel aus den Händen der jetzigen
Besitzer in die Gemeinschaft vielfach sinnwidrig und zweckwid¬
rig sei, da ja der Hauptzweck , die Erhöhung der Produktion ,
und damit die Hebung des Allgemeinwohles, nicht bewirkt
wird . Wenn wir uns also klar werden wollen über den So -
ziälijierungsacdanken , müssen wir von den politischen und
parteipolitischen Einflüssen uns tunlichst freimachen und den
wahren, den guten wirtschaftlichen Kern des Gedankens zu
erfassen suchen .

Grundlegend — und ich hoffe damit auch bei der Linken
Anklang zu finden — ist der Gedanke, daß von einer wahr¬
haften Sozialisierung nur die Rede fein kann, wenn
dem Wohl der Allgemeinheit damit gedientwird . Wir müssen uns aber hier prinzipiell klar sein über
Lcn Begriff des Wohls der Allgemeinheit . Ganz kurz, das' Wohl der Allgemeinheit umfaßt eben die Gesamtheit des Vol.
kesj und man darf sich Nicht dahin bringen lassen , daß man
glaubt , die Allgemeinheit sei nur eine gewisse mit „ Masse " he-
zeichnete Bevölkerungsschicht. Diese Auffassung führt zu Itr -
tumern und ist immer noch nicht genügend ausgemerzt . Die
ganze Politik unserer Tage ist ja nur allzusehr auf den Gedanken
hin gerichtet, zu tun , was jener Masse gefällt . Wenn Sie sich
daher bei Ihren Sozialisierungsideen von dieser Tendenz , die¬
ser Masse gerade zu dienen, so sehr einnehmen lassen , sind wir
natürlich von Ihnen geschiedene Leute, denn wir können uns
für den Gedanken der Sozialisierung nur dann erwärmen ,wenn der leitende Gedanke das Wohl der Volksgesamtheit ist,das auf keinen Fall und in keiner irgendwie gearteten Formdem Wohle jener hinter Ihnen (zu den Sozialdemokraten ^
stehenden Masse untergeordnet werden darf . Wenn wir uns
hier in dieser Schacfo für diesen grundlegenden Gedanken aus¬
sprechen , tun wir eS deshalb, weil wir dadurch einen Begriff
schaffen wollen, der uns die Möglichkeit gibt, eine Abgrenzung
für den in § 14 unserer Verfassung festgelegten Begriff der
„ gemeilUvirtschaftlichen Interessen " zu schaffen . In diesemBegriff der . gemeinwirtschaftlichen Interessen "

sehen wir eine
große Gefahr , die nur beseitigt werden kann, wenn dieser Be¬
griff die richtige Interpretation erhält , die wir ihm in jener
Sitzung gaben, als der damalige Abg . Dr . Dietz deutlich zuverstehen ^gab, daß dieser 8 14 mit seiner Begrenzung des
Eigentums durch die gemeinwirtschaftlichcn Interessen die
Plattform bilde, auf der

_bte zweite, die wirtschaftliche Revo¬lution , aufmarschieren müsse . Und wir erinnern uns ebenso
gut an die Drohung , die er bei dieser Gelegenheit aus sprach,

wenn wir uns ihr entgegenzusetzen wagten , daß danu
_

die
wirtschaftlickie Revolution mit ehernen Sandalen an den Füßen
und fliegenden Lockenhaaren über uns dahnnchreiten würde.
Das war ein deutliches Zeichen zur Mahnung : priucipiis
obsta ! Tenn darüber besteht kein Zweifel : Run wollen Sie
den ersten Schritt auf jener Plattform des 8 14 tun und damit
diese soziale Revolution , die zweite Revolution , in Gang brin¬
gen . Es ist selbstverständlich Ihr gutes Recht , diese Idee zu
vertreten , aber ich möchte doch an dieser Stelle darauf aufmerk,
sam machen , daß dieser Weg außerordentlich schwer sein wird.
Tie Schwierigkeretn, die sich Ihnen nach der anfangs so glän¬
zend gelungenen politischen Revolution jetzt mebr und mehr
in der konseguenten Auswirkung derselben entgegenstellen be¬
sonders von seiten derjenigen , die noch weiter linls stehen als
Sic , sollten Ihnen doch zu denken geben . Wenn die Folgender politischen Revolution so überaus schwer zu verdauen sind,
so wird die wirtschaftliche Revolution Ihnen noch bedeutend
mehr Schwierigkeiten machen, ' da Sie damit in ein Gebiet
unserer Volkswirtschaft eingreifen , des so kompliziert und
ineinander verschachtelt ist , das sich die Kanseguenzen auch
nur eines Eingriffes nicht übersetzen lassen. - Der Flucheiner ersten, vielleicht garnicht einmal üösgcmcmten Tat , könnte
fortzeugend so biel Böses gebären , daß Ihnen eines Tages
selbst davor grauen möchte. Wenn daher etwas Ersprießlichesaus der Sozialisierung herauskommen soll , so müssen wir uns
alle Erfahrungen unseres Wirtschaftslebens aus der Zeit , vor
dem Kriege, wie auch besonders die Erfahrungen im Kriege zu¬
nutze machen . Das ist die Grundbedingung . Es wird sonst ,da durch den Krieg schon unser Wirtschaftsleben aufs empfind¬
lichste getroffen ist . dieser neue Eingriff - unser Wirtschaftsleben
noch empfindlicher treffen und vielleicht gar zu seiner Ver¬
nichtung führen . Wenn wir also das Allgemeinwohl .als ein
HaupterforderniJ , als Grundgedanken und Voraus¬
setzung jeglicher Sozialisierung bedingen , so möchten wir das
Eigentum und den Besitz an den Produktions¬mitteln als den Mittelpunkt der Sozialisierungsbe¬
strebungen bezeichnen. Die Änderung , die am Eigentum , am
Besitz der Produktionsmittel angestrebt wird , das ist die prak¬
tische Ausführung der Sozialist erungsidec . Wenn aber Ände¬
rungen in dem ProduktionSmittelbesttz angestrebt werden, so
ist vor allem nachzuprüfen , ob eine solche Änderung , prinzipiellüberhaupt angestrebt werden darf . Wenn man hier auf die
letzten Ursachen zurückgehen wollte, so müßte man zu dem
Begriff des Eigentums und zu seiner Entstehung zurückgehen .Man käme da auf jenen , inzwischen von Ihnen schon sck acta
gelegten Satz , der einmal ausgesprochen worden ist, daß Eigen¬tum im Grunde eigentlich Diebstahl sei. 2-' uf diese tiefste
Ursache aber vollen wir nicht zurückgehen, obwohl jener Sahvon dem Eigeytum , das Diebstahl sei, mit die Hauptursache fürdie heutige Begriffsverwirrung ist, soweit Eigentum und Be¬
sitz in Betracht kommen. Wir wollen lieber gleich einen tüch¬
tigen Schritt vorwärts gehen, zu der Behauptung nämlich, daßheute ein Teil unseres Volkes mit der Verteilung des Eigen¬tums und Besitzes , also mit der Verteilung der Produktions¬mittel , nicht einverstanden und unzufrieden sei. Wie weit dieseUnzufriedenheit berechtigt ist, , wollen wir nicht untersuchen.Wir stehen aber nicht an zu erklären , daß auch wir nicht völligeinig gehen mit der heute vorliegenden Verteilung der Pro¬duktionsmittel , daß aucki wir sie nicht für ideal anietzen. sondernfür verbesserungsbedürftig halten . Wir können uns aber auchum nun gleich die Grenze nach der andern Teste zu ziehen,durchaus nicht mit radikalisierenden Methoden bei den ge¬wünschten Änderung einverstanden erklären . Wir müssen , wiein vielen anderen Dingen , auch bier einen goldenen Mittelwegzu finden suchen . Eigentum und Besitz sind sa schließikA derEndpunkt der Linie , auf der sich alle Formen des Strebensnach Erwerb abspielen, und diesen Endpunkt alles Strebenswollen wir nicht ausschalten , da wir damit eine Triebfederunseres Wirtschaftslebens lahmlegen . Alles was an Energie ,an Willenskraft , an Unternehmungsgeist aufgebracht wird , er¬hält letzten Endes doch seinen Ansporn in der Aussicht ansGewinn , auf Erwerb , also auf Besitz und Eigentum , und 'so-
länge uns kein anderes Ziel , insbesondere aber auch keinanderer gleich gut wirkender Ansporn gegeben wird, könnenwir auf diesen mächtig treibenden Ansporn , diesen Anreizalles Lebens nicht verzichten. Es bleibt uns also nur übrig ,zu sehen , in wieweit die bisherige Entwicklung und die zurZeit vorliegenden Verhältnisse eine Änderung alz wünschens¬wert erscheinen lassen, unter Berücksichtigung der beiden Mo¬mente, einmal der Forderung nach einer Änderung im Be.
sitz der Produktionsmittel , zu,n andern aber gleichzeitig der
Erhaltung jenes Ansporns und Anreizes . Eine Änderung im
Besitz der Produktionsmittel wäre m. E . wünschenswert, wen»damit eine Erhöhung der Produktion verbunden wäre , akf»ein Vorteil für die Allgemeinheit dabei herqus käme . Die
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heutige kapitalistische Wirtschaftsform hat nun zeifelloK im
Gefolge, daß die Produktionsmittel einseitig verteilt sind, und
daß sich aus dieser einseitigen Verteilung her der Drang und
darum die Forderung nach einem Ausgleich zugunsten der¬
jenigen zeigt, die nicht im Besitz der Produktionsmittel sind ,
sondern in deren Dienst als Lohnarbeiter stehen . Dieser Drang
nach einem Ausgleich ging ursprünglich nur dahin , den anfal¬
lenden Gewinn an den Produktionsmittelbesitzer zu reduzie¬
ren zugunsten des um Lohn Arbeitenden . Zunächst handelte es
sich nur darum , die Erreichung eines Gewinnanteiles oder
Lohnes in der Höhe zu erzielen , daß dem Lohnarbeiter ein ge¬
wisses Existenzminimum gewährleistet werde. In folgerich¬
tiger Entwicklung jener Forderung aber ging man dann bei
dem Streben nach Ausgleich soweit, daß man die Lage des
Lohnarbeiters über dieses Existenzminimum hinaus zu heben
versuchte . Ms dahin ging die Entwicklung ihren normalen
Gang , und wir stehen auch von unserer Seite dieser Entwicklung
durchaus nicht entgegen. Wir erkennen sie an . Wir erkennen
Insbesondere an , daß der Lohnarbeiter strebt nach einer He¬
bung seiner wirtschaftlichen, ideellen und sozialen Lage. Es
kann auch von niemand bestritten werden, daß man in Deutsch,
land vor dem Kriege auf diesem Wege schon ganz erkleckliche
Fortschritte gemacht hat . Ich möchte sogar die Behauptung
aufstellen, daß die soziale Lage der deutschen Lohnarbeiter
in vieler Beziehung der der französischen, englischen , amerika¬
nischen Arbeiter überlegen war . Die Kriegszeit mit ihren ab¬
normen Lohnverhältnissen und die darauf folgende Revolu¬
tionszeit aber haben nun Liesen an sich berechtigten Drang
und diese Forderung nach Ausgleich, wie ich es nannte , mit
rapider Entwicklung bis zu der Forderung nach Überführung
der Produktionsmittel aus den Händen der bisherigen Be¬
sitzer in die Hände der Lohnarbeiter gebracht. Auf der Linie
dieser Entwicklung liegen die derzeitigen Sozialisierungsbe¬
strebungen , die in den mannigfachsten Formen der Verstaat¬
lichung, der Vergesellschaftung, der Gemeinbewirtschaftung und
ähnlichen letzten Endes immer nur jenes Ziel wieder anstre¬
ben. Mit allen Mitteln sucht man dieses Ziel zu erreichen,
einmal auf dem Wege der Gesetzgebung, wie es ja auch hier
vorgeschlagen wird, zum andern aber auch, indem man die
Lohnforderungen täglich und stündlich höher schraubt, und da¬
mit den Ausgleich gewaltsam herbeizuführen sucht . Es ist
deshalb zu untersuchen, ob die Tendenz , auf dem Wege der
Gesetzgebungdieses Ziel zu erreichen, zu unterstützen ist . Wir
müssen das verneinen , und zwar aus dem einfachen Grunde ,
weil auf diesem Wege die Hauptforderung , die ich eingangs
gestellt habe, nicht erfüllt wird , daß nämlich die Produktion ge¬
steigert wird und also für die Allgemeinheit Vorteil daraus
erwächst . Vorhin hat der Herr Kollege D? u s e r , den Sozial¬
demokraten Kuttner , den Vorwärts -Redakteur , mit einem Aus¬
spruch angeführt . Ah könnte noch ein klein wenig hinzusetzen,
in dem er weiterhin in dem folgenden Satze sagt : „Das Ziel
der Sozialisierung muß also sein, die Wirkung der Produktivkräfte
zu heben, sie zusammenzufassen und an richtiger , Stelle ein¬
zusetzen ." Glauben Sie nun wirklich , daß die Verstaatlichung,
daß die Kommunalisierung , kurzum die Gemeinbewirtschaftung
mit ihrer zweifellos zwangsläufig kommenden Bürokratiste -
rung die lebenden Kräfte unseres Wirtschaftslebens heben
könnte? Haben Sie nicht das abschreckende Beispiel unserer
schon vor dem Kriege bestehenden Staatsbetriebe , insbesondere
im Kohlenbergbau, haben Sie nicht täglich die unselige
Kriegswirtschaft vor sich, die bürokratisierte Gemeinwirt¬
schaft elendesten Zwanges und miserabelster wirtschaft¬
licher Erfolge. Gelüstet Ihnen nach all diesen Bei¬
spielen denn immer noch nach neuen Experimenten einer
vereinheitlichten Wrtschaft oder, wie man es neuerdings
mit einem neuen Schlagwort nennt , nach einer „Planwirt¬
schaft? " Diejenigen Herren , die dies fordern , unterliegen hier
einem gewaltigen Trugschluß : Weil es einmal gelungen ist,
mit Gewalt von heute auf morgen eine politische Umwälzung
herbeizuführen , so glaubt man vielfach in den Massen auch
an einen wirtschaftlichen Umsturz in gleicher Weise.
Mag das in der Politik , bei der politischen Revolution ge-
glückt sein — ich halte es überdies noch nicht für geglückt —>, so
wird die Umgestaltung unseres Wirtschaftslebens jedenfalls
auf noch viel größere Schwierigkeiten stoßen ! Hier kann nicht
die Schaffung von wirtschaftlichen Gesetzesformen eine neue
Wirtschaft entstehen lassen , sondern hier muß die Bewegung
umgekehrt gehen : Von innen heraus müffen sich neue Wirt¬
schaftsformen bilden , und erst diese neuen Wirtschaftsformen
werden auch neue Wirtschaftsgesetze herbeiführen . Über diesen
Hergang der Dinge muß man sich einmal grundsätzlich klar
werden. Wenn man aber diese grundsätzliche Wahrheit ein¬
mal erkannt hat, dann wird man von vornherein davon ab -
stehen, durch wirtschaftsgesetzliche Experimente neue Wirt ,
schaftsformen schaffen zu wollen. 'Wenn wir gesunde Zu¬

stände schaffen wollen, dann dürfen wir nicht von heute auf
morgen umzukrempeln suchen , sondern wir müssen wieder an
dasjenige anknüpfen , was war , was natürlich gewachsen ist.
Wir dürfen nicht einen gewaltsamen Ausgleich des natürliche»
Gegensatzes zwischen Produktionsmittelbesitzer und Lohnarbei¬
ter anstreben, sondern wir müffen jenen Ausgleich allmählich
herbeiführen und ihn organisch sich entwickeln lassen. Das
aber erfordert , daß wir die gesunden Kräfte des Wirtschafts¬
lebens nicht abbinden , sondern im Gegenteil ihnen noch weite¬
ren Ansporn geben. Nicht das berechtigte Streben nach Er¬
werb und Besitz von Eigentum muß man behindern , sondern!
man muß allen ftihigen, allen tüchtig und gesund veranlagten
Arbeitern die Bahn auf diesem Weg nach Erwerb frei machen .
Nicht die Gleichmachereiist es , die die Menschen glücklich macht,
sondern die ausgiebigste Möglichkeit der Differenzierung ; jene
untergräbt das gesunde Streben , diese aber ist ein Ansporn
zu jeglichem Streben nach Vervollkommnung und letzten Endes
die Ursache aller Weiterentwicklung des Menschengeschlechtes
in wirtschaftlicher, in geistiger und moralisch sittlicher Be¬
ziehung. Rühren wir an tue Grundlagen dieser schöpferischen
Kraft dann wird eines Tages der ganze Bau unseres Wirt¬
schaftslebens zusammenstürzen . Fällt das Streben nach Ge¬
winn hinweg, fällt die Lust an der Produktion , dann fällt
auch die Produktion selbst , und damit würde eben doch letzten
Endes dasjenige vereitelt werden , was die Sozialisierung
eigentlich erstrebt und erreichen will : Die Hebung des Allge¬
meinwohls, des Volkswohles.

Denkt man nun gar noch daran , in welchem Zeitpunkt man
diese Sozialisierung durchfuhren will, so wird man den Wr ^
derstand, der ihr von unserer Seite entgegengesetzt wird,
zweifellos verstehen können. Durch den vor wenigen Tagen
abgeschlossenen Frieden werden ja an unsere wirtschaftliche
Leistungsfähigkeit Anforderungen gestellt, die selbst mit Auf¬
bietung aller Kräfte unseres Wirtschaftslebens kaum erfüllt
werden können. CS gilt also eine Auslösung aller Kräfte ,
aller Möglichkeiten des Ansporns zur Erhöhung unserer
bisherigen Leistungen ; alles , was darin geschehen kann, muß
unterstützt werden. In diesem Momente , glaube ich, sollte
es das Letzte sein, mit wirtschaftlichen Experimenten zu kom¬
men. Keine Experimente also — sondern Anknüpfung an
das historisch Gewordene, an daS natürlich aus dem Wirt¬
schaftsleben Herausgewachsene. Nur dadurch können wir den
wahren Ausgleich herbeifuhren . Leiten wir die gesunden
egmstischen Triebkräfte in gute Bahnen ! (Sehr richtig! rechts) .
Laffen wir sie sich auswirken und suchen wir den Ausgleich
nicht durch ihre Lähmung , sondern durch die Ausnützung ihrer
Erträge , ihrer Erfolge zugunsten des Gemeinwohles zu

schaffen (Sehr gut ! rechts) , indem wir auf diesem Wege auch
für den Lohnarbeiter ebenso wie für den Produktionsmittel -
besitzcr Gewinnmöglichkeiten schaffen! Dann werden wir
dazu beitragen , gesunde soziale Zustände zu schaffen und
also das zu erreichen, was man mit dem Worte „Soziali¬
sierung " und mit der Ausführung des Sozialisierungs¬
gedankens tatsächlich erreichen will (Sehr gut ! rechts) .

Soviel möchte ich nur über die Grundlagen und über die
grundlegenden Bedingungen sagen, auf die wir uns stellen
und aus deren Gesichlspunkt wir alles das betrachten, was
man unter Sozialisierung versteht. Wir möchten aber bei
dieser Gelegenheit doch noch einen andern Gedanken aus¬
sprechen . Wenn einmal sozialisiert werden soll, so wäre doch
wohl zu überlegen , wo man denn nun mit dem Sozialisieren
anfangen soll . Warum soll man da gerade mit der Land¬
wirtschaft, also gerade mit demjenigen Teil der kapitalistischen
Wirtschaft beginnen, von dem man wohl ruhigen Gewissens
behaupten kann, daß er an unserem Wirtschaftskörper am
wenigsten als schädlich empfunden wird ? (Schr gut ! rechts) .
Ich glaube, wenn man sozialisieren will, dann soll man an
dem Teil der kapitalistischen Wirtschaft anfangen , den man
als den an unserem Wirtschaftskörper schädlichsten empfindet
(Sehr richtig ! ) . Ich möchte nur ganz kurz auf eines Hin¬
weisen. Es ist ja schon verschiedentlich davon gesprochen wor¬
den, daß nran an den Banken , an dem Großkapital
in geldlicher Beziehung, nicht aber an dem Großgrundbesitz
anfangen könnte. Ich glaube, es wäre auch tatsächlich leichter,
die acht Großbanken Deutschlands dem Sozialisierungs »
gedanken zu unterwerfen als die Tausende von Großgrund¬
besitzen. Übertragen Sie die Sache doch einmal in das
praktische Leben, überblicken Sie doch einmal das praktische
Leben : Wer ist es denn, der dem Handwerker, dem Klein¬
gewerbetreibenden, wenn er nach 4 % Jahren aus dem Kriege
zurückkommt , einen Kredit gewährt ? Jene acht Großbgnken
geben ihm nichts ; sie geben mir denjenigen Leuten Geld, die
bereits in einer guten finanziellen Lage sind, nicht aber ' den¬
jenigen , die es gerade am notwendigsten haben (Sehr richtig!) .
Da wäre vielleicht der Gchanke dtzr SozialisierMg viel eh«
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Angebracht» als wenn man hier absolut an die Landwirtschaft
heran will. Eine Umgestaltung unserer Kreditwesens wäre
zweifellos von ganz hervorragendem Nutzen bei der Ausfüh¬
rung der Sozialisierung . Es wäre dann noch eine ganze
Menge anderer Industrien zu nennen oder auch auf einen
Teil des Handels hinzuweisen : Ich denke nur an den Ge¬
treidehandel , auch an den Export und Import . Alles das
wäre vielleicht der Sozialisierung wert ; bei all diesen Gebie¬
ten läge es vielleicht näher , an die Sozialisierung zu denken ,als bei der Landwirtschaft.

Wenn aber nun absolut bei dieser einmal angefangen wer¬
den soll , dann mutz man doch vor allen Dingen bei denjeni¬
gen ftagen , die in - er Landwirtschaft stehen. Wollen
denn unsere Bauern drautzen tatsächlich , was man hier an¬
strebt, und in welcher Form ? Und was wollen sie drautzen?
Werden Sie nicht vielfach auf Widerstand stohen, wenn man
ihnen sagt : „Ihr sollt nicht mehr Pächter bei der und der
Standesherrschaft sein, Ihr sollt vielmehr das Gut , was Ihr
jetzt bewirtschaftet, in Eigentum haben ! " - Ich haste mich
auch umgefragt und habe den Leuten gesagt : „Selbstverständ¬
lich müßt Ihr das in irgend einer Form erwerben , man
kann es Euch nicht schenken ; denn wenn man Euch das Gut
schenkt, dann benachteiligt man gleichzeitig so und so viele
andere Volksgenoffen, Ihr müht rs also als Eigentum er¬
werben, und dann fragt es sich noch sehr, ob Ihr Euch, wenn
Ihr es für einen zeitgemäßen Preis erwerbt , auch wirklich
besser stellt ! " In den weitaus meisten Fällen habe ich zurAntwort bekommen, sie wollten lieber Pächter bleiben als
Eigentümer werden (Sehr richtig! ) . Da und dort mag "das
vielleicht damit zusammenhängen , daß gerade im Krieg die
Pächter ein außerordentliches gutes Geschäft gemacht haben,weil ihre Pacht noch in der Zeit vor dem Kriege nieder ge¬
stellt war und weil von ihnen im Krieg selbst grötzere Ge¬
winne gemacht werden konnten. Ich will mich wie gesagt nicht
tiefer auf diese Materie einlaffen, weil ich der Ansicht bin,
daß eigentlich berufenere Leute aus der Landwirtschaft selbst
gerade diese Frage untersuchen sollten.

Nun hätte ich noch Einiges zu dem zu sagen, was Herr
Abg. Dr . Kraus gesagt hat . Er hat uns ja ein sehr inter »
effantes Privatissimum über Karl Marx gelesen. Er hataber zugeben muffen, datz bei Marx der materialistische
Grundgedanke überall vorwalte , und datz der idealistische Zugnur wie ein roter Faden sich hindurchziehe. Ich denke , das
sollte doch etwas zu denken geben und uns jedenfalls ver¬
hindern , diese marxistische Theorie so in den Himmel zu
heben, wie eS hier versucht worden ist.

Ich habe überdies bei den Ausführungen des Herrn Dr .Kraus das Gefühl gehabt, datz er politisch wohl einen An¬
griff gemacht hat , daß er wirtschaftlich aber ein Rückzugs¬
gefecht geliefert hat . Und wenn man ein Rückzugsgefecht an »
tritt , so hat man , um im militärischen Bilde zu bleiben, ent¬
weder die Schlacht verloren, oder man bricht sie ab, weil
man keine Aussicht auf Gewinnen hat . Und ich glaube, es
liegt hier wohl der zweite Fall vor : man hat hie Schlacht ab¬
gebrochen , man hat — wieder um im militärischen Bilde zubleiben — das technisch ganz richtig durchgesührt, indem ein
anderer Vertreter der Partei , der Herr Kollege Dr . KoenigS »
b erg er , wieder etwas über das hinausgegangen ist , was
der Herr Kollege Dr . Kraus vorgetragen hatte , weil man
nämlich beim Rückzugsgefecht auch gleichzeitig wieder einen
Vorstoß zu machen pflegt, um sich weitere Deckung zu ver¬
schaffen . Und das ist auch geschehen .

Nun ist verschiedentlich das Wort „Monopolwirt -
schast " für einzelne Großbetriebe und für einzelne Jndu ,strien gefallen. Ich möchte da aus meiner eigenen Praxisetwas anführen . Es sind vorhin verschiedene Namen wie
Thyffen, StinneS usw ., genannt worden, deren Kapitalherr¬
schaft eminent groß hingestellt wurde . Ich bezweifle das
nicht und bestreite das nicht . Abek ich sage mir : Wenn man
diese Monopolwirtschaft *— wie z. B . auch in der Elektrizi¬tätsindustrie , eine Branche, die ich sehr gut kenne —, als dazu
reif bezeichnet , sozialisiert zu werden , da sie ja tatsächlich
schon ein Stück Sozialismus darstelle, so möchte ich nur aufeines Hinweisen: Zweifellos arbeiten z. B. diese großen
Elektrizitätsfirmen , wie A . E . G ., SiemenS -Schuckert , Berg¬mann usw . in gewisser Beziehung monopolartig . Bei Ver¬
gebung großer Aufträge verständigen sie sich untereinander ,um sich nicht gegenseitig allzu sehr zu unteMeten , und das
ist wohl der schärfste Ausdruck des Monopolgedankens. Aber
dieser Monopolgedanke hat vor allen Dingen ein Moment
nicht ausgeschaltet, das zweifellos beim Verstaatlichungs¬
gedanken, beim Kommunalisierungsgedanken oder überhauptbei Überführung dieser Werke in die Gemeinwirtschaft auS-
gos«haltet würde, nämlich den Kampf dieser Gesellschaften,deg technischen örife kquhSMNlchey SorMlrrenzlgmpt unter¬

einander . Wenn Sie diese Firmen , statt sie wie bisherweiter arbeiten zu laffen, nun vergesellschaften oder verstaat¬
lichen oder kommunalisieren, dann wird bei diesen Firmendas Bestreben untereinander , technisch immer das Beste zu
leisten und den Anderen zu überflügeln , wegfallen , ebenso das
kaufmännische Bestreben, die Konkurrenz aus dem Felde zu
schlagen , und damit wird ein Faktor lahmgelegt , der zweifel¬los derjenige war , der unser ganzes wirtschaftliches Leben
vor dem Kriege zu dieser eminenten Höhe emporgetragenhat . Wie Sie das in Ihrer sozialistischen Wirtschaft fertig
bringen wollen, dieses Moment aufrecht zu erhalten und zubeleben, das ist gerade das , was ich am meisten bezweifle. Ich
habe da außerordentlich große Bedenken.Nun hat der Herr Kollege Dr . Kraus gerade das R ä t e-
s y st e m besonders hervorgehoben und gelobt und darauf hin¬
gewiesen, daß man jetzt in der Reichsverfaffung das Räte -
system ja , wie man zu sagen pflegt , „verankern, , wolle und
zwar in gang gewissen von ihm gelobten Formen ! Ich möchteihn da auf eines aufmerksam machen: Dieser Rätegedankehat doch bis zu dem Zeitpunkte, wo er in der Reichsverfas¬sung „verankert " werden soll, sehr merkwürdige Wandlungen
durchgemacht . Er war , ursprünglich etwas anderes , als er
jetzt geworden ist. Ursprünglich hafteten dem Rätegedankenpolitische Bestebungen an . Heute wird der Rätegedanke nurin einer wirffchaftlichen Form noch ausgebaut : es sollen dieArbeiter in den Betrieben Mitwirken, mitraten und -taten . Das
ist eine Idee , die nicht nur von Ihnen anerkannt wird, son¬dern die auch von uns in gleicher Weise unterstützt wind .Das wiffen wir alle aus der Praxis , datz zweifellos auf die¬
sem Wege etwas getan werden mutz. Aber es darf nicht soweit gehen, wie es heute schon in gewissen Betrieben gekom¬men ist, daß man glaubt » aus diesem Rätesystem den Ge¬danken herleiten zu müssen und zu können, daß man einfachsagt: Wir wünschen, z. B . jener Betriebssichrer oder dieseroder jener andere Vomesetzte mutz aus dem Betrieb heraus -kommen. Wenn der Rätegedanke in dieser Form ausgebautwerden soll, wenn den Räten solche Rechte beigelegt werdensollen, dann find sie allerdings von Ubell und dann können
sie von uns nicht unterstützt werden . Hier muffen die Gren -
gen doch etwas enger gezogen werden, als sie von Ihnen ausscheinbar gezogen werden sollen. ^Im übrigen möchte ich darauf aufmerksam machen, datzder Rätegedanke, wie er jetzt propagiert wird, schon in demGedanken vertreten wird, den wir vor Monaten , von Beginnder Revolution an , schon in unserer Partei vertreten haben,datz man aus den einzelnen Berufen nicht „Räte ", wie Siees genannt haben, sondern «Kammern " herauSbilden soll , daßdiese Berufskammern schließlich als oberste Spitze ein berufs¬ständisches Parlament bilden sollen. Wir wiffen, datz dieZukunft für uns nur dann eine aussichtversprechende, eineÄ werden kann, wenn wir vor allen Dingen das wirt¬

liche Leben auf einen gesunden Boden stellen, daß unsalle unsere politische Freiheit , die wir in der Revolution
gewonnen haben, zu nichts nutze ist, wenn wir unser wirt¬
schaftliches Leben zerstören, und wir haben aus dieser Er¬
wägung heraus schon vor Monaten die Schlußfolgerung ge¬zogen , daß wir nicht in dem Einkammersystem , das aufpolitischer Grundlaar und aus politischen Kräften hervorgeht,die Zukunft des Parlamentarismus gesehen haben, sondernden Gedanken vertreten , daß berufsständische Kammern ge-
gründet werden sollen und datz in Liesen berufsständischenKammern die «ckerste Spitze ein berufsständffches Parlamentbilden soll. Sie dürfen also nicht für sich (zu den Sozial¬demokraten) in Anspruch nehmen, datz Sie nun die Trägerdieses neuen Rätegedankens sind . Sie nennen es „Räte -
systom ", wir nennen es mit einem anderen Wort , im letztenSinn aber weiden wir doch beide vielleicht , wenn Sie IhreForderungen noch um einen Pflock zurückstecken, auf den glei¬chen Gedanken und damit aus das Richtige hinauskommen .Es hat bei dieser Gelegenheit der Herr Kollege Dr . Krausdas Wort von den „einsichtigen Arbeitern " fallenlaffen. Es ist ein sehr gutes Wort , und ich glaube , datz es inden Tagen , in denen wir jetzt leben, eigentlich des Pudels Kern
ist, bei allen Fragen : «Die einsichtige Arbeiterschaft". AberSie werden wohl alle mit mir das Gefühl teilen , datz eS der-
hältniSmäßig sehr wenige Arbeiter heute gibt, die einsichtig sind ,und datz eS leider auch eine große Anzahl von Arbeiterführerngibt, die auch dieser Einsicht ermangeln . Wenn da eine Ande -
rung in den grundlegenden Anschauungen herbeigeführt wer.den könnte — und sie kann eigentlich nur von Ihrer Seiteund durch Ihren Einfluß kommen, nicht durch- uns , denn wir
genießen kein Vertrauen und keinen Glauben —, wenn Siedas fertig bringen könnten, dann würden Sie tatsächlich etwa»
Großes leisten , dann würden Sie vielleicht auch wieder auf der
anLkyes Geile den Mauchen auslöseu , datz Sie allmählich apch
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nur eine gesunde Auffassung des SozialisierungZgedankens zu-
tuL <i0mtnett .

Ich wM in dieser Sache nicht weiter Vorgehen . Ich will auch
Las. was der Herr Kollege vr . Koenigsberger ausgeführt
hat, nicht streifen. Die Zeit ist zu weit vorgeschritten, ich will
lieber zum Schluß kommen. Unsere Ansicht ist, daß die Sozia¬
lisierung an sich in der bis jetzt beabsichtigten Form nicht durch -
gesührt werden kann und darf , da ein Borteil für das Allge¬
meinwohl so, wie wir es verstehen. Las Wohl der Gesamtheit
des Volles , dabei nicht herauskommt . Wenn man zu dem
jetzigen Zeitpunkte des tiefsten wirtschaftlichen Notstandes
diese Soznrlisierung beabsichtigt , so können wir dieser Durchfüh¬
rung nur das üble Wort eines . Experiments " zulegen, ja,
man ' muß sich noch schärfer ausdrücken , man könnte fast ia^cn :
Es ist ein Mordversuch an unserm Wirtschafts¬
leben (Ahg, Mayer - Karlsruhe : Sehr richtig! ) , und dazu
werden wir ÜnS nicht hergeben , und ich glaube , auch Sie wollen
sich dazu nicht hergeben. Es handelt sich nur darum , daß man
die Sache einmal richtig erkennt . .

Ich möchte noch auf eines Hinweisen: Ein Teil des Wirt ,
schaftssozialismus, wie er angestrebt wird, ist doch eigentlich
nur durchführbar, wenn gewisse internationale Voraussetzun¬
gen gegeben stad. Denken Sie nur einmal an den 8 -Stunden¬
tag I Nachdem wir aber erlebt haben, daß die politische Inter¬
nationale in einer so schrecklichen Weise ad absurdum geführt
worden ist, wie sie heute ad absurdum geführt ist, sollten wir
uns doch davor hüten , zu glauben , daß nun die wirtschaftlichen
internationalen Voraussetzungen vielleicht eher gegeben sein
könnten und diese Ideen hier weiter durchzuführen wären , als
Lei der politischen Internationale . Ich fürchte, daß wir da
noch viel schlechtere Erfahrungen machen werden , als wie sie
bei der politischen Internationale gemacht worden find (Sehr
richtig! rechts).

'
Auch noch auf eines möchte ich aufmerksam machen. Sie

haben vielleicht in Liesen Tagen gelesen, daß die Entente sich
auf den Standpunkt stellt und unsere Regierung hat wissen
lassen, daß fie es verhüten will, in unserem Reiche zu sozialisie¬
ren. Zu einem Verbot will ste es kommen lassen. Was das be¬
deutet, darüber muß « an sich klar werden . Mir find die Gründe
ei»« solchen Handlungsweise vollständig klar . Die Entente
sagt sich La mtt Recht: Glücken in Deutschland die Sozialifie -
rungSbestrebungen, dann werden zweifellos unsere Arbeiter in
Frankreich , England und Amerika dasselbe tun wollen (Sehr
richtig! bei den Sozialdemokraten ). Glücken Sie aber nicht —
und nun kommt die andere Seite — dann wird die wirtschaft¬
liche Kraft Deutschland» so untergraben , daß die Bedingungen ,
besonder» die wirtschaftlichen Bedingungen , die wir im Frieden
haben, nicht erfüllt werden können (Sehr wahr ! rechts ) . Aus
diesen beiden Gründen , sagt sich die Entente ganz klaren und
xuhigen Geiste », verbiete ich Deutschland, Sozialisierungsexpe¬

rimente zu machen . Ich fürchte, daß wir dann keine Freiheit
mehr haben. Ich fürchte, daß die Entente tatsächlich diesen Ge.
waltschritt unternehmen wird, so gut wie fie andere Gewalt¬
schritte unternommen hat.

Letzten Endes scheint uns die Sozialisierung nur dann er¬
folgversprechend, wenn dabei, wie ich schon verschiedentlich ge¬
sagt habe, für das Allgemeinwohl etwas herausspringt . Viel¬
leicht wäre da noch etwas hinzuzufügen : Eine Voraussetzung
wäre vielleicht auch dann noch gegeben, wenn wir etwas mehr
an den Menschen sozialisieren wollten. Es ist das ja vorhin
yon dem Herrn Kollegen Muser ausgeführt worden, b-u
Sozialisierungsarbeit oder Erziehungsarbeit an den Menschen.
Sorgen wir für diese Sozialisierung , nicht nur an den Gebil¬
deten, — die haben es auch nötig (Sehr richtig! bei den So¬
zialdemokraten ) —, sondern vor allen Dingen an der großen
Masse, daß sie soziales Verständnis bekommen, wirklich so¬
ziales Verständnis nicht nur für ihre Masseninteressen, son¬
dern für die Interessen des Allgemeinwohls, des Gesamtwohls
des Volkes (Sehr gut ! rechts) . Dann wird aus dem sozialen
Verständnis schließlich auch die soziale Verständigung hervor¬
gehen. Eine unbedingte Voraussetzung aber für alles das ist,
daß man mit dieser bisherigen Schlagwortpolitik „Sozialisie¬
rung " und „Planwirtschaft " und wie man es alles nennen
will, bricht.

Nach dieser unserer grundsätzlichen Stellungnahme zur So¬
zialisierungsfrage wird man uns wohl nicht mehr den Vorwurf
machen , daß wir diesen Fragen verständnislos gegenüberstän¬
den . Man wird sich doch nicht der Ansicht verschließen, daß
wir uns die redlichste Mühe geben, der Sozialisierung einen
gesunden Gedanken abzugewinnen , und daß wir den guten
Willen haben, das , was wirklich an echtem Kern in ihr vor¬
handen ist, auch in die Praxis umzusetzen. Damit dieser
Glaube auch Ihnen auf der Linken leichter wird und Sie Yor
allen Dingen auch sehen, daß wir garnicht so sehr abwegig von
Ihnen sind, wenn wir einen Standpunkt einnehmen , vernicht
ganz dem Ihrigen entspricht, möchte ich Sie darauf aufmerk-
sam machen , daß hervorragende Führer und daß derjenige von
Ihnen , der heute an der hervorragendsten Stelle des Reiches
steht , der Reichspräsident Ebert » schon am 1 . Dezember 1818
in einer Kundgebung folgende Worte , mit denen ich schließen
möchte, gebracht hat : „Mit demagogischen Schlagworten laßt
sich nichts ändern , und der Ruf nach allgemeiner Sozialisie¬
rung ! kann nur als Produkt einzelner Phantasten bewertet wer¬
den? (Hört , Hört ! rechts) . „Die Experimente , die man jetzt
anstelle« will, find irreführend von Grund aus , weil sie letzten
Ende» die Existenz de» Arbeit« » gefährden." (Beifall recht») .

Hierauf ipird abgebrochen.

Schluß der Sitzung nach 8 Uhr.

Rednerverzeichnis:

Anzeige neu« Eingänge :
Präsident Kopf

Kurze Anfrage, die V« hastung von Beamten in Kehl betr. :

Mg . Warum (Soz.)
Minist« des Auswärtigen Dietrich

Kurze Ansiage, dm Mangel an Kinderschuhen betr. :
Abg. Ziegelmaier -Oberkirch <Zmtr .)
Minist« des Innern Remmelr

Zweite B« atung üb« dm Gesetzentwurf, die BürgschastS-
übemahm « für ein Darlehen der Stadtgemeind « Kehl durch
dm Staat betr. :

Berichterstatter Abg. Warum (Soz.)
Fortsetzung d« Besvrechung der Interpellation d« Abgg .

vr . KrauS u. Gen ., die Sozialisimung in Badm betr. :
Abg. vr . Komigsberg « (Soz.)
Abg. Hmrich <Zmtr .)
Abg. Mus« <D . Dem . P .)
Arbeüsminist « Rückert
Abg. Mag« (Frd. Bg. Bd.)

Spall «

1133

1134
1134

1135
1135

1136

1137
1146
1153
1162
1165

Verantwortlich für den Bericht über die Verhandlungen : Or . Max Dittler .

und Verlag du G . Braun scheu Hofbuchdruckerei . Beide in Karlsruhe .
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